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1 Einleitung 

Der Begriff „Bioökonomie“ ist ein programmatischer Begriff und umschreibt im deutschsprachigen 

Raum das Ziel einer umfassenden Nutzung des Rohstoffs Biomasse als Basis des Wirtschaftens. Die 

Nutzung von Biomasse wird in einen stofflichen und einen energetischen Nutzungspfad unterteilt, 

wobei ressourceneffiziente Systeme mit Koppel- und Kaskadennutzung angestrebt werden. Ziel ist ein 

Wirtschaftssystem, das sowohl im energetischen als auch im stofflichen Bereich nicht mehr auf fossi-

len Ressourcen basiert, sondern auf der nachhaltigen Nutzung von Biomasse beruht. (BMBF 2014; 

Pietzsch 2017, S. 1-10; BMBF 2010; BMBF und BMEL 2014; BMEL 2014; Grefe 2016). 

Abgesehen von dieser basalen Definition existieren jedoch unterschiedliche Konzeptionen der 

Bioökonomie. Die sozialwissenschaftliche Forschung hat mehrere Leitbilder innerhalb des Bioökono-

mie-Diskurses herausgearbeitet (Bugge et al. 2016; siehe auch Levidow et al. 2012).  

 ein Biotechnologie-orientiertes Leitbild  

 eine auf die ökonomische Nutzung von nachwachsenden Rohstoffen fokussierendes Leitbild 

 ein agrarisch-ökologisch (beziehungsweise sozial-ökologisch) orientiertes Leitbild  

Diese unterschiedlichen Leitbilder stehen im politischen Meinungsstreit um die Deutungshoheit über 

das Konzept der Bioökonomie jedoch oft nur implizit zur Debatte, auch wenn sie sich hinsichtlich ihrer 

politisch-praktischen Implikationen (siehe beispielsweise Hausknost et al. 2017; Scordato et al. 2017) 

ebenso unterscheiden wie bezüglich ihres Verständnisses einer nachhaltigen Entwicklung (Pfau et al. 

2014; Ramcilovic-Suominen und Pülzl 2017) beziehungsweise ihres potenziellen Beitrages dazu 

(Bennich und Belyazid 2017). 

Trotz dieser normativ-konzeptionellen Kontroversen in Bezug auf das Konzept der Bioökonomie wur-

den in jüngerer Vergangenheit auf unterschiedlichen politischen Ebenen und in unterschiedlichen 

Regelungsbereichen Strategien und Maßnahmen zur Realisierung der Bioökonomie verabschiedet 

(für eine Übersicht siehe Meyer 2017; Backhouse et al. 2017). So wurde auf europäischer Ebene be-

reits im Jahr 2005 die “knowledge-based bio-economy” (KBBE) als Teil des siebten Forschungsrah-

menprogramms (FP7) der Europäischen Kommission ausgerufen (Potočnik 2005), welche im Jahr 

2012 in einer eigenen EU-Bioökonomiestrategie mit dem Titel “Innovating for Sustainable Growth: a 

Bioeconomy for Europe” fortgeschrieben wurde (Europäische Kommission  2012c). Auf nationaler 

Ebene verabschiedete die deutsche Bundesregierung im Jahr 2010 die „Nationale Forschungsstrate-

gie BioÖkonomie 2030“ (BMBF 2010), die 2014 durch die „Politikstrategie Bioökonomie“ ergänzt wur-

de, in der die Bundesregierung bestimmte Querschnitts- und Themenfelder festlegte, die mit strategi-

schen Zielen und entsprechenden Maßnahmen unterlegt sind (BMEL 2014).  

Im Rahmen dieser (inter-)nationalen strategischen Ansätze existieren eine Reihe politikfeldspezifi-

scher Institutionen und Policies, welche die Bioökonomie in konkreten politischen Maßnahmen abbil-

den, zum Beispiel für den Forst- und Holzsektor (Kleinschmit et al. 2014; Pülzl et al. 2014). Die Mehr-

heit der Studien analysieren die unterschiedlichen Regelungsbereiche der Bioökonomie aus einer 

steuerungs- oder umsetzungsorientierten Perspektive der Governance-Forschung beziehungsweise in 

Anlehnung an diese (siehe Di Lucia 2013; Lahl 2014; Gawel et al. 2017; Purkus et al. 2018; Le-

wandowski 2018). Die Identifikation technisch passender Instrumente für einen politischen Zweck 

(zum Beispiel Standards, Verbote, Zertifikate-Handel oder freiwillige Kennzeichnung) stehen dabei im 

Fokus der Untersuchungen, während der Zweck als solcher nicht weiter hinterfragt wird. Dadurch 

kann ein technokratischer „Problemlösungsbias“ entstehen (Mayntz 2001), der Interessen- und Ziel-

konflikte weitgehend ausblendet (siehe auch Grande 2012; Terhalle 2015).  

Ausgehend von dieser Kritik ist es das Ziel des Forschungsprojektes „Bio-Ökopoli“, genuine Erkennt-

nisse über die politischen Entscheidungsprozesse der Bioökonomie in zentralen Regelungsbereichen 
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zu gewinnen. Fragen nach typischen Rahmenbedingungen politischer Prozesse der Bioökonomie und 

deren kausalen Wirkmechanismen im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf die politischen Ergebnisse 

(Bioökonomie-Policies) stehen im Mittelpunkt der Untersuchungen. Dabei gilt das besondere Interesse 

den Fragen, welche Rolle Umweltauswirkungen bioökonomischer Verfahren (positiver, negativer, am-

bivalenter oder unklarer Art) in den politischen Prozessen zur Bioökonomie spielen, welche Arten von 

Konflikten sich hier ergeben und wie diese entschieden werden. Dazu werden in den drei Regelungs-

bereichen Biokunststoffe, Biokraftstoffe und Bioenergie (Strom und Wärme) theoriegeleitete Fallstu-

dien durchgeführt, die zum einen die jeweiligen Policyergebnisse erklären sollen und es zum anderen 

erlauben sollen, die jeweiligen Regelungsbereiche sowie gegebenenfalls das „Politikfeld“ Bioökono-

miepolitik näher zu charakterisieren.  

Die vorliegende Übersichtsanalyse stellt die untersuchten Fälle in den genannten Regelungsbereichen 

vor, die aufgrund der relevanten Entscheidungsstrukturen auf europäischer, nationaler oder subnatio-

naler Ebene (Länder- und kommunale Ebene) angesiedelt sein können.  

2 Theoretischer Hintergrund  

2.1 Ansatz Eigendynamischer Politischer Prozesse   

Das Projekt wird aus der Perspektive der Policyanalyse (oder auch synonym: Politikfeldanalyse) – der 

Subdisziplin der Politikwissenschaft, die sich mit der Erklärung des Zustandekommens politischer 

Inhalte befasst – bearbeitet. In der Policyanalyse werden entweder Erklärungsansätze (wie die Partei-

endifferenztheorie, die Machtressourcentheorie oder institutionentheoretische Ansätze) als Alternative 

überprüft. Dabei wird meist mit großer Fallzahl und quantitativen Methoden gearbeitet. Oder aber es 

werden Erklärungsheuristiken verwendet, die helfen, bei der Analyse politischer Prozesse das Zu-

sammenspiel relevanter Faktoren zu beleuchten und zu erklären (Töller 2018c). Solche Heuristiken 

sind zum Beispiel der Akteurzentrierte Institutionalismus (Mayntz und Scharpf 1995) oder der Instituti-

onal Analysis and Development Approach (IAD, Ostrom 2007). Dabei zeigt sich, dass das Prozess-

verständnis solcher Heuristiken überwiegend politische Prozesse als schrittweise, sachrationale Prob-

lemlösungsprozesse konzipiert. Hingegen zeigen sowohl Auseinandersetzungen in der Literatur als 

auch der Blick in die politische Praxis, dass politische Prozesse keine puren Problemlösungsprozesse, 

aber auch keine reinen Interessenaggregationsprozesse sind. Vielmehr spielen Ideologien und Macht, 

aber auch Eigendynamiken und Zufälle eine wichtige Rolle (zum Beispiel aktuell Bollmann und Töller 

2018). Auf diesen Umstand haben bereits Cohen et al. mit ihrem garbage can-Modell hingewiesen, 

welches dann Kingdon mit seinem Multiple Streams-Ansatz (MSA) aufgriff (Cohen et al. 1972; King-

don 1984; 2003). Allerdings ist gerade der MSA schwach, wenn es um die Rolle von Institutionen 

geht. Aus diesen Überlegungen heraus wurde der Ansatz Eigendynamischer Politischer Prozesse 

(AEP) entwickelt (siehe Böcher und Töller 2007; 2012).  

Der AEP ist angelehnt an frühe Varianten des IAD-Ansatzes von Elinor Ostrom (Kiser und Ostrom 

1983) und weist auch Ähnlichkeiten zum Akteurzentrierten Institutionalismus von Mayntz und Scharpf 

auf (Mayntz und Scharpf 1995). Der AEP berücksichtigt jedoch zum einen eine größere Bandbreite 

von Faktoren als die erwähnten Ansätze, zum anderen arbeitet er mit einem Verständnis politischer 

Prozesse, das an den Multiple-Streams-Ansatz von Kingdon angelehnt ist. Politische Prozesse wer-

den weder als schrittweise, sachrationale Problemlösungsprozesse, noch als das Resultat der Aggre-

gation von rationalen Akteursinteressen verstanden. Vielmehr werden politische Prozesse als in ho-

hem Maße eigendynamisch verstanden. Diese Eigendynamik besteht darin, dass beispielsweise Ak-

teure eine andere Handlungsmotivation als nur Problemlösung verfolgen oder politische Instrumente 

anderen Logiken als nur der Lösung politisch definierter Probleme unterliegen (Böcher und Töller 

2012a, S.194f.). Angewendet auf die politischen Prozesse der Bioökonomie lenkt der AEP die Auf-

merksamkeit auf Akteure, Institutionen, Problemstrukturen, Instrumente und situative Aspekte. 
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Das Handeln von Akteuren kann durch rationale Nutzenkalküle angetrieben werden, aber auch durch 

Wahrnehmungen, Werte und Normen. Eine der wichtigsten Akteurstheorien der Politikfeldanalyse, die 

auch im AEP eine zentrale Rolle spielt, ist die Parteiendifferenztheorie, die davon ausgeht, dass sich 

politische Parteien in ihren Positionen zu bestimmten Themen unterscheiden und sich diese Unter-

schiede auch in Beschlüssen von Policies niederschlagen, wenn die jeweilige Partei an der Regierung 

beteiligt ist (Hibbs 1977). Ob dies tatsächlich der Fall ist, unterscheidet sich aber unter anderem nach 

Politikfeldern (für die Umweltpolitik siehe Töller 2017). Für die Bioökonomiepolitik wäre zunächst zu 

untersuchen, ob sich die Positionen der politischen Parteien in Bezug auf Bioökonomie oder bestimm-

te Verfahren der Bioökonomie unterscheiden. Erst dann lässt sich der tatsächliche Einfluss parteipoli-

tischer Konzepte auf tatsächlich getroffene Entscheidungen bestimmen.  

Institutionell stark gerahmte Akteure sind Ministerien und die ihnen nachgeordneten Behörden oder 

die ihnen jeweils zugeordneten Beratungsgremien. Sie verfolgen eine ,Mission‘, die auch den Blick auf 

bestimmte Themen prägt, wie etwa anhand der verschiedenen Perspektiven des Umwelt- und des 

Wirtschaftsministeriums auf Umweltfragen ersichtlich wird (Böcher und Töller 2012a, S. 109ff.; Töller 

2018a).  

Eine zentrale Rolle in der Bioökonomiepolitik spielt wissenschaftliche Beratung. Beratungsgremien mit 

einem im weitesten Sinne umweltpolitischen Hintergrund wie der Sachverständigenrat für Umweltfra-

gen (SRU 2007; 2011), der Wissenschaftliche Beirat globale Umweltentwicklung (WBGU 2011) oder 

auch die Akademie der Wissenschaften (Leopoldina 2012) nehmen dabei kritischere Positionen zur 

Bioökonomie ein als der Bioökonomierat (BÖR 2014). Die Rolle der Wissenschaft in der Bioökono-

miepolitik ist durch Kontroversen geprägt. Ihre Beratung darf daher nicht als homogener, linearer Wis-

senstransfer missverstanden werden (Böcher und Krott 2016; Pregernig und Böcher 2012).  

Auch der Einfluss von Verbänden ist ein zentrales Thema des AEP (Böcher und Töller 2012a, S. 

127ff.; Töller und Böcher 2016a). Bei den Wirtschaftsverbänden sind zum einen die etablierten Wirt-

schaftsverbände, wie etwa der Verband der Chemischen Industrie (VCI), zentrale Akteure, die ihre 

Interessen in politischen Prozessen vertreten (beispielsweise beim Thema Importabhängigkeit im 

Rahmen der Versorgung mit Basis-Chemikalien). Zum anderen kann im Bereich der Bioökonomie 

erwartet werden, dass sich die sogenannten Helferinteressen verbandlich organisieren und ihre Inte-

ressen an der Förderung oder Regulierung bestimmter Techniken oder Verfahren zunehmend gebün-

delt vertreten (Töller und Böcher 2016a). So hat sich bereits 1993 der Verband der Bioplastik-

Hersteller gegründet, der heute als European Bioplastics eine große Bandbreite von Firmen vertritt 

und vor allem in Brüssel die Gesetzgebung verfolgt und beeinflusst (European Bioplastics 2015). Im 

Bereich Biokraftstoffe sind der Bundesverband der Deutschen Bioethanolwirtschaft (BDBe) und die 

Union zur Förderung von Öl- und Proteinpflanzen e. V. (Ufop) wichtige Helferverbände.  

Immer dann, wenn politische Themen auch umweltpolitisch relevant sind, treten Umweltverbände als 

„natürliche“ verbandliche Gegenspieler der Wirtschaftsverbände auf (Töller und Böcher 2016a). Die 

Umweltverbände haben sich, teilweise unterstützt durch das Umweltbundesamt (UBA), in den ver-

gangenen Jahren sehr stark gegen Bioplastik positioniert und dabei zum Beispiel kritisiert, beim Be-

griff „nachwachsende Rohstoffe“ schwinge die Illusion mit, hier handele es sich um unbegrenzt vor-

handene Ressourcen. Stattdessen müsse vorrangig auf langlebigere Produkte gesetzt werden, zumal 

die Abbaubarkeit von Biokunststoffen teils umstritten sei (BUND 2011; 19.07.2013; Detzel et al. 2012). 

Über den konkreten Fall hinaus werden sie aktiv, indem sie zu bestimmten Themen selbst publizieren 

oder wissenschaftliche Studien in Auftrag geben, die in besonderem Maße die Bedingungen für eine 

nachhaltige Nutzung der Bioökonomie thematisieren (BUND 2015 oder Lahl 2014 im Auftrag des NA-

BU). 

Institutionen können verstanden werden als „Sammlung von Regeln und Anreizen“ (Peters 2006, S. 

48), unter denen rationale, nutzenmaximierende Akteure ihre Handlungen und Strategien so auswäh-

len, dass sie den größten Nutzen daraus ziehen. Die unterschiedlichen Entscheidungsregeln auf den 
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verschiedenen Territorialebenen (kommunal, regional, national, europäisch, international) stellen aus 

dieser Sicht unterschiedliche ‚Spielregeln‘ für die Entscheidungen über Bioökonomie-Policies dar, die 

einen Einfluss auf den politischen Prozess und seinen Inhalt haben. Ein Beispiel für den Einfluss von 

Institutionen auf die Bioökonomie ist etwa, dass in Kommunen, in denen Bürgerentscheide vorgese-

hen und durch niedrige Quoren auch leicht zu initiieren sind, die Bürger die relevante kommunale 

Abfallpolitik in eine andere Richtung lenken können, als dies die gewählten Politiker tun wollen (ver-

gleiche mögliche Fallstudie zu Göppingen). Ein anderes Beispiel stellt auf europäischer Ebene der 

Umgang mit Nachhaltigkeitskriterien für Biokraftstoffe bei der Verabschiedung der Richtlinie zu Erneu-

erbaren Energien (RED) 2008 dar. Obwohl vom Europäischen Parlament angemahnt, verzichtete die 

Europäische Kommission darauf, diese in der Richtlinie selbst festzuschreiben, weil insbesondere 

soziale Kriterien (im Gegensatz zu ökologischen) als heikel im Hinblick auf das übergeordnete WTO-

Recht galten (Ackrill und Kay 2011). Stattdessen registrierte die Kommission private Zertifizierungs-

systeme, die solche Kriterien entwickeln und anwenden (Ponte und Daugbjerg 2015, S. 107f.; Laurent 

2015; Vogelpohl und Perbandt 2019). Dieser Fall illustriert die vom AEP betonte ‚Eigendynamik‘ insti-

tutioneller Anpassungsreaktionen, die auch höchst eigenwillige Ausweichreaktionen beinhalten kön-

nen (Töller 2018b).  

Ein weiteres Beispiel für die Bedeutung von Institutionen für die Bioökonomiepolitik stellen staatlich 

veranstaltete Regionen-Wettbewerbe dar, die das Handeln von Akteuren auf der sub-nationalen Ebe-

ne beeinflussen. Als Beispiel kann der Wettbewerb des BMEL „Bioenergieregionen 2009-2015“ gel-

ten, mit dem die Bundesregierung versuchte, Vorreiterregionen der Energiewende im regionalen 

Rahmen zu identifizieren und finanziell zu fördern (BMEL 2015). Diese Form des normativen Instituti-

onalismus, wonach Handeln nicht nur durch Nutzenkalküle beeinflusst wird, sondern auch durch 

„identifying the normatively appropriate behaviors” (March und Olsen 1989 S.  22), kann wichtige Hin-

weise auf die soziale Akzeptanz der Bioökonomie geben (Kleinschmit et al. 2014, S. 404). 

Problemstrukturen beschreiben die Eigenschaften der Probleme, um die es in einem Politikfeld oder 

Regelungsgebiet geht, und wie sich diese auf den politischen Prozess auswirken (Lowi 1972). Die 

Frage dabei ist, ob das Problem leicht zu vermitteln und zu verstehen ist oder vielmehr, wie etwa beim 

Klimawandel, stark von Wissen, Konstruktionen und Vermittlung abhängig ist. Zentral sind auch dem 

Problem innewohnende Konflikte, wie zum Beispiel Verteilungswirkungen, die bestimmte Maßnahmen 

haben (würden). Dabei sind Probleme niemals objektiv gegeben, sondern in hohem Maße davon ab-

hängig, dass sie als solche gesellschaftlich wahrgenommen und politisch definiert werden (Böcher 

und Töller 2012a, S. 89ff.).  

Bei der Bioökonomie ist die Problemstruktur zum einen durch das übergeordnete Thema des Über-

gangs von den fossilen zu den erneuerbaren Rohstoffen geprägt. Wenn hier die Perspektive der Um-

welteffekte ins Spiel kommt, geht es zunächst darum, wie eng oder weit diese betrachtet werden: le-

diglich im Hinblick auf einzelne Effekte, gesamtbilanzierend, oder mit dem Anspruch umfassenderer 

Wandlungsprozesse. Hier sind technische und naturwissenschaftliche Erkenntnisse und Perspektiven 

von besonderer Relevanz und müssen in die primär politikwissenschaftliche Betrachtung eingebunden 

werden. Zum anderen entstehen um die Bioökonomie zwangsläufig erhebliche ökonomische Verdrän-

gungseffekte zwischen Firmen, Branchen, was zu Verteilungseffekten zwischen ‚Gewinnern‘ und ‚Ver-

lierern‘ eines Ausbaus der Bioökonomie führt, und in gewisser Weise auch zu Konflikten zwischen 

Ländern, die jedenfalls zum Teil auch als ökologische Konflikte ausgetragen werden. 

Politische Instrumente wie Ge- oder Verbote, finanzielle Anreizprogramme oder freiwillige Ansätze wie 

Vereinbarungen oder Zertifizierungssysteme sind ein zentrales Thema der Politikfeldanalyse (siehe 

Salamon 2002). Der AEP betont, dass Instrumente keine neutralen technischen Mittel zur Erreichung 

politischer Ziele sind, sondern dass ihre politischen und ideologischen Eigenschaften ihre Verwen-

dung beeinflussen (Böcher und Töller 2012a, S. 117ff.). Beispielsweise sind bestimmte Instrumente 

besser kompatibel mit parteipolitischen Weltsichten oder ideologischen Konjunkturen (zum Beispiel 

Töller 2012a, S. 294ff.). Zudem sind Instrumente stark institutionell beeinflusst (Böcher und Töller 



 

10 
 

2007; 2012a). Das kann für die Bioökonomie anhand des oben angesprochenen Falls der Nachhaltig-

keitskriterien für Biokraftstoffe auf europäischer Ebene gut nachvollzogen werden. Insgesamt spielen 

freiwillige Regulierungen durch Vereinbarungen, freiwillige Kennzeichnung oder Zertifizierungssyste-

me (Töller 2011) eine wichtige Rolle bei der Etablierung der Bioökonomie. 

Unter situativen Aspekten werden externe Einflüsse subsummiert, die den politischen Prozess beein-

flussen, jedoch nur indirekt mit der eigentlichen inhaltlichen Diskussion zusammenhängen. Im Gegen-

satz zu den unter Problemstrukturen subsummierten Faktoren haben situative Aspekte also keinen 

direkten Bezug zum eigentlichen Thema oder Problem. Durch situative Aspekte ändern sich die Rah-

menbedingungen eines politischen Prozesses, was bei der Ausgestaltung von Policies neue Optionen 

eröffnen oder auch vorhandene Optionen verringern kann. Der Erklärungsfaktor situative Aspekte 

umfasst nicht planbare Ereignisse wie Katastrophen, Skandale oder politische Umbrüche, Verände-

rungen politischer Ziele oder auch eine Verschiebung von Machtrelationen zwischen Akteuren. Bei-

spiele für situative Faktoren sind das Reaktorunglück von Fukushima oder Lebensmittelskandale (Bö-

cher und Töller 2012a). 

2.2 Forschungsdesign  

Während der AEP entwickelt wurde um – entsprechend der üblichen policyanalytischen Fragestellung 

das Zustandekommen (oder Nichtzustandekommen) einer Policy oder eines Policywandels zu erklä-

ren (Töller 2018c), verwenden wir ihn hier in etwas anderer Absicht. Die Fragestellung des Projekts 

lautet: 

Was sind typische Rahmenbedingungen politischer Prozesse zur Bioökonomie und wie, 

das heißt über welche kausalen Mechanismen, wirken sich diese auf den Verlauf der politi-

schen Prozesse und auf die politischen Ergebnisse (Bioökonomie-Policies) aus? 

Dabei gilt das besondere Interesse der Frage, welche Rolle Umweltauswirkungen bioökonomischer 

Verfahren (positiver, negativer, ambivalenter oder unklarer Art) in den politischen Prozessen zur 

Bioökonomie spielen und welche Arten von Konflikten sich hier ergeben und wie diese entschieden 

werden. Der AEP wird also verwendet, um die politischen Prozesse in der Bioökonomie generalisie-

rend zu charakterisieren. Es geht darum, zunächst in den drei Regelungsbereichen und dann über 

diese hinweg über den Weg konkreter Policyanalysen zu einer darüber hinausgehenden Charakteri-

sierung des „Politikfeldes“ Bioökonomiepolitik zu gelangen.
1
  

Dabei soll etwa genauer ergründet werden, welches die relevanten Akteure in den Teilpolitikfeldern 

sind, warum und wie diese ihren Einfluss geltend machen, auf welchen Ebenen die für das Politikfeld 

relevanten Entscheidungen getroffen werden und welche ‚Spielregeln‘ dort gelten und wie sich diese 

auswirken, wie sich die jeweilige Problemstruktur typischerweise auf den Verlauf des politischen Pro-

zesses auswirkt und welche Rolle Instrumentendiskurse in den Feldern spielen. 

2.3 Fallauswahl  

In einem zweistufigen Verfahren wurden im ersten Projektjahr die Untersuchungsfälle für die empiri-

schen Fallanalysen anhand eines Kriterienrasters ausgewählt (Tabelle 2.1). Zunächst wurde durch die 

Projektmitarbeiter in den drei Themenfeldern Biokunststoffe, Biokraftstoffe und Bioenergie (Strom und 

Wärme) eine Bestandsaufnahme möglicher Fälle durchgeführt. Aus diesem Pool wurden anschlie-

ßend Fälle für die vertiefende Untersuchung vorgeschlagen und im Projektteam diskutiert. Die daraus 

resultierende Fallauswahl wurde am Ende des ersten Projektjahres auf einem transdisziplinären Sta-

keholder-Workshop präsentiert und mit Fachleuten aus unterschiedlichen thematischen Bereichen 

und gesellschaftlichen Gruppen diskutiert, um die Relevanz der Forschungsergebnisse zu sichern. 

                                                      

1
 Die Diskussion, was ein Politikfeld ist und wie sich eine politikfeldverdächtige Konstellation von einem Politikfeld unterscheidet, 

ist anderswo geführt worden (Loer et al. 2015). 
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Ein Fall besteht für die qualitative Politikfeldanalyse in der Regel aus einer einzelnen politischen Maß-

nahme (Policy) oder einer Gruppe von Maßnahmen (Reiter und Töller 2014, S. 15ff.; vergleiche Blat-

ter et al. 2015, S. 99ff.). Im Projekt Bio-Ökopoli wird eine Bioökonomie-Policy definiert als eine kollek-

tiv verbindliche Regelung, die die wirtschaftliche Nutzung von Biomasse reguliert.  

Für die Auswahl der Fälle wurden im Wesentlichen vier Kriterien herangezogen: 

 territoriale Ebene 

 Relevanz 

 Aktualität  

 Varianz 

Tabelle 2.1: Kriterien für die Fallauswahl im Projekt Bio-Ökopoli 

Kriterium Bezug zu 

 einzelnem Fall (Policy) Themenfeld 

territoriale Ebe-
ne 

 Fall in Deutschland erlassen 
oder Auswirkungen auf 
Deutschland  

 kommunale, regionale, nati-
onale und europäische Ebe-
ne werden einbezogen 

 

Relevanz  Umweltauswirkungen (positi-
ve, negative, ambivalente 
oder unklare) auf Luft. Bo-
den, Wasser, belebte Natur 
und Klima 

 Zielkonflikte zwischen Öko-
nomie und Ökologie vorhan-
den 

 Fall ist typisch für jeweilige 
territoriale Ebene 

Fall ist typisch für jeweiliges Themenfeld 

Aktualität  Policy ist bereits in Kraft ge-
treten 

 Fall ist möglichst aktuell 

 

Varianz   zentrale Akteure und Problem-
strukturen abgebildet 

 für jeweilige territoriale Ebene 
wichtige Entscheidungsverfah-
ren (Institutionen) abgebildet 
 

 

Der Fokus der Studie liegt auf Deutschland. Aus diesem Grund werden nur Policies in Betracht gezo-

gen, die in Deutschland beschlossen wurden oder Auswirkungen auf Deutschland haben. Ziel der 

Fallauswahl ist es dabei, für die drei Themenfelder verschiedene territoriale Ebenen (europäisch, nati-

onal, regional, kommunal) abzubilden, um die Wechselwirkungen der Policies über die verschiedenen 
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Ebenen hinweg abzubilden.
2
 Dafür sollten die Policies bereits in Kraft getreten sein und zu beobacht-

baren Auswirkungen geführt haben. 

Mit dem Kriterium der Relevanz wird sichergestellt, dass die Untersuchung der ausgewählten Fälle die 

politischen Auseinandersetzungen im jeweiligen Themenfeld und auf der jeweiligen politischen Ebene 

möglichst aussagekräftig abbildet. Im Projekt sollen nur solche Policies untersucht werden, für die sich 

Auswirkungen auf die Umwelt feststellen oder erwarten lassen und für die Zielkonflikte zwischen öko-

nomischer Nutzung und ökologischen Zielen vorliegen.  

Die Aktualität der ausgewählten Fälle sichert insbesondere die Produktion von Forschungsergebnis-

sen, die möglichst nahe am aktuellen politischen Geschehen sind und die sich auf zukünftige politi-

sche Prozesse anwenden lassen. Die Relevanz eines Falles wird dabei höher bewertet als die Aktuali-

tät, um die zentralen politischen Prozesse des jeweiligen Themenfeldes abbilden zu können (zum 

Beispiel Kapitel 4.1).     

Weiterhin soll innerhalb der Themenfelder und innerhalb der territorialen Ebenen Varianz im Hinblick 

auf Akteure und Problemstrukturen beziehungsweise im Hinblick auf Entscheidungsverfahren gesi-

chert werden. 

Vor dem in diesem Kapitel erläuterten theoretischen Hintergrund wurden im ersten Projektjahr Vorar-

beiten für die empirischen Fallstudien durchgeführt. Auf der Grundlage von Quellenanalysen (Primär- 

und Sekundärliteratur, Fachvorträge, Fachportale, Pressemeldungen) und Gesprächen mit Experten 

(Projektworkshop, Fachkonferenzen) wurden in den drei Themenfeldern Fälle ausgewählt, die im 

zweiten Projektjahr mit Experteninterviews und weiteren Quellenanalysen vertiefend untersucht wer-

den. Tabelle 2.2. stellt die Fallauswahl zusammenfassend dar.  

In den folgenden Kapiteln werden die Auswahl der Fälle entlang der territorialen Ebenen für jedes 

Themenfeld begründet, die ausgewählten Fälle vorgestellt, Übersichtsanalysen entlang der AEP-

Erklärungsfaktoren durchgeführt und Anknüpfungspunkte für die vertiefende Analyse identifiziert.  

  

                                                      

2
 Im Verlauf der Fallauswahl zeigte sich in allen drei Fallgruppen, dass Schwierigkeiten bestanden, geeignete Policies auf regi-

onaler und kommunaler Ebene zu finden. Es ließen sich zwar einige Fälle identifizieren, diese erfüllten jedoch die Kriterien zur 
Fallauswahl nur teilweise und wurden daher meist als weniger geeignet eingestuft. Für die regionale Ebene wurden aus diesem 
Grund in allen drei Fallgruppen keine Fälle ausgewählt und die abzudeckenden territorialen Ebenen auf drei reduziert: Die 
europäische, die nationale und die kommunale Ebene. 
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Tabelle 2.2: Ausgewählte Fälle im Projekt Bio-Ökopoli (Stand: Juli 2018) 

 

Fallgruppen Bioökonomie 
 

 
Stoffliche Nutzung 

 

 
Energetische Nutzung 

Fallgruppe 1: 
Biokunststoffe 

(FEU) 

Fallgruppe 2: 
Biokraftstoffe 

(FEU) 

Fallgruppe 3:  
Bioenergie 

(OVGU) 

T
e

rr
it

o
ri

a
le

 E
b

e
n

e
n

 

E
U

 

EU-Plastikstrategie  

Erneuerbare-Energien-
Richtlinie (RED 2009) 

Verabschiedung der Novelle der 
Renewable-Energy-Directive Ende 
2018 (RED II 2018) 

Änderung der EU-
Abfallrichtlinie (2008/98/EG) 
und die geplante Änderung 
der Richtlinie für Verpackun-
gen und Verpackungsabfälle 
(94/62/EG) 

ILUC-Richtlinie (2015)  

 Neufassung der Erneuerba-
re-Energien-Richtlinie (RED 
II 2018) 

 

N
a
ti

o
n

a
l 

Verpackungsgesetz Politikwechsel von der 
Steuerbefreiung zur Quo-
te für Bio-kraftstoffe 
(2006) 

Verabschiedung der Novelle 
des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes vom 27. Juni 2014 
(EEG 2014) 

Die Umsetzung der Richt-
linie (EU) 2015/720 im 
nationalen Vergleich (D, 
F, Gr) 

38. BImSchV zur Umset-
zung der ILUC-Richtlinie 
(2017) 

Einführung des Gebäudeenergie-
gesetzes Ende 2018 (GEG 2018) 

   

R
e
g

io
n

a
l 

   

   

K
o

m
m

u
n

a
l 

Umgang mit Biokunststoffen 
in der Abfallverwertung im 
kommunalen Vergleich 

Biomethannutzung bei der 
Berliner Stadtreinigung (ab 
2007) 

Beschluss des Masterplans 100% 
Klimaschutz durch die Landes-
hauptstadt Magdeburg am 
18.01.2018 (MPMD 2018) 

  Beschluss zur Registrierung 
des Ökodorfs Sieben Linden 
als Bioenergiedorf bei der FNR 
(BED122) 
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3 Biokunststoffe  

Bei Biokunststoffen oder Biopolymeren
3
 (im Englischen: bioplastics) handelt es sich um Kunststoffe, 

die – im Gegensatz zu konventionellen Kunststoffen – nicht aus fossilen Rohstoffen hergestellt wer-

den, sondern aus nachwachsenden Rohstoffen. Diese sogenannten Biokunststoffe können biologisch 

abbaubar sein, wobei nicht alle Biokunststoffe über diese Stoffeigenschaft verfügen. Des Weiteren 

gibt es Biokunststoffe, die zwar nicht aus nachwachsenden Rohstoffen hergestellt werden (sondern 

aus petrochemischen Rohstoffen), aber dennoch biologisch abbaubar sind und daher auch unter dem 

Begriff „Biokunststoffe“ aufgeführt werden (vergleiche EPA Network 2017); vergleiche Abbildung 3.1).  

 

Abbildung 3.1: Einteilung der Biokunststoffe im Hinblick auf Rohstoffeinsatz und Abbaubarkeit (Endres und 

Siebert-Raths 2009, S. 5-7) 

 

Biokunststoffe werden häufig als umweltverträglichere Alternative zu konventionellen Kunststoffen 

dargestellt, da das Ersetzen von fossilen durch nachwachsende Rohstoffe bei der Herstellung des 

Produktes zur Einsparung von CO2-Emissionen beitragen kann. Zudem findet die Herstellung von 

Biokunststoffen mit biotechnologischen Verfahren unter „milden, umweltschonenderen Bedingungen“ 

(vergleiche BMBF  2015, S. 7) statt, als dies bei der chemischen Produktion von konventionellen 

Kunststoffen möglich ist (ebd.). Zurzeit werden Biokunststoffe primär noch als sogenannte „Drop-in-

Lösungen“ verwendet, es werden also biobasierte Basischemikalien, die praktisch identisch mit kon-

ventionellen Chemikalien sind, beim Herstellungsprozess (chemische Synthese) integriert. Eines der 

bekanntesten Beispiele hierfür ist das bei Plastikgetränkeflaschen häufig verwendete biobasierte Po-

lyethylenterephtalat (PET) (ebd.). Ausgangsmaterial für diesen Stoff ist in der Regel aus Zuckerohr 

gewonnenes Ethanol. Dementsprechend sind für PET, nach Polyurethan (PUR), auch die Produkti-

onskapazitäten am stärksten ausgebaut (Abbildung 3.2). 

                                                      

3
 Die Begriffe „Biokunststoffe“ und „Biopolymere“ werden im Folgenden synonym verwendet.  
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Langfristig besteht die Zielsetzung für die Hersteller von Biokunststoffen beziehungsweise Biokunst-

stoffprodukten darin, nicht nur zunehmend konventionelle, also erdölbasierte, Kunststoffprodukte zu 

ersetzen, sondern durch Produktinnovationen mit hohem Kundennutzen an (wirtschaftlicher) Bedeu-

tung zu gewinnen (vergleiche BMBF 2010, S.31). Bislang erreichen Biokunststoffe allerdings nur ei-

nen recht geringen Marktanteil im Vergleich zu konventionellen Kunststoffen (Euopean Bioplastics 

2017a), denn zum einen leidet die Wirtschaftlichkeit sowie die Konkurrenzfähigkeit von Biokunststof-

fen unter den im Vergleich zu rohölbasierten Kunststoffen höheren Rohstoffkosten, insbesondere in 

Zeiten niedriger Ölpreise (BÖR  2015). Zum anderen verfügt die petrochemische Industrie über opti-

mierte Produktionsprozesse und Lieferketten sowie eine Vielzahl bereits amortisierter Produktionsan-

lagen, so dass für Kunststoffprodukte hohe Gewinnmargen trotz niedriger Preise erzielt werden kön-

nen (Philp 2015, S. 3065). Dadurch gibt es für die Unternehmen der petrochemischen Industrie kaum 

Anreize, in die Produktion innovativer Materialien auf Basis von nachwachsenden Rohstoffen zu in-

vestieren. Auf der anderen Seite bestehen bei den Herstellern von Biokunststoffen (noch) Probleme 

bei der Erhöhung der Produktionskapazitäten sowie bei der Produkt(weiter)entwicklung, weshalb in 

vielen Bereichen Biokunststoffe und Biokunststoffprodukte noch nicht reif für den Massenmarkt sind 

(ebd.).  

 

 

Abbildung 3.2: Weltweite Produktionskapazitäten Biokunststoffe in 2016 (European Bioplastics 2016) 

 

Ein weiterer Kritikpunkt mit Blick auf Biokunststoffe ist deren Umweltbilanz, die zwar von einigen politi-

schen und gesellschaftlichen Akteuren als starkes Argument für eine stärkere Nutzung von Biokunst-

stoffen angeführt wird, von anderer Seite jedoch deutlich kritischer eingeschätzt wird. Dies betrifft ins-

besondere die Entsorgung von Biokunststoffen. So weist beispielsweise das Environmental Protection 

Agency’s Network (EPA), in welchem unter anderem das Umweltbundesamt aktiv ist, darauf hin, dass 

„biodegradable plastics cannot be considered truly biodegradable at this stage“ (EPA Network 2017, 

S. 17). Diese Einschätzung beruht darauf, dass die Degradation von Biokunststoffen in Abfallverwer-

tungsanlagen bislang nicht ausreichend erforscht wurde. Auch wird darauf verwiesen, dass die stei-

gende Verwendung von Biokunststoffen mittelfristig die getrennte Müllsammlung von (abbaubaren) 

Biokunststoffen und konventionellen Kunststoffen notwendig machen würde (ebd.). Ein weiterer Kritik-

punkt an Biokunststoffen, der generell in Bezug auf die negativen Auswirkungen einer Bioökonomie 
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vorgebracht wird, ist die Gefahr einer Konkurrenz um Ackerland mit dem Anbau von Nahrungsmitteln 

sowie Gefahren für die Biodiversität, die von der Zunahme eines Anbaus von Monokulturen zur Bio-

masseerzeugung ausgehen könnten (EPA Network 2017, S. 16). Zuletzt wird die Förderung und ver-

stärkte Verwendung von Biokunststoffen von kritischen Akteuren als konzeptionell nicht sinnvoll ein-

geschätzt, da hiermit kein Beitrag zur Vermeidung von Plastikabfällen geleistet wird. Stattdessen dro-

he durch die Verwendung von vermeintlich umweltfreundlichen Kunststoffen sogar ein Rebound-

Effekt, weil die Verwendung von Kunststoffen und die Falschentsorgung dieser in die Natur ansteigen 

könnten, weil Produktfähigkeiten wie Kompostierbarkeit durch die Verbraucher falsch eingeschätzt 

werden (UBA 2017a). 

Tabelle 3.1: Fälle „Biokunststoffe“ entlang politischer Ebenen und identifizierter Themenkomplexe 

  Themenkomplex 1: Themenkomplex 2: Themenkomplex 3: 

   Biokunststoffe in der 

Abfallverwertung 

 Der Beitrag von Bio-

kunststoffen zur Lö-

sung des „Plastikprob-

lems“ 

Förderprogramme 

P
o
lit

is
c
h
e
 E

b
e
n

e
 

EU-Ebene: - Änderung der EU-

Abfallrichtlinie 

(2008/98/EG) 

- (Geplante) Änderung 

der Richtlinie für Ver-

packungen und Ver-

packungsabfälle 

(94/62/EG) 

- EU-Plastikstrategie 

- Normierung und 

Zertifizierung auf EU-

Ebene (EN13432) 

- Renewable Energy 

Directive (RED) und 

RED II (Mangelnde 

Förderung von Bio-

kunststoffen als Nicht-

Entscheidung) 

Nationale Ebene:  - Gesetz zur Fortent-

wicklung der haus-

haltsnahen Getrenn-

terfassung von wert-

stoffhaltigen Abfällen 

(Verpackungsgesetz) 

- Umsetzung der 

Richtlinie (EU) 

2015/72 in Deutsch-

land und in ausge-

wählten europäischen 

Staaten 

- Normierung und 

Zertifizierung auf nati-

onaler Ebene (DIN 

CERTCO; ‚Keimling‘ 

etc.) 

Förderprogramm 

Nachwachsende Roh-

stoffe 

Kommunale und 

regionale Ebene: 

- Umgang mit Biokunststoffen in der kommuna-

len Abfallverwertung 

- Public-Private-

Partnerships auf Län-

derebene 

 

Politische Prozesse im Bereich der Bioökonomie, und auch im spezifischen Bereich der Biokunststof-

fe, finden auf den verschiedenen (Regelungs-)Ebenen des politischen Systems statt. Besondere Be-

deutung nimmt hierbei zunehmend die europäische Ebene ein, deren Rechtssetzungsakte das Leben 

von (noch) mehr als 500 Millionen Menschen in 28 europäischen Staaten beeinflussen (eurostat 

2017). Dies gilt insbesondere für ein Querschnittsthema wie Biokunststoffe, welches neben umwelt- 

und agrarpolitischen Fragestellungen auch wirtschaftspolitische Fragestellungen tangiert. Daraus 
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folgt, dass der europäischen Ebene im Rahmen dieser Untersuchung eine zentrale Rolle zukommt, 

dies spiegelt sich auch in der Fallauswahl wider.  

Generell ist dabei über alle Regelungsebenen festzustellen, dass das Thema „Biokunststoffe“ nicht 

oder zumindest kaum als eigenständiges Thema Einzug in die politische Debatte findet. Stattdessen 

werden Biokunststoffe in aller Regel im Kontext anderer Themenkomplexe behandelt. Dies lässt sich 

für die europäische Ebene feststellen, gilt analog aber auch auf den anderen Untersuchungsebenen. 

Die untenstehende Tabelle 3.1 ordnet die identifizierten Fälle jeweils einem Themenkomplex sowie 

der entsprechenden politischen Ebene zu. Als Themenkomplexe wurden dabei die Themenkomplexe 

„Biokunststoffe in der Abfallverwertung“, „Der Beitrag von Biokunststoffen zur Lösung des ‚Plastikprob-

lems‘“ sowie „Förderprogramme“ herausgearbeitet.  

3.1 Europäische Ebene  

Auf EU-Ebene werden zum einen der Beschluss der EU-Plastikstrategie und deren zukünftige Umset-

zung während des Untersuchungszeitraums als zu untersuchender Fall herangezogen. Des Weiteren 

werden die Änderung der Abfallrichtlinie (2008/98/EG) und die Änderung der Richtlinie für Verpackun-

gen und Verpackungsabfälle (94/62/EG) untersucht, die starke thematische Überschneidungen auf-

weisen.  

Bereits 2012 wurde in der europäischen Bioökonomie-Strategie (EU Bioeconomy Strategy - „Innovat-

ing for Sustainable Growth: A Bioeconomy for Europe“) festgestellt, dass die Papier-, die Nahrungs-

mittel- sowie die Chemieindustrie in der EU „emit significant amounts of GHG, but also store important 

amounts of carbon in their products“ (Europäische Kommission 2012c, S. 2). Aus diesem Grund war 

eines der Ziele der Bioökonomie-Strategie „the partial replacement of non-renewable products by mo-

re sustainable bio-based ones” (Europäische Kommission 2012c, S. 5). Damit räumte die Strategie 

der Produktion von nachwachsenden biologischen Ressourcen und deren Umwandlung in biobasierte 

Produkte und Bioenergie eine große Bedeutung ein. In der Folge wurde die Bioökonomie-Strategie 

überarbeitet und weiterentwickelt, das Ergebnis stellt das EU-Kreislaufwirtschaftspaket dar, auf des-

sen Grundlage darüber hinaus 2018 eine überarbeitete Bioökonomie-Strategie vorgestellt werden soll 

(vergleiche Europäische Kommission 2018c). Ziel des EU-Kreislaufwirtschaftspakets ist die Unterstüt-

zung einer funktionierenden und geschlossenen Kreislaufwirtschaft in jedem Schritt der Wertschöp-

fungskette (vergleiche Europäische Kommission 2015). Um dieses Ziel zu erreichen, wurden fünf „pri-

ority areas“ (ebd.) identifiziert. Hierzu gehören auch Kunststoffe sowie Biomasse und biobasierte Pro-

dukte. 

3.1.1 Die EU-Plastikstrategie 

3.1.1.1 Fallbeschreibung 

Die konkrete Umsetzung von (politischen) Vorhaben im Bereich der „priority area“ Plastik soll mit der 

EU-Plastikstrategie geregelt werden. Hierfür wurde zunächst im Januar 2017 eine „Roadmap for a 

Strategy on Plastics in a Circular Economy“ vorgestellt, welche unter anderem Fragestellungen auf-

greift, die zuvor bereits im „Green Paper on a European Strategy on Plastic Waste in the Environment“ 

von 2013 vorgestellt wurden. Die „Roadmap“ stellte ein klares Bekenntnis zu dem Umstand dar, dass 

den Herausforderungen, die von der intensiven Plastiknutzung ausgehen, durch Maßnahmen in allen 

Bereichen der Wertschöpfungskette entgegengetreten werden muss (Europäische Kommission 

2017e). Die zentralen Leitlinien der geplanten EU-Plastikstrategie wurden zunächst im September 

2017 auf der European Commission Conference on „Reinventing Plastics – Closing the Circle“ in 

Brüssel vorgestellt (vergleiche Bieńkowska 2017). Zum anderen fanden Inhalte der Plastikstrategie 

auch bereits in die ebenfalls im September 2017 veröffentlichten EU Industrial Policy Strategy („Inves-

tition in eine intelligente, innovative und nachhaltige Industrie. Eine neue Strategie für die Industriepoli-

tik der EU“) Eingang (Europäische Kommission 2017d).  
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Die Plastikstrategie sollte, laut der zuständigen EU-Kommissarin Elzbieta Bieńkowska, drei Kernberei-

che umfassen (Bieńkowska 2017, S. 3-4):  

1. Die Verringerung der Nutzung von fossilen Rohstoffen,   

2. eine Stärkung des Marktes für Sekundärrohstoffe sowie  

3. die Steigerung der Nachhaltigkeit von Kunststoffen und Kunststoffprodukten.  

Um diese Ziele zu erreichen, werde die „innovation of the whole plastic system, built on shared vision 

and enhanced cooperation between all stakeholders“ (Europäische Kommission 2017e, S.  3) not-

wendig sein. An Vorschlägen, welche konkreten Regelungen eingeführt werden sollten, um die avi-

sierten Ziele im Bereich Plastik zu erreichen, mangelte es dabei nicht. So wies beispielsweise Euro-

pean Bioplastics e.V. auf die Einsparpotentiale bei CO2-Emissionen hin, die mit einer Umstellung von 

fossilen auf nachwachsende Rohstoffe für die Kunststoffproduktion einhergingen, und forderte unter 

anderem die Einführung von finanziellen Anreizen für eine stärkere Marktdurchdringung von Biokunst-

stoffen (European Bioplastics 2017b), sowie weitreichenden gesetzlichen Regelungen.  

Am 16.01.2018 wurde die Plastikstrategie schließlich unter dem Titel „A European Strategy for Plas-

tics in a Circular Economy“ veröffentlicht. Darin wird festgestellt, dass die bisherige Produktion, Nut-

zung und Entsorgung von Kunststoffen zum einen schädlich für die Umwelt sind, zum anderen die 

ökonomischen Potentiale eines zirkularen Wirtschaftsansatzes nicht realisiert werden Europäische 

Kommission 2018a). Unter Bezug auf die große wirtschaftliche Bedeutung der Kunststoffindustrie für 

die Europäische Union sowie unter Rückbezug auf das 2015 vorgestellte EU-Kreislaufwirtschaftspaket 

(ebd.) werden in der Folge ambitionierte Ziele für die zukünftige Plastikproduktion, -nutzung und -

verwertung in der EU entwickelt und vorgestellt. Insbesondere sollen bis 2030 alle in der EU verwen-

deten Plastikverpackungen recycelbar sein (ebd.). Dies stellt insofern ein hoch gestecktes Ziel dar, 

weil recyceltes Plastik aktuell nur 6 % der gesamten Plastikproduktion in der EU ausmacht (Europäi-

sche Kommission 2018a, S.  3). Dies ist primär mit den günstigen Rohstoffpreisen zu begründen, die 

es für die kunststoffproduzierende Industrie unattraktiv machen, in neue Recyclingkapazitäten zu in-

vestieren oder technologische Prozesse weiterzuentwickeln (ebd.).  

Gegenüber Biokunststoffen nehmen die Verfasser der Plastikstrategie eine ambivalente Haltung ein. 

Auf der einen Seite wird auf die bestehenden Kritikpunkte gegenüber Biokunststoffen hingewiesen, 

wie beispielsweise die Probleme der Falschentsorgung ohne separate Abfallsammlungen, und, damit 

einhergehend, mögliche Risiken für Entsorgungsanlagen, die mechanisches Recycling verwenden 

(Europäische Kommission 2018a, S. 5). Zugleich wird jedoch konstatiert, dass insbesondere biolo-

gisch abbaubare Kunststoffe in manchen Anwendungsgebieten einen klaren Mehrwert bedeuten und 

demzufolge Innovationen und Weiterentwicklungen in diesem Bereich begrüßt werden (ebd.). Daraus 

leitet sich eine Forderung der Plastikstrategie ab, wonach verstärkt nachwachsende Ressourcen für 

die Plastikproduktion verwendet werden sollen, wenn zweifelsfrei nachgewiesen werden kann, dass 

diese eine bessere Nachhaltigkeitsbilanz aufweisen als nichterneuerbare Ressourcen (Europäische 

Kommission 2018a, S. 6). In solchen Fällen, in denen biologisch abbaubare Kunststoffe signifikante 

ökologische Vorteile gegenüber anderen Produkten bieten, stellt die Kommission darüber hinaus in 

Aussicht, Innovationsförderung zu betreiben und Marktanreizprogramme aufzulegen (Europäische 

Kommission 2018a, S. 13).  

Zusammengefasst kann festgestellt werden, dass die Kommission Biokunststoffen (insbesondere 

biologisch abbaubaren Biokunststoffen) zutraut, eine durchaus wichtige Rolle bei der erfolgreichen 

Umsetzung der Plastikstrategie einzunehmen.  

3.1.1.2 Begründung der Fallauswahl vor dem Hintergrund des AEP 

Das Interesse an der Plastikstrategie ist zweigeteilt: Zum einen ist von Interesse, wie die genaue Aus-

gestaltung der Plastikstrategie unter Rückgriff auf den AEP zu erklären ist. Zum anderen gilt es zu 

untersuchen, welche konkreten für Biokunststoffe relevanten Maßnahmen aus der Plastikstrategie 
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abgeleitet werden und – soweit im Projektzeitraum ausgearbeitet – wie die konkrete Ausgestaltung 

dieser Maßnahmen aus politikfeldanalytischer Perspektive zu erklären ist. Ein aktuelles Beispiel hi-

erfür ist das „Proposal for a Directive of the European Parliament and of the Council on the reduction 

of the impact of certain plastic products on the environment”, welches die Europäische Kommission 

am 28.05.2018 vorgelegt hat. Zentrales Ziel dieser geplanten Richtlinie ist es, die Verschmutzung der 

Meere durch nur einmalig genutzte Plastikprodukte zu reduzieren. Dieses Ziel soll auch durch die 

Förderung von biobasierten Produkten erreicht werden (Europäische Kommission 2018b).  

Es ist anzunehmen, dass eine Vielzahl von politischen und gesellschaftlichen Akteuren darum bemüht 

war, die konkrete Ausgestaltung der Strategie zu beeinflussen. Ähnliches lässt sich für die konkrete 

Entwicklung von Maßnahmen auf Grundlage der Plastikstrategie erwarten. Hieraus leiten sich konflikt-

reiche Akteursstrukturen ab, insbesondere mit Blick auf die involvierten gesellschaftlichen Akteure 

kann eine stark differenzierte Interessenlage konstatiert werden. Dies gilt gleichermaßen für Akteure 

mit wirtschaftlichen Interessen (wie beispielsweise „konventionellen“ Kunststoffproduzenten und Pro-

duzenten von Biokunststoffen, aber auch für Entsorgungsunternehmen) als auch für Umweltverbände, 

deren Interessen sich als ambivalent herausstellen könnten: Zwar ist diesen an einer Reduzierung der 

Umweltbelastungen durch Plastik gelegen – inwieweit allerdings Biokunststoffe hierzu einen nen-

nenswerten Beitrag leisten können, wird häufig von Seiten der Umweltverbände bezweifelt (vergleiche 

statt vieler Deutsche Umwelthilfe 2017).  

Mit Blick auf den institutionellen Rahmen müssen zuvorderst die Organe der Europäischen Union 

untersucht werden. Bezugnehmend auf die Entscheidungsprozesse in der Europäischen Union rücken 

aber auch nationale Institutionen in das Blickfeld der Untersuchung.  

Zudem zeichnet sich dieser Fall durch komplexe Problemstrukturen aus. Dies spiegelt sich bereits in 

den Zielen der Plastikstrategie wieder, die zum einen in Investitionen und Innovationen in der Plastik-

industrie (und anderen involvierten Industrien) wie auch in der Förderung von Wirtschaftswachstum 

und der Schaffung von Arbeitsplätzen liegen. Neben diesen dezidiert ökonomischen Zielen sollen die 

Wertschöpfungsketten in dieser Industrie allerdings auch „more circular“ (Europäische Kommission 

2017e, S. 3) und ressourceneffizienter werden sowie eine Reduzierung der CO2-Emissionen erreicht 

werden. Zudem wurde in den Entwürfen eine recht unkritische Position gegenüber möglicher negati-

ver Umweltauswirkungen von Biokunststoffen eingenommen. In der Plastikstrategie selbst finden die-

se Aspekte stärker Berücksichtigung, doch zentrale Probleme, wie beispielsweise mögliche negative 

Umweltauswirkungen durch eine stark steigende Nachfrage nach nachwachsenden Rohstoffen, wer-

den nicht thematisiert. Ausgeblendet werden darüber hinaus auch bestehende Probleme der Bioöko-

nomie als Ganzes, wie etwa eine starke Biomassekonkurrenz, als auch der Biokunststoffbranche im 

Speziellen, wie zum Bespiel die häufig mangelnde wirtschaftliche Konkurrenzfähigkeit von Biokunst-

stoffprodukten gegenüber konventionellen Kunststoffprodukten. 

Instrumentenalternativen können hier nur in Bezug auf die aus der EU-Plastikstrategie abgeleiteten 

Maßnahmen diskutiert werden, da die in der EU-Plastikstrategie selbst keine konkreten Instrumente 

vorgeschlagen werden.  
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3.1.2 Die Änderung der EU-Abfallrahmenrichtlinie (2008/98/EG) und die Richt-

linie (EU) 2018/852 zur Änderung der Richtlinie für Verpackungen und 

Verpackungsabfälle (94/62/EG) 

3.1.2.1 Fallbeschreibung 

Zur weiteren Verbesserung des Abfallmanagements in der EU brachte die Europäische Kommission 

im Dezember 2015 – als Teil eines Wandels hin zu einer stärker ausgeprägten Kreislaufwirtschaft – 

vier Gesetzgebungsvorschläge ein (Bourguignon 2017). Für die Fallgruppe der Biokunststoffe sind 

insbesondere die Änderung der Richtlinie 2008/98/EG über Abfälle durch die Verordnung (EU) 

2017/997 sowie die Richtlinie (EU) 2018/852 zur Änderung der Richtlinie 94/62/EG über Verpackun-

gen und Verpackungsabfälle von Bedeutung.  

Die Richtlinie 2008/98/EG wurde durch die Verordnung (EU) 2017/997 des Rates vom 08. Juni 2017 

geändert und ist seit dem 05. Juli 2018 gültig. Der Änderungsbedarf wurde damit begründet, dass die 

Abfallbewirtschaftung in der EU weiter verbessert werden sollte. Dies sei zum einen notwendig, um 

die Umwelt und die menschliche Gesundheit zu schützen, zum anderen jedoch auch, um „eine um-

sichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen zu gewährleisten und eine stärker 

kreislauforientierte Wirtschaft zu fördern“ (Europäische Kommission 2015, S. 8).  

Mit Blick auf die Rolle von Biokunststoffen ist einerseits von Bedeutung, dass durch die Erhöhung von 

Zielvorgaben für die Vorbereitung zur Wiederverwendung sowie durch Recycling von Siedlungsabfäl-

len sichergestellt werden soll, dass wertvolle Abfallstoffe wiederverwendet beziehungsweise wirksam 

recycelt werden, wodurch Fortschritte bei der Schaffung einer Kreislaufwirtschaft erreicht werden sol-

len (Europäische Kommission 2015, S. 11). Hierfür soll unter anderem auch auf eine europaweite 

Getrenntsammlung von Bioabfällen hingearbeitet und diese durch Maßnahmen wie den Einsatz zerti-

fiziert kompostierbarer Bioabfallbeutel unterstützt werden (Europäische Kommission 2015, S. 12). 

Andererseits ist von Bedeutung, dass allgemein „die Verwendung von umweltverträglichen Materialien 

aus Bioabfällen“ (Europäische Kommission 2015, S. 24) gefördert werden soll und „organisches Re-

cycling“ in die Recycling-Definition der EU-Abfallrichtlinie integriert wird (Europäisches Parlament 

2017, S.10).  

Die Änderung der Richtlinie 94/62/EG über Verpackungen und Verpackungsabfälle wurde mit der 

Richtlinie (EU) 2018/852 vom 30. Mai 2018 vorgenommen. Hierfür wurde zunächst am 09.02.2017 ein 

Vorschlag für eine Richtlinie zur Änderung der Richtlinie vorgelegt (sogenanntes Abfallpaket), dem 

das Europäische Parlament am 14.03.2017 mit einigen Änderungen und Ergänzungen in der ersten 

Lesung zugestimmt hat (Europäisches Parlament 2017). Ziel der vorgeschlagenen Änderungen war 

ebenfalls, den Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft zu befördern. Dabei geht sowohl aus dem ur-

sprünglichen Entwurf vom 23.05.2016 als auch aus den Abänderungen des Europäischen Parlaments 

vom 14.03.2017 hervor, dass der Förderung der Verwendung von biobasierten Kunststoffen eine 

wichtige Rolle zugesprochen werden soll. So wird im Entwurf unter anderem festgestellt:  

„It is important that, where possible and appropriate, Member States should take 

measures to encourage the use of bio-based packaging, improving market condi-

tions for such products and reviewing existing legislation which hampers its use” 

(Europäisches Parlament 2016, S. 22–23).  

Diese Überzeugung drückt das Europäische Parlament auch in den Abänderungen vom 14.03.2017 

noch einmal aus:  

„Improving market conditions for bio-based recyclable packaging and compostable 

biodegradable packaging and reviewing existing law hampering the use of those 

materials offers the opportunity to stimulate further research and innovation and to 

substitute fossil fuel-based feedstocks with renewable sources for the production 
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of packaging, where beneficial from a lifecycle perspective, and support further or-

ganic recycling” (Europäisches Parlament 2017, S. 8).  

Am 19. Mai 2017 einigte sich der Rat auf eine gemeinsame Position, welches allerdings nicht öffent-

lich gemacht wurde (Europäisches Parlament 2017). Die Trilog-Verhandlungen
4
 starteten daraufhin 

am 30. Mai 2017. Am 18. Dezember 2017 wurde eine provisorische Einigung erreicht, die zunächst 

am 23.02.2018 im Rat und am 27.02.2018 vom zuständigen Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche 

Gesundheit und Lebensmittelsicherheit des Europäischen Parlamentes gebilligt wurde (Europäisches 

Parlament 2018b). Am 30. Mai 2018 wurde schließlich durch das Europäische Parlament und den Rat 

die Änderung der Richtlinie 94/62/EG durch die Richtlinie (EU) 2018/852 erlassen (Europäisches Par-

lament; Rat der Europäischen Union 2018). Ein wichtiger Aspekt der Änderung der Richtlinie in Bezug 

auf Biokunststoffe besteht darin, dass deren Potentiale wahrgenommen werden, alternative Verpa-

ckungsmaterialien bereitzustellen und damit unter anderem auch die Abhängigkeit der Europäischen 

Union von importierten Rohstoffen zu verringern: „Biobasierte, recycelbare Verpackungen und kom-

postierbare, biologisch abbaubare Verpackungen könnten eine Gelegenheit bieten, erneuerbare Quel-

len für die Herstellung von Verpackungen zu fördern, wenn sich dies im Rahmen eines Lebenszyklus-

konzeptes nachweislich als sinnvoll erweist“ (Europäisches Parlament; Rat der Europäischen Union 

2018).  

3.1.2.2 Begründung der Fallauswahl vor dem Hintergrund des AEP 

Es ist vorstellbar, dass sowohl die Änderung der Richtlinie 2008/98/EG über Abfälle sowie die Richtli-

nie 2018/852 zur Änderung der Richtlinie 94/62/EG über Verpackungen und Verpackungsabfälle Ein-

fluss auf die Marktposition von Biokunststoffen nehmen und diesen zukünftig eine wichtigere Rolle im 

Gefüge einer kreislaufbasierten Wirtschaft zukommen wird.  

Bei der Untersuchung der Änderungen beziehungsweise Überarbeitungen der beiden Richtlinien sind 

zum einen die bestehenden Akteursstrukturen von Interesse und darauf basierend die Frage, welche 

politischen und gesellschaftlichen Akteure Einfluss auf die konkrete Ausgestaltung der Änderungen 

genommen haben. Von Interesse ist auch hier, ähnlich wie bei der EU-Plastikstrategie, die Frage, 

welche der gesellschaftlichen Akteure ihre Interessen durchsetzen konnten oder ob eher konsensori-

entierte, die Einzelinteressen gegeneinander abwägende Politikentscheidungen getroffen wurden.  

Die bestehenden Problemstrukturen für diesen Fall weisen starke Überschneidungen zu den für die 

EU-Plastikstrategie dargestellten Problemstrukturen auf. So ist etwa stark umstritten, inwieweit Bio-

kunststoffe einen Beitrag dazu leisten können, die Getrenntsammlung von Bioabfällen zu verbessern 

oder effizienter zu gestalten. Ebenso gibt es widerstreitende Meinungen hinsichtlich der Eignung von 

Biokunststoffen als Substitut für konventionelle Kunststoffe für die Herstellung von Verpackungsmate-

rialien. Als weiterer Aspekt im Rahmen der Problemstrukturen ist zudem darauf hinzuweisen, dass in 

Bezug auf den gesamten Abfallentsorgungsprozess und die möglicherweise daraus entstehenden 

Umweltprobleme eine sehr stark ausgeprägte Heterogenität der EU-Staaten zu konstatieren ist. Es gilt 

zu untersuchen, inwiefern sich dieser Umstand auf die konkrete Ausgestaltung der Policy ausgewirkt 

hat und wie der Aushandlungsprozess hierdurch beeinflusst wurde. 

                                                      

4
 Das sogenannte Trilogverfahren im Rahmen des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens sieht Verhandlungen zwischen den 

am Rechtssetzungsprozess beteiligten Institutionen vor, also primär zwischen Vertretern des Rates in der jeweils zuständigen 
Konfiguration und Vertretern des Europäischen Parlaments (in der Regel der zuständige Berichterstatter sowie die Schattenbe-
richterstatter). Die Europäische Kommission, welche im Gesetzgebungsprozess als Initiator der Gesetzgebung fungiert, nimmt 
an den Verhandlungen ebenfalls teil, hat aber primär eine verhandlungsleitende Rolle inne. Ursprünglich wurden solche Trilog-
verhandlungen aufgenommen, wenn der Rat Änderungsvorschläge des Europäischen Parlaments aus der zweiten Lesung nicht 
zustimmte, es kommt dann zur Einberufung eines Vermittlungsausschusses der im Trilogformat arbeitet. Um die Einberufung 
dieser Ausschüsse zu verhindern und generell die Effizienz der Gesetzgebungsverfahren zu beschleunigen, kommt es inzwi-
schen aber extrem häufig zu sogenannten „informellen“ Trilogverfahren. Dies führt dazu, dass inzwischen bei der überragenden 
Mehrheit aller Gesetzentwürfe ein Beschluss bereits nach der ersten Lesung erreicht werden kann. Dieser gesteigerten Effizi-
enz steht allerdings ein Mangel an Transparenz gegenüber, denn diese Verfahren sind der Öffentlichkeit nicht zugänglich, 
ebenso wenig die angefertigten Protokolle (Europäisches Parlament 2014). 
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Bezogen auf den institutionellen Rahmen gilt es insbesondere zu untersuchen, welchen Einfluss die 

Strukturen der Entscheidungsfindung innerhalb der EU auf die Policy hatten und inwiefern die Natio-

nalstaaten diese beeinflussten. Hierbei stellt sich auch die Frage, ob einigen Nationalstaaten an einer 

einheitlichen europäischen Lösung gelegen war, um möglicherweise bestehende oder entstehende 

Zielkonflikte nicht auf nationaler Ebene verhandeln zu müssen.  

Fragen zu Instrumentenalternativen muss ebenfalls nachgegangen werden. So wird zwar deutlich, 

dass die stärkere Markteinbindung von Biokunststoffen gefördert werden soll, aber auf die Implemen-

tation „starker“ Instrumente (wie Ge- oder Verbote oder die Schaffung steuerlicher Anreize) wird wei-

terhin verzichtet. 

Zuletzt ist davon auszugehen, dass auch situative Aspekte bei diesem Fall eine Rolle spielen, ist doch 

die Thematik der Verschmutzung insbesondere der marinen Ökosysteme durch Plastikverpackungen 

und andere Plastikabfälle in jüngerer Vergangenheit stärker auf die politische Agenda gerückt.  

3.2 Nationale Ebene 

Ebenso wie auf der europäischen Ebene gilt auch auf nationaler Ebene, dass das Thema „Biokunst-

stoffe“ primär als Querschnittsthema verhandelt wird, welches in verschiedenen Themenkomplexen 

eine – wenn auch häufig recht kleine – Rolle spielt. Nichtsdestotrotz ist es lohnenswert, Policies auf 

der nationalen Ebene zu untersuchen, da die politischen Entscheidungen auf dieser Ebene unmittel-

bare Auswirkungen auf die Marktsituation von Unternehmen in betroffenen Branchen haben. Dies ist 

bei Rechtsakten auf europäischer Ebene bekanntlich nur der Fall, wenn es sich um Verordnungen 

handelt, wohingegen Richtlinien zunächst von den Nationalstaaten in geltendes Recht überführt wer-

den müssen.  

3.2.1 Die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/720 in Deutschland und in aus-

gewählten europäischen Staaten 

3.2.1.1 Fallbeschreibung 

Die Richtlinie (EU) 2015/720 vom 29. April 2015 schreibt vor, dass in den Mitgliedsstaaten der EU 

Maßnahmen eingeführt werden, um „(…) eine dauerhafte Verringerung des Verbrauchs an leichten 

Kunststofftragetaschen in ihrem Hoheitsgebiet zu erreichen“ (Europäisches Parlament; Rat der Euro-

päischen Union 2015) L 115/13). Ziel der Richtlinie ist es, negative Auswirkungen von Verpackungen 

und Verpackungsabfällen auf die Umwelt zu vermeiden beziehungsweise zu reduzieren und damit 

eine starke Vermüllung und ineffiziente Ressourcennutzung zu bekämpfen (ebd.). Hierzu müssen die 

Mitgliedsstaaten geeignete Maßnahmen ergreifen um zu gewährleisten, dass „(…) dass der jährliche 

Verbrauch an leichten Kunststofftragetaschen pro Person bis 31. Dezember 2019 höchstens 90 und 

bis 31. Dezember 2025 höchstens 40 beträgt (…)“ (Europäisches Parlament; Rat der Europäischen 

Union 2015). Des Weiteren soll mit der Richtlinie dem Problem begegnet werden, dass die derzeitigen 

Recyclingraten von leichten Kunststofftragetaschen extrem niedrig sind und voraussichtlich auch in 

naher Zukunft nicht ansteigen. Explizit wird den Mitgliedsstaaten freigestellt, die Richtlinie auch mithil-

fe von wirtschaftlichen Instrumenten wie „Preisfestsetzung, Steuern und Abgaben“ umzusetzen, da 

diese sich bereits als sehr effektiv zur Reduzierung des Kunststofftaschenverbrauchs erwiesen haben 

(ebd.).  

Mit Blick auf die Verbreitung und Bedeutung von Biokunststoffen ist von Interesse, dass in Frankreich 

auf Grundlage des Energiewandel-Gesetzes bereits 2016 zur Umsetzung der Richtlinie eine Vorgabe 

implementiert wurde, wonach bestimmte Verpackungstypen sowie Obst- und Gemüsebeutel künftig 

aus biobasiertem und biologisch abbaubarem Kunststoff herzustellen sind (kooperationsnetzwerk 

bioplastik 2015; Ministry of Environment, Energy and the Sea 2016). Dies ist zulässig, da biologisch 

abbaubare und kompostierbare Kunststofftragetaschen nicht unter die nach der Richtlinie zu reduzie-

renden „leichten Kunststofftragetaschen“ fallen. In Deutschland dagegen wurde zur Umsetzung der 

Richtlinie eine freiwillige Vereinbarung zwischen dem Handelsverband Deutschland (HDE) und dem 
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Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) geschlossen, durch 

welche die dauerhafte Verringerung des Verbrauchs erreicht werden soll (BMUB, HDE o.J.). Andere 

europäische Staaten setzten dagegen auf marktwirtschaftliche Instrumente, wie beispielsweise auf 

eine verpflichtende Abgabe auf Plastiktüten. So hat Griechenland zum 01. Januar 2018 eine ver-

pflichtende Gebühr von vier Cent pro Plastiktüte eingeführt, die bis 2019 auf neun Cent steigen soll 

(Spiegel Online 2018). 

3.2.1.2 Begründung der Fallauswahl vor dem Hintergrund des AEP 

Die Falluntersuchung soll auf die Umsetzung der Richtlinie in Deutschland fokussieren, ergänzend soll 

allerdings auch die Umsetzung der Richtlinie in anderen ausgewählten europäischen Staaten unter-

sucht werden. Dies ermöglicht es, insbesondere mit Blick auf bestehende Akteursstrukturen heraus-

zuarbeiten, wie sich diese in den einzelnen Ländern unterscheiden und inwiefern bestimmte gesell-

schaftliche Akteure ihre Interessen in den politischen Prozess einbringen und durchsetzen konnten. 

Insbesondere gilt es hierbei zu eruieren, warum auf französischer Seite den Biokunststoffen eine zent-

rale Rolle zugebilligt wird, obwohl aus technologisch-wissenschaftlicher Perspektive noch nicht ab-

schließend geklärt ist, inwiefern Biokunststoffe auf Dauer eine sinnvolle Alternative zu konventionellen 

Kunststoffen darstellen (Laird 2015). Zumindest überlegenswert erscheint dabei, ob sich die progres-

sive und für das Produkt „Biokunststoffe“ sehr vorteilhafte Lösung in Frankreich auch damit erklären 

lässt, dass Frankreich über eine stark ausgeprägte Biokunststoffindustrie verfügt.  

Durch den Vergleich der deutschen Umsetzung und der Umsetzung in anderen Mitgliedstaaten lässt 

sich darüber hinaus untersuchen, welche Instrumentenalternativen zur Verfügung standen und welche 

Begründungen für die jeweils landesspezifischen Umsetzungen vorgebracht werden. So lässt sich 

zum Beispiel mit Blick auf die Instrumente in der Umweltpolitik feststellen, dass Lösungen gewählt 

wurden, die das gesamte Spektrum des „Instrumentenkastens“ abdecken (Böcher und Töller 2007), 

von kooperativen Instrumenten in Deutschland über marktwirtschaftliche Instrumente in Griechenland 

bis hin zu regulativen Instrumenten in Frankreich, welche langfristig zu einer Substitution von konven-

tionellen (leichten) Kunststofftragetaschen führen sollen und damit einen weitreichenden Eingriff in 

das Marktgeschehen darstellen. Diese „strengen“ Maßnahmen mögen mit Blick auf umwelt- und kli-

mapolitische Aspekte durchaus zielführend sein. Allerdings wird damit auch die Frage aufgeworfen, 

inwiefern der nationalen Wirtschaft durch eine solche Regelung geschadet oder gefördert wird. Zudem 

sollte untersucht werden, ob die Einführung von „sehr strengen“ Maßnahmen nach französischem 

Vorbild oder von „strengen“ Maßnahmen wie in Griechenland in Deutschland überhaupt realisierbar 

erscheint. 

Dass es zu unterschiedlichen Umsetzungen kam, ist wahrscheinlich auch auf die jeweiligen Beson-

derheiten der institutionellen Rahmenbedingungen zurückzuführen. So ist zumindest fraglich, ob eine 

kooperative Regelung wie die in Deutschland gewählte sich auch in anderen europäischen Staaten 

hätte umsetzen lassen. Generell rücken damit die jeweiligen nationalen Institutionen und ihr Zusam-

menspiel in den Blickpunkt. Auch gilt es, die Spezifika der jeweiligen nationalen Regulierungspraktiken 

bzw. Praktiken zur Durchsetzung europäischer Richtlinie zu beachten und zu untersuchen, wie die 

üblichen Praktiken der Umsetzung von EU-Richtlinien in der jeweiligen nationalen Umwelt- und Abfall-

politik ausgestaltet sind. 

Eine weitere interessante Untersuchungsdimension stellen in diesem Fall die bestehenden Prob-

lemstrukturen dar, da sich diese von Nationalstaat zu Nationalstaat sehr unterschiedlich darstellen. 

Dies lässt sich durch eine einfache Zahl illustrieren: Während in Griechenland jeder Bürger jährlich im 

Schnitt 363 Plastiktüten verbraucht (die höchste Zahl in der EU) (Spiegel Online 2018), liegt diese 

Zahl in Deutschland bei „nur“ 71 Plastiktüten pro Jahr und damit bereits unter der Vorgabe der EU-

Richtlinie von höchstens 90 Plastiktüten für den 31.12.2019. Daraus lässt sich ableiten, dass es in 

manchen EU-Staaten eine stärkere Notwendigkeit zur Verbesserung der Situation gibt und damit ein-

hergehend eine Bereitschaft dazu, auch weniger populäre oder konfliktreichere Lösungen zur Umset-

zung der Richtlinie zu verfolgen.  
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Zuletzt muss auch auf situative Aspekte abgestellt werden. Hierunter fällt zum Beispiel die in der jün-

geren Vergangenheit verstärkt geführte Diskussion um die Verschmutzung der Weltmeere mit Plasti-

kabfällen und Plastiktüten. Vorstellbar ist, dass dies beispielsweise in Frankreich oder Griechenland, 

die beide über lange Küstenlinien verfügen, zu einem größeren Handlungsdruck führt.  

3.2.2 Das Gesetz zur Fortentwicklung der haushaltsnahen Getrennterfassung 

von wertstoffhaltigen Abfällen (Verpackungsgesetz) 

3.2.2.1 Fallbeschreibung 

Das Verpackungsgesetz stellt einen weniger ambitionierten Kompromiss gegenüber einem ursprüng-

lich geplanten Wertstoffgesetz dar, für welches das (damalige) Bundesministerium für Umwelt, Natur-

schutz und Reaktorsicherheit (BMUB) im Oktober 2015 einen Arbeitsentwurf vorgelegt hatte BMUB 

2015). Nach Anhörung der beteiligten Akteure, der Länder und der kommunalen Spitzenverbände 

wurde jedoch deutlich, dass ein Konsens für ein solches Gesetz nicht erreicht werden konnte (Deut-

scher Bundestag 2017b).  

In der Folge legte das BMUB am 11.08.2016 den Entwurf eines Gesetzes zur Fortentwicklung der 

haushaltsnahen Getrennterfassung von wertstoffhaltigen Abfällen vor, der eine ökologische Weiter-

entwicklung der bisher gültigen Verpackungsverordnung darstellen sollte (BMUB 2016c). Primäres 

Ziel des Gesetzesentwurfes war es, Regelungen zu implementieren, die sicherstellen, dass zukünftig 

wesentlich mehr Abfälle aus privaten Haushalten recycelt werden. Zu diesem Zweck sollte die Ge-

trenntsammlung von Abfällen sowohl effizienter als auch einfacher gestaltet werden, die Kommunen 

sollten aber dennoch die Entscheidungsfreiheit bezüglich der Einführung einer Wertstofftonne behal-

ten (ebd.). Dieser Gesetzentwurf wurde insbesondere von Vertretern der Kommunen kritisch gesehen, 

wohingegen Industrievertreter Zustimmung zum Gesetzentwurf signalisierten (Deutscher Bundestag 

2017b). Diese Kritik der Kommunen wurde auch vom Bundesrat aufgenommen, der am 30.12.2016 

eine Stellungnahme zum Gesetzentwurf vorlegte (Bundesrat 2016). Die Bundesregierung reagierte 

auf die Stellungnahme mit einer Gegenäußerung, in welcher sie die meisten Vorschläge des Bundes-

rates ablehnte und übersandte den Gesetzesentwurf zur Beratung an den Bundestag (Deutscher 

Bundestag 2017a). Als Begründung für das neue Verpackungsgesetz wurde angeführt, dass die in-

zwischen in der Regel übererfüllten Recyclingquoten heute für Verwertungsunternehmen keine adä-

quaten Anreize mehr bieten, Recyclingquoten durch Investitionen in die Anlagentechnologie weiter zu 

steigern. Auf Produktionsseite sollen die Hersteller durch indirekte monetäre Anreize zur Entwicklung 

möglichst recyclingfreudiger Verpackungen motiviert werden (Deutscher Bundestag 2017a). 

Im Hinblick auf Biokunststoffe ist beiden Entwürfen sowie der finalen Fassung des Verpackungsgeset-

zes (Deutscher Bundestag 2017c) gemein, dass Regelungen aufgezeigt und eingeführt wurden, die 

als „an important signal for the bioplastics industry (…)“ (European Bioplastics 2017a) gewertet wer-

den. Hierzu gehören neue Bestimmungen zur Steigerung von Recyclingquoten, zur Steigerung der 

Wiederwertbarkeit von Verpackungen sowie zur Verwendung von höheren Anteilen von Sekundärroh-

stoffen an der Verpackungsmasse (Deutscher Bundestag 2017c). Von besonderer Bedeutung vor 

dem Hintergrund der Untersuchung politischer Prozesse auf dem Feld der Biokunststoffe sind aber die 

in Artikel 21 Satz 1 festgelegten Bestimmungen zur ökologischen Gestaltung der Beteiligungsentgelte. 

Demnach sind nun die (Verwertungs-)Systeme verpflichtet, im Rahmen der Bemessung der Beteili-

gungsentgelte Förderanreize zu schaffen. Hiermit soll zum einen die Verwendung von Materialien und 

Materialkombinationen gefördert werden, die zu einem besonders hohen Prozentsatz recycelt werden 

können. Zum anderen soll hiermit die „Verwendung von Recyclaten und nachwachsenden Rohstoffen“ 

gefördert werden (Deutscher Bundestag 2017c).  

European Bioplastics (EUBP), der Interessenverband der Biokunststoffhersteller in Europa, verspricht 

sich von diesen Förderanreizen einen „(…) consequential increase in bio-based plastic packaging and 

the (…) rise of new types of materials entering the recycling streams (European Bioplastics 2017b). 

Auch stellt EUBP das neue Verpackungsgesetz in eine Reihe mit dem „Green Growth and Energy 
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Transition Law“ in Frankreich, welches allerdings deutlich weiterreichende gesetzliche Regelungen zur 

Förderungen von Biokunststoffen beinhaltet (Ministry of Environment, Energy and the Sea 2016). 

Nichtsdestotrotz konstatiert der Verband einen „(…) legislative trend to support innovative plastic solu-

tions that help to strengthen mechanic and organic recycling and by this establishing the ground for a 

circular economy“ (European Bioplastics 2017a). 

Zugleich stellt die Förderung der Verwendung von Biokunststoffen allerdings auch eine Herausforde-

rung dar, welcher sich die Abfallverwertung generell und die Sammlung und Verwertung von Verpa-

ckungsmüll im Speziellen in Zukunft stellen müssen. So werden zunächst technologische Weiterent-

wicklungen von Sortiermethoden benötigt, die in der Lage sind, Biokunststoffe und konventionelle 

Kunststoffe vor der Weiterverarbeitung zu sortieren; erste (erfolgreiche) Tests mit Nahinfrarot-

Verfahren (NIR) wurden bereits durchgeführt, allerdings nicht auf industriellem Niveau (European Bio-

plastics 2017b). Mittel- bis langfristig wäre es aber sowohl aus Umweltgründen als auch aufgrund von 

finanziellen Überlegungen sinnvoll, eine Getrenntsammlung von Biokunststoffen und konventionellen 

Kunststoffen einzurichten, womit allerdings wiederum praktische Probleme wie die Kennzeichnung der 

Produkte einhergehen werden (ebd.). 

3.2.2.2 Begründung der Fallauswahl vor dem Hintergrund des AEP 

Analog zu den bisherigen Fällen ist auch hier anzunehmen, dass den involvierten politischen und ge-

sellschaftlichen Akteuren eine zentrale Bedeutung für die Erklärung des Beschlusses und der Ausge-

staltung des Verpackungsgesetzes zukommt. Als politische Akteure sind bspw. die Bundesregierung, 

das Bundesumweltministerium oder auch das Bundeswirtschaftsministerium zu nennen. Zugleich 

spielen aber auch die Kommunen eine wichtige Rolle mit ihren spezifischen Interessen, die unter an-

derem über die Bundesländer beziehungsweise über den Bundesrat in den politischen Prozess ein-

gebracht wurden. Auf Seiten der gesellschaftlichen Akteure reicht die Bandbreite auf unternehmeri-

scher Seite von den Herstellern von konventionellen Kunststoffen über die Hersteller von Biokunststof-

fen bis hin zu den dualen Systemen, also den Betreibern des deutschen Müllabholungs- und Mülltren-

nungssystems, wobei diese Akteure ihre Interessen in erster Linie über die jeweiligen Wirtschafts- und 

Interessenverbände in den politischen Prozess einspeisen. Ergänzt werden müssen die gesellschaftli-

chen Akteure um Umweltverbände, die ebenfalls an den Aushandlungsprozessen partizipierten.  

Stärker noch als in anderen Fällen rücken auch die institutionellen Rahmenbedingungen in den Mittel-

punkt des Forschungsinteresses. Das Zusammenspiel von Bundesregierung, Bundestag und Bundes-

rat ist dabei von besonderem Interesse, weil der Bundesrat aufgrund des zustimmungspflichtigen Ver-

packungsgesetzes eine starke Position einnimmt. Zudem nahmen auch die Kommunen in diesem 

politischen Prozess eine wichtige Rolle ein, indem sie ihre Interessen unter anderem über den Bun-

desrat umzusetzen versuchten.  

Auch die Frage der Instrumentenalternativen ist in diesem Fall diskussionswürdig, schließlich muss 

bereits das Verpackungsgesetz als eine Alternative zum ursprünglich avisierten Wertstoffgesetz an-

gesehen werden. Mit Blick auf Biokunststoffe kann festgestellt werden, dass mit den Bestimmungen 

zur ökologischen Gestaltung der Beteiligungsentgelte ein monetäres Instrument zur Förderung des 

Anteils an Biokunststoffen an Verpackungsmaterialien in Deutschland eingeführt wurde. Grundsätzlich 

stünden jedoch auch andere Instrumententypen zur Verfügung, so wie zum Beispiel eine Steuer auf 

Plastikprodukte, wie sie aktuell auf europäischer Ebene diskutiert wird (Roth 2018) oder regulative 

Instrumente wie etwa ein (schrittweises) Verbot von Verpackungen aus konventionellen Kunststoffen. 

Auf der anderen Seite des Instrumentenspektrums stünden dagegen auch „weichere“ Instrumente zur 

Verfügung, wie informationelle Instrumente, beispielsweise in Form von Informationskampagnen, oder 

kooperative Instrumente wie etwa eine freiwillige Vereinbarung zur Steigerung des Anteils von bioba-

sierten Kunststoffen an der Verpackungsmenge. 

Zuletzt gilt es, auch die Problemstrukturen als möglichen Erklärungsfaktor für die Einführung der Po-

licy zu untersuchen. Hier ist eine durchaus komplexe Problemstruktur festzustellen. Dazu zählen zum 
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einen die Zweifel an den positiven Umweltauswirkungen von Biokunststoffen ebenso wie die ökono-

mischen Probleme aufgrund der aktuell) mangelnden Wirtschaftlichkeit von Biokunststoffen. Zum an-

deren führt eine stärkere Verwendung von Biokunststoffen für die Herstellung von Verpackungen zu 

komplexen Problemen bei der Abfallverwertung bzw. bei der Sammlung von Verpackungsabfällen – 

sowohl bei den Haushalten als auch auf Unternehmens- bzw. Industrieebene. 

3.3 Regionale und Kommunale Ebene 

Während der Umgang mit Biokunststoffen im politischen Prozess primär auf der europäischen Ebene 

und mit Einschränkungen auch auf der nationalen Ebene verhandelt wird, ist die regionale Ebene 

dagegen unterrepräsentiert. Konkrete Policies konnten nur im Bereich der Förderung der Erforschung 

von Biokunststoffen im Rahmen von Public-Private-Partnerships auf regionaler Ebene identifiziert 

werden. Im Gegensatz zur regionalen Ebene spielt die kommunale Ebene jedoch eine nicht zu unter-

schätzende Rolle im Umgang mit Biokunststoffen. Dies ist das Ergebnis einer ausgeprägten Mehr-

ebenen-Dynamik, in welcher die Ausgestaltung von Regulierungen zumeist der europäischen Ebene 

obliegt (zum Beispiel im Zuge der Änderung der EU-Abfallrahmenrichtlinie) und die Umsetzung von 

europäischen Richtlinien (wie die EU-Richtlinie betreffend die Verringerung des Verbrauchs von leich-

ten Kunststofftragetaschen) sowie die Ausgestaltung nationaler Regelungen auf der nationalen Ebene 

verhandelt wird. Bei der konkreten Implementation dieser Regelungen kommt allerdings der kommu-

nalen Ebene eine zentrale Rolle zu, denn de facto werden die verbindlichen Entscheidungen, zum 

Beispiel bezüglich des Umgangs mit Biokunststoffen in der Abfallverwertung, „(…) von den für die 

Getrenntsammlung und Verwertungen zuständigen Gebietskörperschaften getroffen [werden] – emp-

fohlenermaßen in Abstimmung mit den Behandlungsanlagen (…)“ (Kehres 2018, S. 3).  

Gleichzeitig stehen die Kommunen und die kommunale Abfallwirtschaft vor zahlreichen Herausforde-

rungen, teilweise entstehen diese aus dem Umgang mit Biokunststoffen in der Abfallverwertung. So 

weist beispielsweise das Umweltbundesamt auf Herausforderungen hin, die sich aus veränderten 

Abfallmengen und Stoffströmen sowie aus einer möglichen Zunahme von biogenen Stoffen und Wert-

stoffen für die Abfallwirtschaft ergeben (Umweltbundesamt 2017b). Im Zuge dessen könnte der Bedarf 

an neuen Anlagen ansteigen oder es könnte notwendig werden, bestehende Anlagen zu erneuern 

oder zu erweitern.  

3.3.1 Der Umgang mit Biokunststoffen in der kommunalen Abfallverwertung 

3.3.1.1 Fallbeschreibung 

Auf Grundlage dieser Vorüberlegungen soll untersucht werden, wie kommunale Abfallverwertungsbe-

triebe mit Biokunststoffen als Abfallprodukt umgehen. Dies ist insofern von Interesse, da die EU-

Mitgliedsstaaten auf Grundlage der überarbeiteten EU-Abfallrahmenrichtlinie erlauben können, dass 

biologisch abbaubare oder kompostierbare Kunststofftüten zusammen mit Bioabfällen gesammelt 

werden. Auch wenn diese Regelung von Vertretern der Biokunststoffbranche als sehr positiv angese-

hen wird (Euopean Bioplastics 2017b), so ist festzuhalten, dass in der Realität in Deutschland biolo-

gisch abbaubare Kunststoffe häufig nicht für das System der Getrenntsammlung von Bioabfällen in 

Biotonnen zugelassen sind (Kehres 2018, S. 3). Dies ist damit zu erklären, dass diese Entscheidun-

gen „von den für die Getrenntsammlung und Verwertung zuständigen Gebietskörperschaften getroffen 

[werden] – em- 

pfohlenermaßen in Abstimmung mit den Behandlungsanlagen (…)“ (ebd.). Hier rückt also die bereits 

angesprochene Mehrebenen-Dynamik in den Vordergrund, welche in diesem Fallbeispiel eine zentra-

le Rolle spielt.  

Zur Untersuchung der Forschungsfrage soll zunächst eruiert werden, inwiefern die Ablehnung gegen-

über Biokunststoffen tatsächlich in der gesamten Abfallverwertungsbranche geteilt wird. Zwar weisen 

sowohl die Betreiber einzelner Abfallverwertungsanlagen als auch einzelne Kommunen (o.A. 2016; 

Landkreis Friesland o.J.; RMD Rhein-Main Deponie GmbH et al. o.J.) und ebenso die Bundesgüte-

gemeinschaft Kompost (BGK), in welcher rund 600 Betreiber von Bioabfallbehandlungsanlagen zu-
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sammengeschlossen sind, darauf hin, dass sie die Verarbeitung von Biokunstoffen in ihren Anlagen 

ablehnen (BGK 2014). Gleichzeitig gibt es einige Beispiele dafür, dass Kommunen oder Landkreise 

und deren angeschlossene kommunale Abfallverwertungsbetriebe die Verwertung von Biokunststoffen 

unterstützen, indem sie Biokunststofftüten zulassen, die zur Sammlung von Bioabfällen verwendet 

werden. Hier sind beispielhaft der Landkreis Bad Dürkheim (BASF und Abfallwirtschaftsbetrieb Land-

kreis Bad Dürkheim 2011) oder die Biogasanlage Witten zu nennen (o.A. 2015). Sowohl der Abfall-

wirtschaftsbetrieb des Landkreises Bad Dürkheim als auch die Biogasanlage in Witten arbeiteten da-

bei eng mit BASF als Hersteller von Bioabfallbeuteln zusammen, um die Produkte zunächst von der 

Bevölkerung testen zu lassen und sie dann für die Verwendung zuzulassen (BASF und Abfallwirt-

schaftsbetrieb Landkreis Bad Dürkheim 2011; o.A. 2015). 

3.3.1.2 Begründung der Fallauswahl vor dem Hintergrund des AEP 

In der Regel scheinen Abfallwirtschaftsbetriebe durch die Annahme von Biokunststoffen höhere Kos-

ten und veränderte Arbeitsprozesse zu fürchten, denen aus ihrer Perspektive kein adäquater Mehr-

wert entgegensteht. Somit stehen sich, auf unternehmerischer Ebene, Abfallwirtschaftsbetriebe und 

die Hersteller von Biokunststoffen in konfliktären Akteursstrukturen gegenüber. Die Zusammenarbeit 

der beiden oben genannten Abfallwirtschaftsbetriebe mit einem Hersteller von Biokunststoffen lässt 

jedoch vermuten, dass unter gewissen Umständen beide Akteursgruppen kooperieren. Eine ambiva-

lente Position dürften darüber hinaus Umweltverbände als gesellschaftliche Akteure einnehmen. An 

einem unkritischen „Weiter so“ dürfte ihnen mit Blick auf die schwachen Ergebnisse bei der stofflichen 

Verwertung von konventionellen Verpackungsmaterialien (Berlo et al. 2013) nicht gelegen sein. Ande-

rerseits werden Biokunststoffe von Umweltverbänden aber ebenfalls nicht als potentielle Lösung für 

einen nachhaltigeren Umgang mit Verpackungsmaterialien angesehen. Eine dritte wichtige Akteurs-

gruppe stellen politische Akteure dar, insbesondere auf kommunaler Ebene. Grundsätzlich verfügen 

diese über Einflussmöglichkeiten, um Veränderungen im Umgang mit Biokunststoffen durch die Ab-

fallwirtschaftsprozesse anzustoßen. Es entsteht jedoch der Eindruck, dass diese Einflussmöglichkei-

ten nicht ausgeschöpft werden. Hierfür sind eine Vielzahl von Erklärungen denkbar, wie etwa die 

Angst vor höheren Abfallgebühren für die jeweilige Bevölkerung, der Unwillen, bestehende Strukturen 

zu verändern oder schlicht die Einschätzung, dass die Betreiber der Verwertungsanlagen besser in 

der Lage sind, komplexe technische Sachverhalte richtig einzuschätzen.  

Mit Blick auf die institutionellen Rahmenbedingungen ist zu konstatieren, dass ein Implementationsde-

fizit vorliegt, wenn auf europäischer und nationaler Ebene gefällte Entscheidungen nicht, beziehungs-

weise nicht konsequent, auf kommunaler Ebene umgesetzt werden. Es gilt zu untersuchen, inwiefern 

die institutionellen Rahmenbedingungen in Deutschland diese Situation ausgelöst oder sogar beför-

dert haben und warum es dennoch Standorte gibt, an denen diese europäischen/nationalen Vorga-

ben, zumindest im Vergleich, erfolgreicher implementiert werden.  

Im Hinblick auf Problemstrukturen ist zuvorderst zu untersuchen, inwieweit auf Seiten der Kommunen 

und Abfallwirtschaftsbetriebe überhaupt ein Problembewusstsein vorliegt, oder ob der Status Quo als 

akzeptabel wahrgenommen wird. Zudem stellt sich die Frage, inwiefern sich Problemstrukturen zwi-

schen den verschiedenen Kommunen unterscheiden. Hier muss beispielsweise untersucht werden, 

welche Kommunen den Bürgern überhaupt ein System zur Sammlung organischer Abfälle zur Verfü-

gung stellen.  

Situative Aspekte spielen insofern eine Rolle, als es nur schwerlich möglich ist, die einzelnen Abfall-

wirtschaftsbetriebe miteinander zu vergleichen. So ist anzunehmen, dass die Verwertung von Bio-

kunststoffen insbesondere dort auf Ablehnung stößt, wo die technischen Voraussetzungen für deren 

ordnungsgemäße Verwertung nicht gegeben sind und somit ressourcenintensive Erneuerungen oder 

Neuanschaffungen technischer Geräte notwendig machen würden. Als ein weiterer situativer Aspekt 

kann die örtliche Nähe von Bad Dürkheim zu Ludwigshafen, dem Hauptsitz der BASF, herangezogen 

werden. Dies kann dazu beigetragen haben, dass der Abfallwirtschafsbetrieb in Bad Dürkheim einem 

Pilotversuch für die Verwendung von Biokunststofftüten durchaus positiv gegenüberstand.  
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3.4  Zwischenfazit zur Fallgruppe Biokunststoffe  

Wie die Fallauswahl verdeutlicht, steht die Förderung von Biokunststoffen bislang zwar nicht im Zent-

rum von politischen Entscheidungen, wird aber zunehmend als ein möglicher Weg angesehen, zur 

Lösung gesellschaftlicher Probleme beizutragen. Trotz dieser positiven Entwicklung fallen die Förder-

bemühungen – wo sie in Aussicht gestellt werden – sehr zurückhaltend aus und werden in der Regel 

an die Einhaltung strenger Auflagen gebunden. Der Grund hierfür könnte darin liegen, dass sich noch 

immer kein gesellschaftlicher Konsens zu der Frage herausgebildet hat, ob Biokunststoffe eine sinn-

volle und nachhaltige Alternative zu konventionellen Kunststoffen darstellen, oder ob die negativen 

Aspekte von Biokunststoffen überwiegen, wie etwa der Bedarf an Ackerland zur Erzeugung nach-

wachsender Ressourcen für die Biokunststoffproduktion oder die höheren Kosten im Vergleich zu 

konventionellen Kunststoffen.  

Somit bleibt das Problem bestehen, dass Biokunststoffe weiterhin gegenüber anderen Nutzungswei-

sen von Biomasse benachteiligt sind. Während Bioenergie und Biokraftstoffe gefördert werden und 

sich dadurch ein ‚market pull‘ ergibt, bleiben ähnliche Fördermodelle für die stoffliche Verwertung von 

Biomasse, also auch für Biokunststoffe, aus (Carus et al. 2015). Dieser Sachverhalt, der sich bei-

spielsweise in hohen Kosten für die Beschaffung von Biomasse ausdrückt, führt darüber hinaus dazu, 

dass die positiven Potentiale der Bioökonomie mit Blick auf die Ressourceneffizienz nicht realisiert 

werden können. Hierfür wäre es notwendig, einen stärkeren Fokus auf die Kaskadennutzung von Bi-

omasse zu legen, bei der die stoffliche Verwertung von Biomasse eine zentrale Rolle einnimmt (Um-

weltbundesamt 2017c).  
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4 Biokraftstoffe  

Als Biokraftstoffe werden generell alle im Verkehr einsetzbaren Kraftstoffe pflanzlichen Ursprungs 

bezeichnet. Dabei lassen sich bei den heute im Markt in relevantem Umfang vertretenen Biokraftstof-

fen insbesondere zwei Arten unterscheiden: Biodiesel beziehungsweise Pflanzenöl einerseits, wel-

ches aus ölhaltigen Pflanzen gewonnen wird, und Bioethanol andererseits, welches aus zucker- und 

stärkehaltigen Pflanzen extrahiert wird (Fritsche et al. 2012, S. 8–10). Neben diesen sogenannten 

‚konventionellen Biokraftstoffen‘ oder auch ‚Biokraftstoffen der ersten Generation‘ wurden in den ver-

gangenen Jahren verstärkt die sogenannten ‚fortschrittlichen Biokraftstoffe‘ oder auch ‚Biokraftstoffe 

der zweiten Generation‘ diskutiert. Hierunter werden Biokraftstoffe verstanden, zu deren Herstellung 

ganze Pflanzen, inklusive Halmen und Stängel (Lignozellulose-Bestandteile) oder organische Rest- 

und Abfallstoffe genutzt werden können (Fritsche et al. 2012, S. 23–24). Abbildung 4.1 gibt einen 

Überblick über die Rohstoffquellen, Konversionsverfahren und Produkte der Biokraftstoffproduktion. 

 

Abbildung 4.1: Rohstoffe und Verfahren zur Biokraftstoffherstellung (aus: Fritsche et al. 2012, S. 8) 

 

Die Verarbeitung von Biomasse zu Kraftstoffen erlebte in den vergangenen Jahren auf globaler Ebene 

ein konstantes Wachstum (siehe Abbildung 4.2). Angesichts der Endlichkeit fossiler Energieressour-

cen sowie des Voranschreitens des Klimawandels sollen Biokraftstoffe dazu beitragen, fossile Ener-

giesysteme zu transformieren und gleichzeitig die Treibhausgasemissionen zu senken sowie die länd-

liche Entwicklung zu forcieren – eine klassische (vermeintliche) Win-Win-Situation also (Vogelpohl 

2015). 

Zahlreiche Industrie-, Entwicklungs- und Schwellenländer verabschiedeten angesichts dieser Vorstel-

lung eine Vielzahl politischer Maßnahmen, welche die Produktion und den Verbrauch von Biokraftstof-

fen steigerten (siehe beispielsweise Sorda et al. 2010). Diese politische Förder- und Regulierungs-

maßnahmen lassen sich dabei entlang der Produktionsschritte (Biomasseanbau, Kraftstoffproduktion, 

Verbrauch) sowie entsprechend einer allgemeinen Typologie von Politikinstrumenten (Regulation, 
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Anreiz, Leistungserbringung, Kooperation/Kommunikation; siehe beispielsweise Lowi 1972; Mayntz 

1980; Böcher und Töller 2007) systematisieren und sind in Tabelle 4.1  zusammengefasst. 

 

 

Abbildung 4.2: Weltweite Biokraftstoffproduktion 2006-2016 (aus: BP 2018) 

 

Mit dem forcierten Einsatz dieser politischen Instrumente traten zunehmend negative Auswirkungen 

der Biokraftstoffproduktion zu Tage. So wurden viele der zunächst angenommenen Vorteile von Biok-

raftstoffen, die beispielsweise ihrer Förderung in Europa zugrunde lagen, im Laufe der Zeit zuneh-

mend angezweifelt (Franco et al. 2010). Dazu zählten insbesondere sozio-ökologische Effekte wie 

ihre Klimabilanz, Schutz der Artenvielfalt und ihre Auswirkungen auf ländliche Entwicklung und Ernäh-

rungssicherheit, sowohl im Globalen Süden als auch im Globalen Norden (ebd.). Diese Entwicklung 

führt derzeit zu einem politischen Umdenken und spiegelt sich zumindest ansatzweise bereits in Ab-

bildung 4.2 wider, die spätestens ab 2012 eine geringere Dynamik im weltweiten Produktionsanstieg 

von Biokraftstoffen zeigt als in früheren Jahren (Abbildung 4.2). 
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Tabelle 4.1: Politische Instrumente zur Förderung und Regulierung von Biokraftstoffen (eigene Darstellung) 

Prozessschritt Politikinstrument 

 
Regulativ Anreiz Leistung 

Kooperation/ Kommuni-

kation 

Biomassebereit-

stellung 

Nachhaltigkeitskrite-

rien/Zertifizierung 

Flächenstillle-

gungen, Anbau-

subventionen 

Forschungsförderung 

(bspw. für neue Anbau-

verfahren) 

Info- und Marketing-

Kampagnen (bspw. für 

Energiepflanzenanbau) 

Produktion Qualitätsstandards Subventionen 

für Anlagenbau 

Forschungsförderung 

(bspw. für Pilotanlagen & 

Demonstrationsvorhaben) 

Qualitätslabels 

Verbrauch Quote, Auflagen für 

Automobilhersteller 

Steuervergüns-

tigungen 

BKS-Nutzung in öffentli-

chen Fuhrparks 

Info- und Marketing-

Kampagnen (z.B. für 

E10) 

 

Neben der Genese soll auch dieser Wandel der politischen Förderung und Regulierung von Biokraft-

stoffen auf den verschiedenen politisch-administrativen Ebenen über die letzten Jahrzehnte im Fol-

genden überblicksartig dargestellt werden, mit Fokus auf die hervorstechendsten politischen Ent-

scheidungen und unter Einbezug des Analysekonzepts des AEP.  

4.1 Europäische Ebene 

Vor dem Hintergrund steigender Ölpreise und wachsender Agrarüberschüsse kam das Thema Biok-

raftstoffe in den 1980er Jahren als möglicher Lösungsansatz für diese beiden Probleme auf der euro-

päischen Politikagenda auf (siehe beispielsweise Europäische Kommission 1981). Jedoch blieben 

Biokraftstoffe bis in die 1990er Jahre hinein ein Nischenprodukt, das sich mehr als Nebeneffekt der 

EU-Agrarpolitik als durch explizite Förderung entwickelte. Mit der Mineralölsteuer-Strukturrichtlinie von 

1992 wurde lediglich ein grober und zugleich auch widersprüchlicher Rahmen gesetzt, der die Ver-

wendung von Biokraftstoffen gleichzeitig ermöglichte und beschränkte. Der Gestaltungsspielraum, den 

diese Richtlinie eröffnete, wurde von den EU-Mitgliedsstaaten sehr unterschiedlich ausgenutzt, was 

letztendlich zu einem „complete biofuels chaos“ in Bezug auf die Förderung von Biokraftstoffen in der 

EU in den 1990er Jahren führte (Haugsbø 2013, S. 43).  

Neben dem Bestreben, vom Öl unabhängiger zu werden und die eigene Landwirtschaft zu fördern, 

sorgten Verpflichtungen im Rahmen des Kyoto-Protokolls dafür, dass die EU ab Anfang der 2000er 

Jahre begann, Biokraftstoffe spezifischer zu fördern. So schlug die Europäische Kommission im No-

vember 2001 eine Richtlinie vor, die vorschreiben würde, „dass ein steigender Anteil aller in den Mit-

gliedstaaten verkauften Otto- und Dieselkraftstoffe auf Biokraftstoffe entfallen soll“  Europäische 

Kommission 2001, S. 15). Nach Verhandlungen über diesen Vorschlag wurde 2003 die Richtlinie zur 

Förderung von Biokraftstoffen verabschiedet, welche den Mitgliedstaaten als (unverbindliches) Ziel die 

Erreichung eines Marktanteils von 2 % in 2005 und von 5,75 % in 2010 steckte. Welche Förderinstru-

mente zu diesem Zweck eingesetzt würden, blieb dabei den Mitgliedstaaten überlassen (Europäische 

Union 2003). 
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Abbildung 4.3: Biokraftstoffverbrauch in der EU 1990-2016 (aus: ETA-Florence Renewable Energies 2018) 

 

Obwohl im Zuge der Biokraftstoffrichtlinie von 2003 in fast allen EU-Mitgliedstaaten Förderpolitiken für 

Biokraftstoffe verabschiedet wurden und der Verbrauch von Biokraftstoffen in Europa rasant anstieg 

(siehe Abbildung 4.3), wurde das ausgegebene Ziel eines Anteils von 2 % am Gesamtkraftstoffmarkt 

im Verkehrssektor 2005 deutlich verfehlt (Europäische Kommission 2007, S. 7). Vor diesem Hinter-

grund nahm die Europäische Kommission einen neuen Anlauf, die Nutzung von Biokraftstoffen in der 

EU stärker voranzutreiben. Die in diesem Zuge 2009 verabschiedete Erneuerbare-Energien-Richtlinie 

(RED) führte in der Folge zwar zunächst zu einem weiteren Anstieg der Biokraftstoffnutzung, seit 2014 

steigt diese jedoch nicht weiter an (Abbildung 4.3). 2015 wurde die Förderung und Regulierung von 

Biokraftstoffen durch Richtlinie 2015/1513 (ILUC-Richtlinie), welche den Beitrag konventioneller Biok-

raftstoffe zum 10 %-Ziel deckelt, modifiziert und 2018 durch die RED II bis 2030 in veränderter Form 

fortgeschrieben. Diese beiden Policies werden zusammen mit der RED in diesem Abschnitt sowie im 

weiteren Projektverlauf im Mittelpunkt stehen und nachfolgend ausführlicher vorgestellt. 

4.1.1 RED 2009 

4.1.1.1 Fallbeschreibung 

Im Jahr 2005 entwickelte die Europäische Kommission ihren Aktionsplan für Biomasse, in dem auch 

die Biokraftstoffpolitik eine Rolle spielte. So kündigte die Kommission an, die Biokraftstoffförderung in 

Zukunft konsequenter voranzutreiben Europäische Kommission 2005). Dies wurde von der Kommissi-

on im Rahmen der Strategie für Biokraftstoffe, die bereits zwei Monate später im Februar 2006 veröf-

fentlicht wurde, bekräftigt (Europäische Kommission 2006). In ihrem Fortschrittsbericht kam die Kom-

mission Anfang 2007 „(…) zu der Schlussfolgerung, dass das in der Biokraftstoffrichtlinie für das Jahr 

2010 ins Auge gefasste Ziel voraussichtlich nicht erreicht werden wird“ (Europäische Kommission 

2007, S. 7) und kündigte daher an, noch 2007 einen Vorschlag zur Überarbeitung der Biokraftstoff-

richtlinie vorzulegen, in dem ein verpflichtender Mindeststandard für den Biokraftstoffanteil von 10 % 

im Jahr 2010 vorgeschlagen werden sollte (ebd.). 

Der Europäische Rat unterstützte im März 2007 die Position der Kommission für ein verbindliches 

Mindestziel von 10 % für den Anteil von Biokraftstoffen in der EU bis 2020, das von allen Mitglieds-

staaten erreicht werden müsse. Die Bedingung dabei war, dass die hergestellten Biokraftstoffe nach-

haltig produziert und in Verkehr gebracht worden wären und dass die so genannten Biokraftstoffe der 

zweiten Generation wirtschaftlich umsetzbar würden (Rat der Europäischen Union 2007).  
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Am 23. Januar 2008 stellte die Kommission im Rahmen eines umfassenden Klima- und Energiepakets 

ihren Vorschlag für eine Erneuerbare-Energien-Richtlinie (Renewable Energies Directive; RED) vor, 

mit der die im März 2007 vom Rat gesteckten Ziele umgesetzt werden sollten und welcher auch das 

obligatorische 10 %-Ziel für Biokraftstoffe enthielt (Europäische Kommission 2008). Nicht auf die Ziel-

erreichung angerechnet werden sollte demnach Biomasse von Flächen mit großen Kohlenstoffbe-

ständen (unberührter Wald, ausgewiesene Naturschutzgebiete, ungedüngtes artenreiches Grünland) 

und von Flächen mit großer biologischer Vielfalt (Feuchtgebiete, kontinuierlich bewaldete Gebiete). 

Darüber hinaus sollten Biokraftstoffe mindestens 35 % Treibhausgase gegenüber fossilen Kraftstoffen 

einsparen (Europäische Kommission 2008).  

Die Debatten um die RED und der Kommissionsvorschlag fielen dabei in eine Phase, in der sich die 

Preise verschiedener Grundnahrungsmittel auf den Weltmärkten teils massiv erhöhten. So verdrei-

fachten sich die Preise für Getreide (insbesondere Mais) annähernd zwischen 2006 und 2008, gefolgt 

von Preisschüben für Öle und Fette sowie Milchprodukte. Diese Nahrungsmittelpreissteigerungen 

hatten verstärkten Hunger und teilweise soziale Unruhen vornehmlich in Ländern des Globalen Sü-

dens zur Folge (siehe beispielsweise Bush 2010). Das Hauptargument in Bezug auf Biokraftstoffe war 

dabei, dass die Biokraftstoffproduktion aus Rohstoffen, aus denen auch Lebensmittel hergestellt wer-

den könnten, zu einer größeren Knappheit bei den entsprechenden Lebensmitteln führe, deren Preise 

somit stiegen und die damit für ärmere Bevölkerungsteile nicht mehr erschwinglich seien. Biokraftstof-

fe wurden in diesem Zusammenhang teilweise „as a major driver of food prices” identifiziert wurde 

(Mitchell 2008, S. 16). Auch wenn dieser Zusammenhang nicht von allen Wissenschaftlern so gese-

hen wurde (vergleiche Schmitz 2012, S. 23), wurde der Entwurf der RED im Laufe des Jahres 2008 

aufgrund der sich daraus entwickelten öffentlichen Debatte über die negativen Auswirkungen von 

Biokraftstoffen (siehe beispielsweise Sengers et al. 2010) heftig debattiert und beeinflusst, insbeson-

dere durch europäische Umwelt- und Entwicklungs-NGOs, die striktere Kriterien bezüglich der Um-

weltverträglichkeit von Bio-kraftstoffen (höhere Einsparungen von Treibhausgasen (THG), Miteinbe-

ziehung der Auswirkungen indirekter Landnutzungsänderungen (ILUC)
5
) und die Einführung sozialer 

Nachhaltigkeitskriterien forderten (Pilgrim und Harvey 2010). 

Im Dezember 2008 einigten sich das Europäische Parlament und der Rat schließlich auf einen Kom-

promiss, der das Ziel von 10 % im Verkehrsbereich insofern modifizierte, als nun erneuerbare Ener-

gien allgemein dabei eingesetzt werden können, nicht nur Biokraftstoffe (Europäische Union 2009a; 

Art. 3 (4)). Ab 2017 müssen Biokraftstoffe, die in bestehenden Anlagen produziert werden, mindestens 

50 % und solche aus neuer Produktion mindestens 60 % Treibhausgase einsparen. Außerdem wur-

den Torfmoore den Flächen hinzugefügt, auf denen keine Pflanzen zur Gewinnung von Biokraftstoffen 

angebaut werden dürfen, sofern diese auf die Quote angerechnet werden sollen (ebd.; Art. 17). Nicht 

umgesetzt wurden vor allem von NGOs verlangte Unterziele für eine besser zu kontrollierende Steige-

rung der Biomassenachfrage. Auch wurde von ihnen kritisiert, dass es zu keiner Einigung bei der Fra-

ge der indirekten Landnutzungsänderungen kam. Ebenfalls nicht berücksichtigt wurden soziale Nach-

haltigkeitskriterien. Stattdessen verpflichtete sich die Kommission, regelmäßig Berichte vorzulegen, 

                                                      

5
 Die Klimabilanz von Biokraftstoffen ist stark abhängig davon, ob die durch indirekte Landnutzungsänderungen (indirect land 

use change; ILUC) ausgelösten CO2-Emissionen mit einbezogen werden. In konventionellen Klimabilanzen werden lediglich die 
durch direkte Landnutzungsänderungen (direct land use change; DLUC) ausgelösten CO2-Emissionen berücksichtigt. DLUC-
Effekte treten im Fall der Biokraftstoffproduktion auf, wenn hierfür vorgesehene Energiepflanzen auf vormals durch andere 
Nutzung geprägten Flächen angebaut werden. Diese Umnutzung kann sich negativ auf die Nähr- und Kohlenstoffbilanz der 
betroffenen Flächen auswirken (siehe beispielsweise Fargione et al. 2008). Wurden auf der entsprechenden Fläche jedoch 
auch vorher schon Agrarprodukte angebaut, so bleibt dieser Effekt für die CO2-Bilanz des Biokraftstoffs gering. Allerdings sind 
die potenziellen sozial-ökologischen Probleme auch in diesem Fall kaum geringer. Dies hängt mit den ILUC-Effekten zusam-
men, die vorliegen, wenn der Anbau von Energiepflanzen zur Biokraftstoffproduktion auf einer Fläche zu einer Verdrängung der 
vormaligen Anbauprodukte auf andere Flächen führt. Solange eine Nachfrage nach diesen Produkten besteht, wird deren Pro-
duktion auf andere Flächen verlagert. Wird dazu Grünland oder Wald umgebrochen, so können erhebliche Mengen an CO2 
freigesetzt werden. Werden diese Emissionen in die CO2-Bilanz des Biokraftstoffs miteinbezogen, so kann sich diese erheblich 
verschlechtern (siehe beispielsweise Searchinger et al. 2008). Daher wird insbesondere seit Mitte der 2000er Jahre verstärkt 
gefordert, die auf ILUC beruhenden THG-Emissionen ebenfalls in die Klimabilanz von Biokraftstoffen aufzunehmen. Dies wiede-
rum ist sehr umstritten, da es kaum möglich ist, einem bestimmten Biokraftstoff konkrete auf ILUC beruhende Emissionen zu-
zuordnen, da ILUC kaum direkt beobachtet werden kann (siehe beispielsweise Finkbeiner 2013). 
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die auf die sozialen Bedingungen in der Gemeinschaft und in Drittländern, die „eine bedeutende Roh-

stoffquelle für in der Gemeinschaft verbrauchte Biokraftstoffe darstellen“, eingehen beziehungsweise 

die Auswirkungen von indirekten Landnutzungsänderungen durch den verstärkten Anbau von Ener-

giepflanzen zur Gewinnung von Biokraftstoffen prüfen sollten (Europäische Union 2009a; Art. 3 (4)).  

Im April 2009 wurde die RED in dieser Form verabschiedet. Die Mitgliedsstaaten mussten die erfor-

derlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften bis zum 5. Dezember 2010 erlassen, um die Richtlinie 

umzusetzen (ebd.; Art. 27). 

4.1.1.2 Übersichtsanalyse anhand des AEP  

Die RED erscheint zum einen in Bezug auf die Problemstruktur interessant. So gilt zwar das grund-

sätzliche Biokraftstoff-Win-Win-Narrativ auch hier noch (siehe Einleitung zu Kapitel 4). Allerdings ist 

die Wahrnehmung der Problemstruktur differenzierter geworden, da nämlich durch die anfängliche 

Förderung von Biokraftstoffen ‚Probleme zweiter Ordnung‘ entstanden sind, die Lösung also selbst zur 

Problemquelle geworden ist. So hat die anfängliche Förderung von Biokraftstoffen vermehrt Skeptiker 

auf den Plan gerufen, die die Förderung der Produktion und Nutzung von Biokraftstoffen, und damit 

auch die Biokraftstoffrichtlinie von 2003 sowie vor allem die geplante Neuausrichtung der EU-

Biokraftstoffpolitik im Rahmen der RED, aus sozialen und ökologischen Gründen grundsätzlich kriti-

sierten siehe oben).  

Aufgrund dieses Wandels in der Problemwahrnehmung hat sich auch die Akteursstruktur im Kontext 

der RED geändert. So wurde einerseits von den Befürwortern einer Ausweitung der Biokraftstoffnut-

zung ein Überarbeitungsbedarf der EU-Biokraftstoffpolitik im Sinne einer Einführung eines obligatori-

schen Zielwertes gesehen. Neben Vertretern der Landwirtschaft und der weiterverarbeitenden Indust-

rien waren unter diesen Akteuren nun auch Vertreter der Automobil- und Mineralölindustrie. Die Inte-

ressenlage der Automobilunternehmen im Zusammenhang mit Biokraftstoffen ist insbesondere vor 

dem Hintergrund der zeitgleich mit den Verhandlungen zur RED stattfindenden Verhandlungen um die 

CO2-Emissionsgrenzwerte für neue Pkw zu sehen (ausführlicher hierzu Beez 2011; siehe auch Klüver 

2013, S. 184–186). Allerdings hatten diese Industrien, abseits der grundsätzlichen Befürwortung von 

Biokraftstoffen, durchaus unterschiedliche Interessen. Während die heimische Agrar- und Biokraft-

stoffwirtschaft eher den Absatz heimischer, kleinräumlich hergestellter und vermarkteter Biokraftstoffe 

(der 1. Generation) schützen und ausbauen wollte, so waren die Automobil-, Mineralöl- und Biotech-

nologieindustrie eher an der Massenproduktion und internationalem Handel von Biokraftstoffen sowie 

der Entwicklung von Biokraftstoffen der 2. Generation interessiert (Vogelpohl 2015; Flitner und Görg 

2008). Die Kritiker von Biokraftstoffe andererseits, die sich gegen ein verbindliches Ziel für Biokraft-

stoffe aussprachen und auch die in der RED vorgesehene Nachhaltigkeitszertifizierung anprangerten, 

waren dabei vor allem NGOs, aber auch parteipolitische Vertreter aus dem Europäischen Parlament 

(siehe beispielsweise Friesinger 2011). 

Der institutionelle Rahmen ist im geschilderten Fall weitestgehend gleichgeblieben. Eine relevante 

Änderung war jedoch die Änderung der EU-Zuckermarktordnung im Jahr 2006. Diese von der WTO 

angemahnte Reform bedeutete für europäische Zuckerrübenbauern einen Einkommensverlust durch 

den Wegfall von Exportsubventionen sowie die Absenkung von garantierten Abnahmepreisen inner-

halb der EU. Die Förderung von Biokraftstoffen, in deren Produktion auch überschüssige Zuckerrüben 

fließen können, stellte somit einen kompensierenden zusätzlichen Absatzmarkt für Zuckerrüben dar 

(Europäische Kommission 2006). 

Hinsichtlich der Instrumentenalternativen stellte das verbindliche 10 %-Ziel eine von vielen Akteuren 

gewünschte Alternative zur vorher geltenden unverbindlichen Zielvorgabe dar, wie sie noch in der 

Biokraftstoffrichtlinie 2003 verabschiedet wurde (siehe oben). Das Instrument der Nachhaltigkeitskrite-

rien stellte zudem eine passende regulatorische und zeitgemäße Lösung zur Einhegung der zweifel-

haften ökologischen Effekte einer stärkeren Biokraftstoffförderung dar, die von zahlreichen Akteuren 

aus der europäischen Landwirtschaft, dem globalen Agrarhandel sowie der umweltbewegten Zivilge-
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sellschaft, wie dem WWF, getragen wurde (Vogelpohl 2015). Ihre Einführung war daher grundsätzlich 

kaum umstritten, ihre konkrete Ausgestaltung hingegen durchaus. 

Einen situativen Einfluss auf die politischen Prozesse der RED hatte sicherlich die Nahrungsmittelkri-

se 2007/2008 (vergleiche Kapitel 4.1.1.1), deren Ursachen im Zuge der RED-Verhandlung mit Blick 

auf Biokraftstoffe hitzig diskutiert wurde, sich letztlich jedoch nur bedingt in ihr niederschlug (siehe 

oben). 

4.1.2 ILUC-Richtlinie 2015 

4.1.2.1 Fallbeschreibung 

Die sogenannte ILUC-Richtlinie von 2015 enthält Modifikationen der RED in Bezug auf einige ihrer 

biokraftstoffbezogenen Komponenten. Neben den unerwünschten direkten sozialen und ökologischen 

Auswirkungen einer verstärkten Biokraftstoffnutzung wurden bereits im Vorfeld der RED-

Verabschiedung auch indirekte Effekte (vor allem Auswirkungen auf Nahrungsmittelpreise und THG-

Emissionen) diskutiert. In der RED wurden indirekte Effekte jedoch nur insofern aufgegriffen, als dass 

die Kommission darin beauftragt wird, eine Methode zur Minimierung der THG-Emissionen aus ILUC 

zu entwickeln und die Einbeziehung sogenannter ILUC-Faktoren in die Berechnung der biokraftstoff-

bezogenen THG-Emissionen zu überprüfen (siehe oben; siehe auch Fußnote 5 zu ILUC allgemein).
6
 

Ende 2010 veröffentlichte die Kommission hierzu einen ersten Bericht, in dem anerkannt wurde, dass 

ILUC einen signifikanten Einfluss auf die biokraftstoffbezogenen THG-Emissionen ausübt und dass es 

notwendig ist, dem Auftreten von ILUC entgegenzuwirken (Europäische Kommission 2010). Im Sep-

tember 2012 gelangte ein Vorschlagsentwurf der Europäischen Kommission hinsichtlich einer mögli-

chen ILUC-Regulierung an die Öffentlichkeit, in dem die Begrenzung der Anrechenbarkeit nahrungs-

mittelbasierter Biokraftstoffe auf das 10 %-Ziel der RED um die Hälfte (5 %) vorgesehen war (Europä-

ische Kommission 2012). Zusätzlich enthielt der Entwurf den Vorschlag, ILUC-Faktoren für diese kon-

ventionellen Biokraftstoffe einzuführen. Im Fall der Einbeziehung der Faktoren in die Berechnung der 

THG-Einsparung würden viele Biodieselarten die erforderliche Einsparung nicht länger erzielen. Ob-

wohl der Verkauf dieser Treibstoffe weiterhin erlaubt wäre, würden sie ohne Subvention oder Steuer-

erleichterungen kaum nachgefragt werden, weil sie teurer wären als fossiler Diesel.  

Entsprechend den prognostizierten Implikationen löste der Vorschlag intensives Lobbying verschiede-

ner Interessenvertreter zur Nicht-Regulierung von ILUC aus (Hübner 2014). Diesen stand die meist 

von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) geäußerte Forderung gegenüber, ILUC aufgrund der Re-

levanz der Effekte eben doch regulatorisch zu berücksichtigen. Der nur wenige Tage später offiziell 

veröffentlichte Vorschlag enthielt die ILUC-Faktoren nicht mehr, wohl jedoch die Kappung des Bei-

trags „konventioneller Biokraftstoffe“ zum 10 %-Ziel. Erst nach langwierigen Verhandlungen innerhalb 

und zwischen Kommission, Parlament und Rat, die stets begleitet waren von teils hitzig geführten 

Debatten der beteiligten Interessenvertreter, wurde 2015 schließlich ein Kompromiss gefunden, der 

eine geringere Absenkung des Biokraftstoffanteils auf 7 % vorsieht als der ursprüngliche Kommissi-

onsvorschlag, der eine Reduzierung auf 5 % vorsah (Europäische Union 2015). Das Thema ILUC wird 

in diesem Kompromiss jedoch weiterhin ausgespart, indem die Ausweisung von ILUC-Faktoren ledig-

lich in die Berichtspflichten der Mitgliedsstaaten aufgenommen wurde, nicht aber in die Berechnung 

der THG-Bilanz der verwendeten Biokraftstoffe. Darüber hinaus wurde für sogenannte ‚fortschrittliche 

Biokraftstoffe‘, also Biokraftstoffe der zweiten oder sogar dritten Generation, eine Unterquote in Höhe 

                                                      

6
 ILUC-Faktoren sind bestimmte, unterschiedlich CO2eq-Werte, die den verschiedenen Biokraftstoffarten rohstoffspezifisch pau-

schal negativ auf ihre Klimabilanz angerechnet werden. So sind die verschiedenen ILUC-Faktoren maßgeblich von der Situation 
auf den jeweiligen Rohstoffmärkten abhängig. Ist beispielsweise die Nachfrage nach Raps ohnehin hoch, so würde die zusätzli-
che Produktion von Biodiesel aus Raps diese noch erhöhen und somit die Verdrängung der ursprünglichen Rapsproduktion auf 
andere Flächen, also ILUC-Effekte, wahrscheinlicher machen und die damit verbundenen CO2-Emissionen erhöhen. Diesen 
ILUC-basierten CO2-Emissionen werden mit den ILUC-Faktoren – je nach Biokraftstoffart und zugrundeliegendem Rohstoff – 
pauschale Werte zugeschrieben, die in die Klimabilanz des jeweiligen Biokraftstoffs einfließen und sie damit in unterschiedli-
chem Maße verschlechtern (Fritsche et al. 2010).  
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von 0,5 % eingeführt, die zwar unverbindlich ist, die Mitgliedsstaaten jedoch zum Handeln verpflichtet. 

Zudem gelten Doppelt- und Mehrfachanrechnungen der ‚fortschrittlichen‘ Biokraftstoffe für das 10 %-

Ziel, um Anreize für deren technologische Entwicklung zu liefern (ebd.). 

Jenseits des Umgangs mit ILUC-Effekten und der Kappung des Beitrags ‚konventioneller Biokraftstof-

fe‘ zum 10 %-Ziel enthält die ILUC-Richtlinie eine Reihe weiterer, vor allem technischer Vorschriften, 

die insbesondere die Anerkennung freiwilliger Zertifizierungssysteme zur Überprüfung der Einhaltung 

der in der RED festgeschriebenen Nachhaltigkeitskriterien enthält (ebd.). Diese Aspekte standen ge-

genüber der ILUC-Thematik jedoch weit weniger im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses.  

4.1.2.2 Übersichtsanalyse anhand des AEP  

Der ILUC-Richtlinie ging ein recht langer, kontroverser politischer Prozess voraus, in dessen Mittel-

punkt vor allem die ILUC-Effekte von Biokraftstoffen standen. Aus AEP-Sicht interessant sind dabei 

insbesondere die Faktoren Problemstruktur und Akteure und ihre Interessen sowie die Beziehungen 

zwischen diesen Faktoren. 

Hinsichtlich der Problemstruktur ist zu konstatieren, dass die Klimaeffekte von Biokraftstoffen, insbe-

sondere die durch indirekte Landnutzungsänderungen hervorgerufenen, weiter in den Vordergrund 

rückten. Insbesondere im Zusammenhang mit dieser Richtlinie ist festzustellen, dass quasi aus-

schließlich Probleme zweiter Ordnung diskutiert wurden, also Probleme, die durch die (vermeintliche) 

Problemlösung Biokraftstoffe erst hervorgerufen wurden. Darüber hinaus kann festgehalten werden, 

dass ILUC-Effekte als pars pro toto quasi alle anderen Aspekte der Biokraftstoffpolitik verdrängt ha-

ben. Dabei wurden sie als rein technisches und THG-bezogenes Problem benannt und diskutiert, was 

eine Verwissenschaftlichung der EU-Biokraftstoffpolitik zur Folge hatte und der politische Konflikt ent-

sprechend in einer (natur-)wissenschaftlichen Arena ausgefochten wurde (Palmer 2012; Levidow 

2013). 

In dieser Arena ‚bekämpften‘ sich die verschiedenen Akteure gemäß ihren Interessen. Befürwor-

te/innen der Einbindung von ILUC in die RED waren dabei vor allem biokraftstoffkritische NGOs. Die-

se sahen in der Thematisierung von ILUC-Effekten die am besten geeignete Strategie, um die Regelun-

gen zu Biokraftstoffen (in erster Linie das 10 %-Ziel) zu verändern oder ganz abzuschaffen, weswegen 

sie ihre Aktivitäten auf dieses Thema fokussierten. Die Gegner einer Einbindung von ILUC in die RED 

waren vor allem die Landwirtschaft und die Biokraftstoffproduzenten (Hübner 2014; Palmer 2012). 

Beide Akteursgruppen nutzten bei den Auseinandersetzungen im die ILUC-Effekte von Biokraftstoffen 

Ergebnisse aus der (Natur-)Wissenschaft, um ihre Positionen zu untermauern (Vogelpohl et al. 2014). 

Dieser strategische Einsatz wissenschaftlicher Expertisen zu ILUC als Munition im politischen Prozess 

verlief nach einem relativ einfachen Muster. So konstatierten auf der einen Seite die meisten NGOs 

bereits 2008, dass der ILUC-Effekt auf die THG-Bilanz von Biokraftstoffen ausreichend nachgewiesen 

und dass die Wissensbasis für die politische Regulierung gut genug sei, während auf der anderen 

Seite die Akteure und Akteurinnen aus der Biokraftstoffindustrie immer wieder darauf hinwiesen, dass 

sich die wissenschaftlichen Erkenntnisse über ILUC erst im Entwicklungsstadium befänden oder 

grundlegend falsch seien. Diese Dynamik führte relativ bald in eine Sackgasse, und zwar sowohl in 

eine regulatorische als auch in eine demokratische. Einerseits konnte bis heute keine politische Lö-

sung für das Problem gefunden werden, mit dem alle Akteursgruppen einverstanden sind, anderer-

seits reduzierte sich durch die Verengung der ILUC-Debatte auf methodische Fragen die Anzahl und 

Art der Akteure, die an diesen Debatten teilnehmen konnten und über legitimes Wissen verfügten 

(Palmer 2012; Levidow 2013; Hübner 2014; Vogelpohl et al. 2014). 

Die Rolle der diesen politischen Prozess rahmenden Institutionen muss noch genauer untersucht 

werden. Bislang kann hier keine besondere Relevanz erkannt werden, es stellt sich jedoch die Frage, 

inwiefern der institutionalisierte Umgang auf EU-Ebene mit wissenschaftlichen Streitfragen, das soge-

nannte institutionalisierte ‚science-policy interface‘ der EU, den oben beschriebenen Konflikt geprägt 
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hat, beispielsweise durch die Vergabe von wissenschaftlichen Studien zur Quantifizierung von ILUC, 

zur Konfliktlösung beitrug oder nicht (Palmer 2012; Vogelpohl et al. 2014). 

Instrumentenalternativen zur Berichterstattung von ILUC-Effekten hat es in vielfältiger Form gegeben, 

wie beispielsweise die Einführung der erwähnten ILUC-Faktoren. Diese entsprechen eher einem pro-

zeduralen Instrument, da sie lediglich die Art der Berechnung der Klimaeffekte von Biokraftstoffen 

geändert, sonstige Regulierungen oder Anreize der Biokraftstoffproduktion jedoch unberührt gelassen 

hätten (vergleiche Fußnote 6 oben). In ihren Auswirkungen hätten ILUC-Faktoren jedoch einen quasi-

regulativen Effekt gehabt, da bestimmte Biokraftstoffe bei ihrer Einführung fast vollkommen vom Markt 

ausgeschlossen gewesen wären, weswegen sie letztlich auch nicht eingeführt wurden. Zusätzlich gab 

es auch noch andere Wege zur Berücksichtigung von ILUC-Effekten, wie striktere Nachhaltigkeitskri-

terien (regulativ) oder anreizbasierte Instrumente. 

4.1.3 RED II 2018 

4.1.3.1 Fallbeschreibung 

Da der Zeithorizont der RED lediglich bis 2020 reicht, ist es notwendig bereits heute eine Nachfolge-

regelung zu finden. Unter anderem zu diesem Zweck stellte die Kommission im November 2016 das 

sogenannte Winterpaket „Saubere Energie für alle Europäer“ vor, welches auch einen Vorschlag für 

eine umgestaltete und über 2020 hinaus weisende Erneuerbare-Energien-Richtlinie enthielt Europäi-

sche Kommission 2016c). Dieser Vorschlag für eine sogenannte RED II sah zunächst vor, den mögli-

chen Beitrag von konventionellen Biokraftstoffen im Rahmen eines übergreifenden 27 %-Ziels für er-

neuerbare Energien von 7 % im Jahr 2021 auf 3,8 % im Jahr 2030 herunterzufahren. Der Anteil ‚fort-

schrittlicher‘ erneuerbarer Kraftstoffe sollte hingegen verbindlich ansteigen, von 1,5 % in 2021 bis auf 

6,8 % in 2030, wobei nicht die Nationalstaaten, sondern die Kraftstoffinverkehrbringer direkt dazu 

verpflichtet werden sollten. Dieses Ziel enthielt ein verbindliches Unterziel für ‚fortschrittliche Biokraft-

stoffe‘ von  

0,5 % (2021) bis 3,6 % (2030) sowie einen Maximalbeitrag von 1,7 % (2021-2030) für Altspeiseöl (U-

COME), Tierfette und Molasse. Zudem wurden einige kleinere Änderungen hinsichtlich der Nachhal-

tigkeitskriterien und der Zertifizierung von Biokraftstoffen vorgeschlagen. 

Die Nutzung konventioneller Biokraftstoffe im Verkehrssektor würde somit gar nicht mehr gefördert 

werden, sondern lediglich bis zu einem gewissen Grad erlaubt, wobei sie nach wie vor für das über-

greifende EE-Ziel von 27 % zählen würden. Dieser Vorschlag löste seitens der Biokraftstoffbefürworter 

Empörung aus, und sie versuchten, die RED II in der Folge zu ihren Gunsten abzuändern (EBB et al. 

2016; T&E 2017; Hodgson 2018). Im Jahr 2017 durchlief der REDII-Vorschlag das ordentliche Ge-

setzgebungsverfahren (Mitentscheidungsverfahren) und wurde währenddessen mehrere Male abge-

ändert.  

Das Europäische Parlament war dabei tendenziell für ambitioniertere Ziele, sowohl in Bezug auf EE 

allgemein (35 % in 2030 statt 27 %) als auch in Bezug auf EE im Transportsektor. So sprach es sich 

im Januar 2018 in der 1. Lesung (bei sich deutlich unterscheidenden Standpunkten der einzelnen 

Parlamentsausschüsse) letztlich für ein verpflichtendes 12 %-EE-Ziel für den Transportsektor insge-

samt für 2030 aus, wobei ‚fortschrittliche‘ EE-Kraftstoffe 10 %, also den Großteil davon ausmachen 

sollten (Europäisches Parlament 2018b). Das Unterziel für ‚fortschrittliche Biokraftstoffe‘ wird dabei 

beibehalten, ebenso wie die Obergrenze von 1,7 % für Altspeiseöl, Tierfette und Molasse. Für ‚kon-

ventionelle Biokraftstoffe‘, die bis jetzt den europäischen Biokraftstoffmarkt beherrschen, bedeutet 

dies, dass lediglich ein Marktanteil von 2 % für sie übrigbliebe. Immerhin könnten diese 2 % auf die 

Erreichung des 12 %-Ziels angerechnet werden. Darüber hinaus wurde die Kappungsgrenze für ‚kon-

ventionelle Biokraftstoffe‘ auf den derzeitigen Anteil dieser Biokraftstoffe im jeweiligen Mitgliedsstaat 

für den gesamten Zeitraum 2021-2030 festgeschrieben, wobei dieser 7 % nicht überschreiten darf. 

Außerdem soll dem Standpunkt des Parlaments zufolge die Verwendung von Biokraftstoffen auf der 
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Basis von Palmöl vollkommen vermieden werden, indem es auf keines der Ziele angerechnet werden 

kann (siehe auch Europäisches Parlament 2018c). 

Der Rat der Europäischen Union (Energieministerrat) hat in seinen Verlautbarungen stets eine weni-

ger strikte Haltung gegenüber ‚konventionellen Biokraftstoffen‘ eingenommen. Er legte am 18. De-

zember 2017 seinen Standpunkt zur REDII fest, in dem er das übergreifende EE-Ziel von 27 % unter-

stützt (Rat der Europäischen Union 2017). Im Verkehrssektor wurde das bis 2030 zu erreichende Ziel 

für erneuerbare Energien für jeden Mitgliedstaat auf 14 % festgesetzt. Zudem soll ein Teilziel von 3 % 

an ‚fortschrittlichen Biokraftstoffen‘, die doppelt gezählt werden dürfen, erreicht werden. Um ein höhe-

res Maß an Investitionssicherheit zu erreichen und die Verfügbarkeit von Kraftstoffen in dem gesam-

ten Zeitraum sicherzustellen, soll bei den ‚fortschrittlichen Biokraftstoffen‘ ein verbindliches Zwischen-

ziel von 1 % im Jahr 2025 gelten. Zudem soll die Elektromobilität nachdrücklich gefördert werden, 

indem zwei Multiplikatoren zur Anwendung kommen (5x für die Nutzung von Elektrizität aus erneuer-

baren Quellen im Straßenverkehr sowie 2x für den Schienenverkehr). Die bestehende Obergrenze 

von 7 % für Biokraftstoffe der ersten Generation wurde im Standpunkt des Rates aufrechterhalten, um 

Rechtssicherheit für Investoren zu gewährleisten. Wenn ein Mitgliedstaat eine niedrigere Obergrenze 

festlegt, soll ihm dafür die Möglichkeit eingeräumt werden, sein Gesamtziel für erneuerbare Energien 

im Verkehrssektor zu senken. Im Prinzip handelt es sich bei dem 14 %-EE-Ziel für den Verkehrsbe-

reich also eigentlich um ein 7 %-Ziel für ‚fortschrittliche EE-Kraftstoffe‘, wobei 6 dieser 7 % durch die 

doppelt angerechneten ‚fortschrittlichen Biokraftstoffe‘ erreicht werden müssen. Für das übrige Pro-

zent stehen dann mehrere Optionen zur Verfügung, wie EE-Strom im Straßen- oder Schienenverkehr 

oder auch Altspeiseöl, Tierfett oder Molasse (ebd.).  

Mit diesen Standpunkten gingen die EU-Akteure ab Februar 2018 in einen informellen Trilog
7
 (siehe  

Tabelle 4.2).  Im Zuge dieser Verhandlungen wurde im Juni 2018 ein vorläufiger Kompromiss zwi-

schen Kommission, Parlament und Rat erreicht, der sehr nah an der oben geschilderten Ratsposition 

liegt (ICCT 2018). Dieser Kompromiss sieht ein übergreifendes EE-Ziel von mindestens 32 % für 2030 

vor (vorbehaltlich einer Überprüfung in 2023). Für den Verkehrssektor einigte man sich auf ein ver-

bindliches Ziel von 14 %, wobei der potenzielle Beitrag von Biokraftstoffen der ersten Generation auf 

dem Niveau des Jahres 2020 plus 1 % gedeckelt wird, maximal jedoch 7 % betragen darf. Liegt ein 

Mitgliedstaat unter diesen 7 %, so wird das für diesen Mitgliedsstaat zu erreichende Ziel um die ent-

sprechende Differenz verringert. 

  

                                                      

7
 Siehe Fußnote 4 für eine Erläuterung des Trilogverfahrens. 
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Tabelle 4.2: Übersicht der Vorschläge und Standpunkte zur RED II von europäischer Kommission, Parlament und 

Rat  (Europäische Kommission 2016c; Europäisches Parlament 2018c; Rat der Europäischen Union 2017) 

 Kommission Parlament Rat 

EE-Ziel 2030 insg. - 27 % - 35 % - 27 % 

EE-Ziel 2030 im Ver-
kehrsbereich 

- 6,8 % (linear anstei-
gend von 1,5 % in 2021) 

- verpflichtend für Kraft-
stoffinverkehrbringer 

- nur ‚fortschrittliche EE-
Kraftstoffe‘ 

- max. 1,7 % UCOME, 
Tierfett, Molasse 

- 12 % 

- davon mind. 10% 
‚fortschrittliche EE-
Kraftstoffe‘ 

- max. 2% ‚konventio-
nelle Biokraftstoffe‘ 

- max. 1,7% UCOME, 
Tierfett, Molasse 

- 14 % 

- mind. 6 % durch ‘fort-
schrittliche Biokraft-
stoffe‘ (3 %-Ziel, das 
doppelt zählt) 

- Flexibilität bei der 
Zielerreichung (7 % 
‚konventionelle Biok-
raftstoffe‘, EE-Strom, 
etc.) 

Verbindliches Unterziel 
für „fortschrittliche 
Biokraftstoffe“ 

- steigt von 0,5 % (2021) 
auf 3,6 % (2030) 

- steigt von 0,5 % 
(2021) auf 3,6 % 
(2030) 

- 3 % (Zwischenziel 
von 1 % in 2025) 

- können doppelt aufs 
Ziel angerechnet wer-
den 

„konventionelle Biok-
raftstoffe“ 

- können nicht aufs Ver-
kehrsziel angerechnet 
werden, aber aufs EE-
Gesamtziel 

- Kappung sinkt von 7 % 
(2021) auf 3,8 % (2030)  

- Kappung bei aktuel-
lem (2017) Marktanteil 
(max. 7 %) 

- 2 % können aufs 
Verkehrsziel ange-
rechnet werden 

- Ausschluss von 
Palmöl als Rohstoff 

- Kappung bleibt bei 7 
% 

- kann komplett aufs 
Ziel angerechnet wer-
den 

- Mitgliedsstaaten kön-
nen geringere Kap-
pungsgrenze verab-
schieden 

 

Somit handelt es sich, ähnlich wie vom Rat vorgeschlagen, um ein 7 %-Ziel für ‚fortschrittliche EE-

Kraftstoffe‘, die eine CO2-Einsparung von mindestens 65 % aufweisen müssen, und eine Obergrenze 

für Biokraftstoffe der ersten Generation von maximal 7 %. Zudem soll ab 2023 bis 2030 aus der Nut-

zung sogenannter „high ILUC risk biofuels“, wie unter anderem palmölbasierten Biodiesels, ausge-

stiegen werden (bis 2023 sollen sie auf dem Verbrauchsniveau von 2019 gedeckelt werden).
8
 Für 

‚fortschrittliche Biokraftstoffe‘ soll ein verbindliches Ziel von 3,5 % für 2030 gelten, mit Zwischenzielen 

von 0,2 % in 2022 und von 1 % in 2025. Zudem werden diese ‚fortschrittlichen Biokraftstoffe‘ ebenso 

wie andere ‚fortschrittliche‘ EE-Kraftstoffe (wie beispielsweise EE-Strom in Elektrofahrzeugen oder in 

Zügen) mehrfach auf das 14 %-Ziel angerechnet (ebd.). 

4.1.3.2 Übersichtsanalyse anhand des AEP  

Aus Sicht der Faktoren des AEP hat sich im Vergleich zur Konstellation bei der ILUC-Richtlinie (ver-

gleiche Kapitel 4.1.2.2) wenig geändert. Allerdings sind die diesbezüglichen Einschätzungen zu die-

                                                      

8
 Die Differenzierung zwischen „high ILUC risk biofuels“ und „low ILUC risk biofuels“ soll im Februar 2019 durch die Kommission 

vorgenommen und 2023 nochmals überprüft werden.  
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sem Fall notwendigerweise noch sehr vorläufig, da er formal noch nicht abgeschlossen ist und die 

entsprechenden politischen Prozesse noch laufen. 

Hinsichtlich der Problemstruktur wurde die Perspektive nach der ILUC-Fokussierung wieder etwas 

geweitet. So spielt die Klimabilanz von ‚konventionellen‘ und ‚fortschrittlichen‘ Biokraftstoffen zwar 

nach wie vor eine große Rolle als Hintergrund dafür, warum sich die Zielsetzungen so stark unter-

scheiden. Zudem stellte die Klimapolitik nach dem Pariser Klimaabkommen von 2015 einen wichtigen 

Rahmen für die Problemwahrnehmung von Biokraftstoffen dar, die hier dementsprechend auch stär-

ker im Zusammenhang mit den anderen Energiesektoren und erneuerbaren Energieträgern diskutiert 

wurden (siehe beispielsweise van de Graaf 2017). Allerdings spielen auch agrarpolitische Aspekte 

nach wie vor eine wichtige Rolle, weswegen sich an der grundsätzlichen Problemstruktur der Biokraft-

stoffe kaum etwas geändert haben dürfte. 

Ähnliches gilt für die beteiligten Akteure und ihre Interessen. Auch im Hinblick auf diesen Fall stehen 

sich zivilgesellschaftliche und agrarindustrielle Akteure und die jeweiligen Interessen gegenüber. Zu-

dem lassen sich innerhalb der Biokraftstoffindustrie deutliche Differenzen erkennen, sowohl zwischen 

den Vertretern ‚konventioneller‘ und ‚fortschrittlicher‘ Biokraftstoffe (IWR 2018) als auch zwischen den 

Herstellern verschiedener Ausgangsrohstoffe, beispielsweise von (europäischem) Rapsöl und (asiati-

schem) Palmöl für die Biodieselproduktion (Neumann 2018). Entsprechend dieser Differenzen bezüg-

lich einzelner Aspekte der REDII verändern sich zudem auch die Akteurskonstellationen und Bezie-

hungen zwischen den Akteursgruppen. Obwohl sich beispielsweise Umweltverbände und die ‚konven-

tionelle‘ Biokraftstoffindustrie eher konfrontativ gegenüberstehen, sowohl insgesamt als auch bei Ein-

zelthemen wie ILUC, sind sie sich einig in der Ablehnung der Nutzung palmölbasierten Biodiesels 

(ebd.). Es sind auch und gerade diese spezifischen Facetten und Brüche in den ‚klassischen‘ Ak-

teurskonstellationen, welche die Analyse dieses Falles aus Akteursperspektive spannend machen. 

Bezüglich des institutionellen Rahmens hat sich im Vergleich zum Zeitpunkt der Verabschiedung der 

ILUC-Richtlinie kaum etwas geändert. Es wäre möglicherweise interessant zu untersuchen, wie sich 

die Änderung der institutionellen energiepolitischen Rahmenbedingungen (Energie ist seit Inkrafttreten 

des Vertrags von Lissabon 2009 eines der Politikfelder, in dem die EU eine primärrechtliche Gesetz-

gebungsgrundlage hat; Europäische Union 2009b; Art. 194) und entsprechende Strategien (wie die 

2014 ausgerufene Energie-Union; Europäische Kommission 2015) hier fallbezogen ausgewirkt haben. 

Ähnliches gilt für das Pariser Klimaabkommen im Rahmen der UNFCCC, welches aus klimapolitischer 

Sicht einen veränderten institutionellen Rahmen setzt (siehe beispielsweise van de Graaf 2017). 

Hinsichtlich der Instrumentenalternativen könnte in diesem Fall interessant sein, dass die Kommission 

mit der vorgesehenen Verpflichtung der Kraftstoffhändler ein regulatives Gebot geplant hat, welches 

die Mitgliedstaaten quasi umgeht und ihnen keine Umsetzungsspielräume jenseits der Überprüfung 

der Einhaltung dieses Gebots lässt. So ist kann davon ausgegangen werden, dass sich die Mitglieds-

staaten für eine mehr Flexibilität bietende Lösung stark gemacht haben. Darüber hinaus setzt dies ein 

bestimmtes Muster fort, welches auch im bisherigen Verlauf der EU-Biokraftstoffpolitik schon zu be-

obachten war: zum einen die Präferenz der Kommission für ein bestimmtes Förderungsmodell in Form 

von Quoten beziehungsweise einer verpflichtenden Beimischung gegenüber einer Steuervergünsti-

gung, welches sie schon 2001 bei der Biokraftstoffrichtlinie vorschreiben wollte (vergleiche Kapitel 

4.1), zum anderen die generelle Harmonisierungspräferenz seitens der zentralen/supranationalen 

Ebene, also der Wunsch, möglichst weit in die Mitgliedsstaaten ‚hineinzuregieren‘ (siehe beispielswei-

se Börzel und Risse 2006; Jordan und Liefferink 2004). Beides wurde bislang seitens des Rats eher 

verhindert oder abgeschwächt, um möglichst viel Gestaltungspielraum auf der nationalen Ebene zu 

behalten (Vogelpohl et al. 2017). So ist zu erwarten, dass der Rat diese Position auch in diesem Trilog 

vertreten hat. 
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4.2 Nationale Ebene 

Jenseits der Förderung über Pilotprojekte wurden Biokraftstoffe in Deutschland bis in die 2000er Jahre 

nicht explizit begünstigt. So war beispielsweise im deutschen Mineralölsteuergesetz kein Ausnahme-

tatbestand für Biokraftstoffe formuliert. Implizit und faktisch waren Biokraftstoffe aber von der Mineral-

ölsteuer befreit, da das entsprechende Gesetz lediglich auf mineralölbasierte Kraftstoffe eine Steuer 

erhob, Biokraftstoffe jedoch unerwähnt ließ (Beneking 2011, S. 55). Bis dato waren Entwicklungen im 

Bereich der Biokraftstoffe, wie auch auf europäischer Ebene, vor allem das (nur teilweise explizit in-

tendierte) Nebenprodukt übergreifender Entwicklungen in der internationalen und europäischen Agrar- 

und Handelspolitik sowie dieser impliziten 100 %-igen Steuerbefreiung. Mit den Verpflichtungen zur 

Reduzierung von Treibhausgasemissionen im Rahmen des Kyoto-Protokolls kam gegen Ende der 

1990er Jahre jedoch ein weiterer und zukunftsweisender Beweggrund hinzu: der Klimaschutz (Euro-

pean Commission 1997). 

Quasi parallel zur Verabschiedung der Biokraftstoffrichtlinie auf supranationaler Ebene (siehe oben; 

siehe auch Vogelpohl et al. 2017) wurde in diesem Kontext 2002 das „Zweite Gesetz zur Änderung 

des Mineralölsteuergesetzes“ verabschiedet, in dem erstmals explizit die Befreiung sämtlicher bioge-

ner Treibstoffe von der Mineralölsteuer festgeschrieben war. Dies umfasste auch der Beimischungen 

zu fossilen Kraftstoffen, die bisher noch besteuert wurden, und löste einen wahren Biokraftstoffboom 

in Deutschland aus (siehe Abbildung 4.4). 

 

Abbildung 4.4: Entwicklung des Verbrauchs erneuerbarer Energien im Verkehrssektor 2000-2015 (aus: BMWi 

2016, S. 8) 

 

Abbildung 4.4 veranschaulicht jedoch auch, dass dieser Boom nicht von Dauer war. So kam es bereits 

2006 zu einem Instrumentenwandel in der deutschen Biokraftstoffpolitik, der in der schrittweisen Ablö-

sung der Steuerbefreiung durch eine Quote für Biokraftstoffe bestand, ab 2007 zu einer bis heute 

währenden Stagnation des Biokraftstoffabsatzes in Deutschland führte und massive Auswirkungen auf 

die Struktur des Marktes hatte (Vogelpohl 2014; siehe ebenfalls Abbildung 4.4). Dieser Politikwechsel 

soll daher in Bezug auf die nationale Ebene zusammen mit der ebenfalls für den deutschen Biokraft-
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stoffsektor relevanten, erst kürzlich verabschiedeten 38. BImSchV (2017) in diesem Abschnitt sowie 

im weiteren Projektverlauf im Mittelpunkt stehen und nachfolgend ausführlicher vorgestellt werden. 

4.2.1 Politikwechsel 2006 

4.2.1.1 Fallbeschreibung 

Der Biokraftstoffboom infolge der expliziten Steuerbefreiung für Biokraftstoffe war nicht von langer 

Dauer. Im Juni 2005 legte das Bundesfinanzministerium, wie im Mineralölsteuergesetz gefordert, 

erstmals den „Bericht zur Steuerbegünstigung für Biokraft- und Bioheizstoffe“ vor, in dem eine sehr 

dynamische Entwicklung des deutschen Biokraftstoffmarktes festgestellt wurde, womit ein relativ ho-

her Steuerausfall für die Staatskasse einherging (BMF 2005). Das BMF schlug daher vor, Biodiesel 

künftig „maßvoll“ zu besteuern, um Überkompensationen in Zukunft zu vermeiden. Bioethanol wurde 

dagegen zunächst aufgrund des geringen Marktanteils von der Besteuerung ausgenommen (ebd.). 

Dieser Trend wurde durch den Regierungswechsel auf Bundesebene von Rot-Grün zu Schwarz-Rot 

noch verstärkt. So sah bereits der im November 2005 verhandelte Koalitionsvertrag die schrittweise 

Einführung von Steuern für Biodiesel vor (CDU/CSU und SPD 2005, S. 52). Darüber hinaus wurde in 

diesem Koalitionsvertrag auch die Einführung von Beimischungsverpflichtungen erwähnt, die mit der 

Absenkung von Steuervorteilen für Biokraftstoffe einhergehen sollte, um den Gesamtverbrauch nicht 

zu gefährden (ebd.).  

Tabelle 4.3: Entwicklung der Energiesteuer (bis 2006 Mineralölsteuer) für Biokraftstoffe in Deutschland (in Cent 

pro Liter; aus: Vogelpohl 2014, S. 23) 

Zeitraum Biodiesel 

(B100) 

Biodiesel 

(Beimi-

schung) 

Pflanzen-

öl 

Fossiler 

Diesel 

Bioetha-

nol (ab 

E70) 

Bioetha-

nol (bis 

E70) 

Fossiles 

Benzin 

Andere 

(Bio-CNG, 

BtL, etc.) 

Bis Au-

gust 2006 

0 0 0 47,04 0 0 65,45 0 

ab Au-

gust 2006 

9 15 0 47,04 0 0 65,45 0 

2007 9 47,04 2,15 47,04 0 65,45 65,45 0 

2008 14,9 47,04 9,9 47,04 0 65,45 65,45 0 

2009 18,3 47,04 18,25 47,04 0 65,45 65,45 0 

2010 - 

2012 

18,6 47,04 18,5 47,04 0 65,45 65,45 0 

Ab 2013 45,03 47,04 45,03 47,04 0 65,45 65,45 0 

 

Dieser Ansatz, die Förderung von Biokraftstoffen durch zwei parallellaufende Gesetzesänderungsvor-

haben zu reformieren, wurde zunächst mit der Einführung der Besteuerung von Biodiesel in Angriff 

genommen, die ab Mitte 2006 stufenweise ausgebaut wurde. So wurde reiner Biodiesel von August 

2006 bis Ende 2007 mit 9 Cent pro Liter (ct/l) besteuert. Bis 2012 sollte die Besteuerung in 6 Cent-

Schritten auf 45 ct/l erhöht werden. Ähnlich waren die Pläne in Bezug auf Pflanzenölkraftstoff, in des-

sen Besteuerung 2007 mit einem Satz von 2,15 ct/l eingestiegen wurde (Vogelpohl 2014, S. 23). Im 
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Rahmen einer Veränderung des Biokraftstoffquotengesetzes und des Wachstumsbeschleunigungsge-

setzes von 2009 wurde die schrittweise Erhöhung jedoch auf dem Level von 18,6 ct/l für Biodiesel 

bzw. 18,5 ct/l für Pflanzenölkraftstoff bis 2012 eingefroren und dann erst 2013 auf 45,03 ct/l für beide 

Kraftstoffsorten erhöht (ebd.). Beigemischter Biodiesel wurde zunächst mit 15 ct/l und ab 2007 voll 

besteuert. Auch beigemischtes Bioethanol wird seit 2007 voll besteuert (ebd.). Für alle anderen Biok-

raftstoffe wie Bioethanol (ab E70), Biomethan oder BtL
9
 werden nach wie vor keine Energiesteuern 

erhoben, um ihre Markteinführung zu erleichtern (ebd.). Die Entwicklung der Besteuerung für die in 

Deutschland gängigen Bio-Kraftstoffe ist in Tabelle 4.3 zusammengefasst. 

Im April 2006 stellte die Bundesregierung in einem Eckpunktepapier ihre Pläne zu einer Beimi-

schungsverpflichtung für Biokraftstoffe vor, welche den Einstieg in die Besteuerung von Biokraftstoffen 

ergänzen und den Biokraftstoffabsatz in Deutschland auf einem gewissen Level sicherstellen sollte 

(Bundesregierung 2006). Das entsprechende Biokraftstoffquotengesetz wurde im Oktober 2006 ver-

abschiedet und verpflichtete Unternehmen, die Kraftstoffe in Verkehr bringen, ab 2007, mindestens 

4,4 % ihres Dieselabsatzes bzw. 1,2 % ihres Benzinabsatzes über Biokraftstoffe (also Biodiesel bzw. 

Bioethanol) zu bestreiten. Der Anteil für Bioethanol sollte dabei in 0,8 %-Schritten auf 3,6 % im Jahr 

2010 gesteigert werden. Außerdem war zunächst festgeschrieben, ab 2009 eine Gesamtquote einzu-

führen, die bei Beibehaltung der Einzelmindestquoten einen Gesamtanteil von Biokraftstoffen von 6,25 

% an den in Verkehr gebrachten Kraftstoffen vorschrieb und bis 2015 auf 8 % ansteigen sollte (Vogel-

pohl 2014, S. 23–24). Diese Gesamtquote wurde jedoch bereits 2008 wieder abgesenkt und auf dem 

Level von 6,25 %, dem ursprünglichen Ausgangslevel, bis 2014 eingefroren (ebd.). 2015 wurde diese 

auf den Energiegehalt bezogene Quote durch eine Klimaschutzquote abgelöst, die sich auf die durch 

Biokraftstoffe vermiedenen Treibhausgasemissionen bezieht und die von ursprünglich 3 % in 2015 bis 

auf 7 % in 2020 ansteigen sollte (ebd.). Vorgaben aus der EU-Kraftstoffqualitätsrichtlinie (98/70/EG) 

sowie die zwischenzeitliche Marktentwicklung erforderten allerdings auch hier wieder eine Anpassung 

der deutschen Regelungen und damit eine Absenkung der Quoten. So wären die ursprünglich geplan-

ten, niedrigeren Quoten für die Jahre 2015 und 2016 durch die Marktteilnehmer deutlich übererfüllt 

worden, wodurch in den Folgejahren buchhalterisch zusätzliche Biokraftstoffe für die Quotenerfüllung 

zur Verfügung gestanden hätten, mit denen dann die höheren Quoten ab 2017 und 2020 hätten erfüllt 

werden können. Die Änderung der Quotenhöhen auf 4 % für 2017 bis 2019 und auf  6 % für 2020 

hatte somit das Ziel, vergangene und erwartete Marktentwicklungen abzufedern beziehungsweise zu 

antizipieren und so zu einer kontinuierlicheren Quotenentwicklung zu gelangen (Bundesregierung 

2014a). Dieser Politikwechsel zur Quote hatte unmittelbare Auswirkungen auf den deutschen Biokraft-

stoffmarkt. So wurde der Reinkraftstoffmarkt (B100) für Biodiesel durch den Politikwechsel innerhalb 

von drei Jahren in ein Nischendasein zurückgedrängt. Der Biodieselabsatz, der seit 2009 einigerma-

ßen stabil auf Quotenniveau bleibt, wird zu mehr als 90 % über Beimischungen zu fossilem Diesel 

bestritten (Vogel- pohl 2014, S. 24). Biodiesel ist somit weitgehend in die Großversorgungsstrukturen 

der Mineralölindustrie integriert, die durch die Quote zum Hauptnachfrager nach Biokraftstoffen insge-

samt wurden. Kleinere Hersteller, die die von der Mineralölindustrie nachgefragten großen Mengen 

nur schwer bedienen konnten, mussten in großer Zahl bereits bis 2008 ihre Produktion einstellen (Be-

neking 2011, S. 97–98). Übrig blieben knapp 30 meist größere Biodieselproduktionsanlagen, die 

hauptsächlich die Mineralölwirtschaft beliefern, mit einer Kapazität von schätzungsweise knapp vier 

Millionen Tonnen pro Jahr, was etwa einer Millionen Tonnen pro Jahr weniger als noch 2007 ent-

spricht (UFOP 2013, S. 6–8). In der Folge reduzierte sich das B100-Angebot an Tankstellen drastisch. 

Bereits 2008 hatte sich die Anzahl der B100 anbietenden Tankstellen um mehr als die Hälfte verrin-

gert, während heute wegen der annähernden Vollbesteuerung ab 2013 B100 nahezu vollständig von 

öffentlichen Tankstellen verschwunden ist (Naumann et al. 2014, S. 54–55). 

Tabelle 4.4 fasst die Entwicklung der Quote für Biokraftstoffe in Deutschland zusammen. 

                                                      

9
 Zur Herstellung von Biomass-to-Liquid (BtL) wird Biomasse vergast und anschließend durch Synthese (Fischer-Tropsch-

Verfahren) zu flüssigem Kraftstoff aufbereitet. Als Biomasse kommen insbesondere Biomasseabfälle sowie lignocellulosehaltige 
Biomasse wie Stroh oder Restholz zum Einsatz.   
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Dieser Politikwechsel zur Quote hatte unmittelbare Auswirkungen auf den deutschen Biokraftstoff-

markt. So wurde der Reinkraftstoffmarkt (B100) für Biodiesel durch den Politikwechsel innerhalb von 

drei Jahren in ein Nischendasein zurückgedrängt. Der Biodieselabsatz, der seit 2009 einigermaßen 

stabil auf Quotenniveau bleibt, wird zu mehr als 90 % über Beimischungen zu fossilem Diesel bestrit-

ten (Vogel- pohl 2014, S. 24). Biodiesel ist somit weitgehend in die Großversorgungsstrukturen der 

Mineralölindustrie integriert, die durch die Quote zum Hauptnachfrager nach Biokraftstoffen insgesamt 

wurden. Kleinere Hersteller, die die von der Mineralölindustrie nachgefragten großen Mengen nur 

schwer bedienen konnten, mussten in großer Zahl bereits bis 2008 ihre Produktion einstellen (Bene-

king 2011, S. 97–98). Übrig blieben knapp 30 meist größere Biodieselproduktionsanlagen, die haupt-

sächlich die Mineralölwirtschaft beliefern, mit einer Kapazität von schätzungsweise knapp vier Millio-

nen Tonnen pro Jahr, was etwa einer Millionen Tonnen pro Jahr weniger als noch 2007 entspricht 

(UFOP 2013, S. 6–8). In der Folge reduzierte sich das B100-Angebot an Tankstellen drastisch. Be-

reits 2008 hatte sich die Anzahl der B100 anbietenden Tankstellen um mehr als die Hälfte verringert, 

während heute wegen der annähernden Vollbesteuerung ab 2013 B100 nahezu vollständig von öffent-

lichen Tankstellen verschwunden ist (Naumann et al. 2014, S. 54–55). 

Tabelle 4.4: Entwicklung der Quote für Biokraftstoffe in Deutschland (in %) (aus: Vogelpohl 2014, S. 23–24; 

Bundesregierung 2014b) 

Jahr 2007 2008 2009 2010 - 2014 2015/2016 2017 - 2019 2020 

Unterquote 

Biodiesel 
4,4 4,4 4,4 4,4 

 

Unterquote  

Bioethanol 

1,2 2,0 2,8 2,8 

 

Globalquote  5,25 6,25  

THG-Quote  3,5 4,0 6,0 

 

4.2.1.2 Übersichtsanalyse anhand des AEP  

Der Politikwechsel von der Steuerbefreiung für Biokraftstoffe hin zu einem Quotenmodell war sicher 

der größte und wichtigste Einschnitt in der deutschen Biokraftstoffpolitik. Vor dem Hintergrund der 

Faktoren des AEP fällt dabei zunächst der Aspekt der Instrumentenalternativen ins Auge, der in die-

sem politischen Prozess im Mittelpunkt stand. Die Debatten um den Instrumentenwandel sowie auch 

die Auswirkungen, die dieser ab 2007 auf den deutschen Biokraftstoffmarkt und seine Struktur hatte 

(siehe oben), zeugen von der Wichtigkeit dieses Aspekts. 

Interessant sind in diesem Zusammenhang vor allem die Beziehungen zwischen den jeweiligen In-

strumentenalternativen und den beteiligten Akteuren und ihren Interessen. Die massiven Auswirkun-

gen, die ein Instrumentenwandel auf den Biokraftstoffmarkt und seine Struktur haben würde, waren 

klar, und somit waren diese Beziehungen sehr eng. Die Befürworter einer Beibehaltung der Steuerbe-

freiung kamen vor allem aus der bis hierhin boomenden Biokraftstoffindustrie, insbesondere klein- und 

mittelständische Unternehmen wie Ölmühlen, freie Tankstellen und Speditionsunternehmen, in deren 

kleinräumigen, dezentralen Strukturen Biokraftstoffe (insb. Pflanzenöl) in reiner Form produziert und 

verbraucht wurden. Diese eher klein- bis mittelständisch geprägte Branche war massiv von der Steu-

erbefreiung abhängig, da diese den Aufbau wettbewerbsfähiger dezentraler Strukturen jenseits der 

auf zentralisierten Versorgungsstrukturen basierenden und von wenigen Großkonzernen getragenen 

Mineralölindustrie ermöglichte (Beneking 2011, S. 64-66 und S. 82-83). Der Wandel zu einem Quo-
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tenmodell bedeutete jedoch die Integration des Biokraftstoffmarktes in die zentralistischen Strukturen 

der Mineralölindustrie, die dementsprechend ein Verfechter dieses Instruments war. Der abseits die-

ser Strukturen florierende Biokraftstoffmarkt mit immerhin 7,5 % Marktanteil in 2007 wurde zuneh-

mend zur Konkurrenz für die Mineralölwirtschaft, die entsprechend Marktanteile verlor. In gleichem 

Maße gingen auch dem Fiskus durch den Biokraftstoffboom Steuereinnahmen verloren, weswegen 

auch das Finanzministerium diesen Instrumentenwandel befürwortete. Auf parteipolitischer Ebene war 

der Wechsel von der rot-grünen zur schwarz-roten Bundesregierung relevant, da die Grünen (mit ein-

zelnen Abgeordneten der SPD) der stärkste Fürsprecher des bis dahin bestehenden, dezentralen 

Biokraftstoffregimes in Deutschland war, während SPD und Union dahingehend nicht so festgelegt 

waren beziehungsweise die Integration der Biokraftstoffe in den Massenkraftstoffmarkt über die Quote 

befürworteten (Beneking 2011, S. 69ff.). Zivilgesellschaftliche Akteure spielten zu diesem Zeitpunkt 

noch keine entscheidende Rolle, da der Politikwechsel stattfand, bevor die große Kritikwelle über Bi-

okraftstoffe hereinbrach. 

Institutionen haben hier insofern eine wichtige Rolle gespielt, als dass die oben angesprochene Über-

kompensationsprüfung, welche den Politikwechsel ins Rollen gebracht hatte, in der EU-

Energiesteuerrichtlinie festgeschrieben war. Insofern stellt sich die Frage, inwieweit die Bundesregie-

rung institutionell gezwungen war, diesen Politikwandel vorzunehmen. Zweifelsohne sind solche Prü-

fungen sowohl in der EU als auch in Deutschland fest institutionalisiert. Fraglich ist jedoch, inwiefern 

hier nicht doch politische Spielräume bestanden und das Sachzwang-Argument, das von der den Poli-

tikwandel umsetzenden Großen Koalition durchaus prominent platziert wurde, als eine Art vorgescho-

benes Hilfsargument diente, um damit zu kaschieren, dass sehr wohl Spielräume bestanden und der 

Politikwandel in erster Linie aus bestimmten anderen Interessen vorangetrieben wurde (siehe auch 

Vogelpohl et al. 2017). Des Weiteren stellt sich aus institutioneller Sicht die Frage, inwiefern die Re-

form der EU-Biokraftstoffpolitik die nationale Biokraftstoffpolitik beeinflusst hat. Zwar war die RED zu 

diesem Zeitpunkt noch nicht verabschiedet (siehe oben), allerdings konnte bereits abgesehen werden, 

in welche Richtung sich diese entwickeln würde (ebd.). Die Bundesregierung könnte sich somit dazu 

veranlasst gesehen haben, antizipatorisch in vorauseilendem Gehorsam, oder auch im Schatten der 

Hierarchie, entsprechend zu handeln. Vermutlich hat dies aber nicht die Hauptrolle gespielt. 

Hinsichtlich der Problemstruktur ist festzustellen, dass hier ein Problem zweiter Ordnung gelöst wer-

den sollte (vergleiche Kapitel 4.1). Die grundsätzliche Problemstruktur (Energiesicherheit, ländlicher 

Strukturwandel, Klimawandel) ist unverändert. Biokraftstoffe wurden allerdings in diesem Zusammen-

hang noch immer größtenteils als Lösung, nicht als Problem gesehen. Entsprechend wurde die Förde-

rung, beziehungsweise deren Ausweitung, grundsätzlich nicht infrage gestellt. Allerdings hatte sich 

durch die Biokraftstoffförderung bis 2006 aufgrund der Steuerbefreiung das Problem der Steuerausfäl-

le ergeben, welches durch eine Reform der nationalen Biokraftstoffpolitik gelöst werden musste. So 

stellt sich zumindest die vordergründige Argumentation dar, die durchaus umstritten war und hinter 

der womöglich andere Beweggründe und Interessen standen. 

4.2.2 38. BImSchV 2017 

4.2.2.1 Fallbeschreibung 

Zur Umsetzung der EU-Richtlinie 2015/1513 („ILUC-Richtlinie“; vergleiche Kapitel 4.1.2) sowie der 

Richtlinie 2015/652
10

 in Deutschland verabschiedete die Bundesregierung 2017 eine neue Bun-

desimmissionsschutzverordnung (BImSchV). Hinsichtlich der ILUC-Richtlinie galt es auf nationaler 

Ebene unter anderem die auf EU-Ebene nach langwierigen Verhandlungen beschlossene Kappungs-

grenze eines Anteils von 7 % von ‚konventionellen‘ Biokraftstoffen am Gesamtkraftstoffmarkt sowie 

die verabschiedeten Unterquoten für ‚fortschrittliche‘ Biokraftstoffe umzusetzen. In Bezug auf Biokraft-

                                                      

10
 Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates vom 20. April 2015 zur Festlegung von Berechnungsverfahren und Berichterstattungs-

pflichten gemäß der Richtlinie 98/70/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Qualität von Otto- und Diesel-
kraftstoffen. 
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stoffe sollten dabei folgende Punkte in dieser 38. Verordnung geregelt werden (Bundesregierung 

2017b: 

- die Anhebung des Basiswertes fossiler Kraftstoffe von 83,8 auf 94,1 Kilogramm Kohlenstoffdi-

oxid-Äquivalent pro Gigajoule (kg CO2eq/GJ) 

- die Vorgabe angepasster oder erstmaliger Werte zur Berechnung der Treibhausgasemissio-

nen von fossilen Kraftstoffen  

- die Erweiterung der Definition von Biokraftstoffen um mehrere Produkte  

- die Ermöglichung der Anrechnung von in Straßenfahrzeugen genutztem elektrischem Strom 

auf die Treibhausgas-Quote 

- die Ergänzung von biogenem Flüssiggas als Möglichkeit zur Erfüllung der THG-Quote  

- die Festlegung einer Obergrenze für konventionelle Biokraftstoffe 

- die Einführung einer Mindestquote an fortschrittlichen Kraftstoffen 

Viele dieser Punkte reflektieren die Umstellung der Biokraftstoffquote von einer Volumenquote auf 

eine THG-Vermeidungsquote (siehe Kapitel 4.2.1). In diesem Zuge könnte sogar von einer Abschaf-

fung der Biokraftstoffquote gesprochen werden, da zur Erfüllung der THG-Quote nun auch andere 

Optionen als Biokraftstoffe genutzt werden können. Hier sind unter anderem die Verwendung von 

(fossilem) Erdgas (CNG); Flüssig-Erdgas (LNG) oder Flüssiggas (LPG; Autogas) zu nennen, die bes-

sere THG-Werte aufweisen als fossiles Diesel oder Benzin, oder auch von Strom in Elektrofahrzeu-

gen. Zudem sieht die Richtlinie 2015/652 auch die Möglichkeit der Anrechnung von sogenannten Up-

stream Emission Reductions (UER) als THG-Einsparungen vor, die bei der Förderung, Raffination und 

Vertrieb von fossilem Diesel und Benzin erreicht werden. Dies wurde im Rahmen der 38. BImSchV 

jedoch noch nicht umgesetzt. Die Erhöhung des Basis-THG-Werts fossiler Kraftstoffe von 83,8 auf 

94,1 kg CO2eq/GJ führt außerdem dazu, dass sich die THG-Werte der einzelnen Biokraftstoffe relativ 

verbessern und zur Erreichung der THG-Quote dementsprechend weniger Biokraftstoff notwendig ist 

(ebd., § 3 bis § 12). 

Mit Blick auf die durch die ILUC-Richtlinie vorgeschriebene Kappung des Anteils von konventionellen 

Biokraftstoffen auf 7 % des Gesamtkraftstoffverbrauchs im Verkehr wurde es den Mitgliedsstaaten 

ermöglicht, auf nationaler Ebene auch eine geringere Obergrenze für konventionelle Kraftstoffe festzu-

legen. Die Bundesregierung wollte diesen Wert entsprechend einem Verordnungsentwurf aus dem 

Herbst 2016 auf 5 % setzen. Diese Obergrenze wäre noch unter dem aktuellen Absatz von konventio-

nellen Biokraftstoffen in Deutschland gewesen (BMUB 2016b). Nach langwierigen Verhandlungen und 

Protesten der betroffen Akteure (siehe beispielsweise Rolink 2017) wurde in der letztlich verabschie-

deten Verordnung jedoch eine Obergrenze von 6,5 % festgelegt (Bundesregierung 2017b,  § 13), was 

dem Absatz ‚konventioneller‘ Biokraftstoffe in Deutschland zumindest noch etwas Spielraum lässt und 

vor allem keine Verringerung bedeutet. 

Zahlreiche Aspekte dieser Verordnung verdeutlichen, dass konventionelle Biokraftstoffe nur noch eine 

Option zur Erfüllung der THG-Quote unter mehreren sind. Somit kann im eigentlichen Sinne nicht 

mehr von einer Biokraftstoffquote gesprochen werden. Vielmehr handelt es sich ab 2020 um eine 

THG-Reduktionsquote für den Verkehr. Neben konventionellen Biokraftstoffen und den anderen ge-

nannten Erfüllungsoptionen sollen ab 2020 auch vermehrt fortschrittliche Biokraftstoffe zum Erreichen 

der Quote beitragen. Die Vorgaben der 38. BImSchV sind in diesem Zusammenhang jedoch relativ 

moderat. Die ILUC-Richtlinie hat einen unverbindlichen Zielwert von 0,5 % für 2020 vorgegeben (sie-

he Kapitel 4.1.2.1), an dem sich die Bundesregierung jedoch nicht orientiert hat. Stattdessen hat die 

Bundesregierung eine ab 2020 geltende Unterquote für fortschrittliche Biokraftstoffe beschlossen, die 

von 0,05 %, also einem Zehntel des EU-Richtwerts, über Zwischenstationen (0,1 % ab 2021 und 0,2 

% ab 2023) auf 0,5 % ab 2025 ansteigen soll (ebd., § 14). 
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4.2.2.2 Übersichtsanalyse anhand des AEP  

Die 38. BImSchV ist eine der wichtigsten politischen Maßnahmen der deutschen Biokraftstoffpolitik auf 

nationaler Ebene in der jüngeren Vergangenheit, auch wenn es in erster Linie nur um die Umsetzung 

von EU-Vorgaben auf der nationalen Ebene geht. Die politischen Spielräume der Bundesregierung 

dabei haben die Verabschiedung der Verordnung allerdings zu mehr als einer nur technisch-

administrativen Entscheidung gemacht.  

Aus Sicht des AEP war der politische Prozess zur 38. BImSchV maßgeblich durch die institutionellen 

Vorgaben von der EU-Ebene geprägt, namentlich der beiden umzusetzenden EU-Richtlinien. Insofern 

ist die entscheidende Frage auch hier, welche institutionellen Spielräume auf nationaler Ebene noch 

gegeben waren, die nicht ausgeschöpft worden sind.  

Instrumentenalternativen waren nur in der Ausgestaltung schon bestehender bzw. vorgegebener In-

strumente gegeben, was der dritten Ebene der Politikwandel-Skala nach Hall entspricht (Hall 1993).  

Die Untersuchung der Landschaft der beteiligten Akteure und ihrer Interessen beziehungsweise ihres 

Wandels könnte in diesem Fall von größerem Interesse sein. So hat sich ihre Struktur einerseits im 

Zuge des Wandels von einer Biokraftstoffquote zu einer THG-Quote aufseiten der Wirtschaftsvertreter 

und -verbände möglicherweise diversifiziert, da zunehmend auch andere Branchen jenseits der Bio- 

kraftstoffindustrie zur Erfüllung der Quote beitragen können, wie die Erdgas-, aber auch die Energie-

wirtschaft allgemein. Andererseits sind zivilgesellschaftliche Vertreter durch die Verlagerung der 

Hauptentscheidungskompetenz bezüglich der deutschen Biokraftstoffpolitik auf die EU-Ebene sowie 

das generelle Abflauen des Interesses an Biokraftstoffen im Gegensatz zu den Jahren zuvor vorder-

gründig an diesem politischen Prozess nicht beteiligt.  

Hinsichtlich der Problemstrukturen muss genauer untersucht werden, welche Besonderheiten es in 

Deutschland gibt, die möglicherweise zu einer eigenwilligen Umsetzung der EU-Richtlinien in 

Deutschland beigetragen haben. Allerdings ist anzumerken, dass politische Prozesse zur Aushand-

lung von Verordnungen viel stärker im Verborgenen stattfinden und somit erfahrungsgemäß schlech-

ter dokumentiert sind. Inwieweit eine Analyse dieser Prozesse möglich ist, wird sich im weiteren Pro-

jektverlauf zeigen. 

4.3 Regionale und kommunale Ebene 

Insgesamt stellt sich bei der regionalen/kommunalen Ebene das Problem, dass die hier identifizierten 

Biokraftstoffprojekte nur bedingt die Kriterien einer Policy erfüllen (vergleiche Tabelle 2.1). So beruhen 

sie zumeist auf privat(wirtschaftlich)en Initiativen, die von öffentlicher Seite maximal begleitet oder 

geringfügig in Form von Informations- und Promotionskampagnen unterstützt werden. Gemeinsam 

haben sie daher den Umstand, dass um sie herum nur in sehr begrenztem Umfang politische Prozes-

se stattgefunden haben beziehungsweise stattfinden.  

Auf Landesebene ist hierfür ein Beispiel das Programm „RapsTrak 200“ des Bayerischen Landwirt-

schaftsministeriums, welches von Oktober 2014 bis Ende 2017 lief. Gefördert wurde die Neuanschaf-

fung von für Pflanzenöl freigegebenen Serientraktoren und Arbeitsmaschinen oder die Umrüstung auf 

Pflanzenölbetrieb in einer vom Traktorhersteller autorisierten Werkstatt. Insgesamt sah das Investiti-

onsprogramm die Förderung von bis zu 200 Arbeitsmaschinen vor mit einer maximalen Fördersumme 

von 7.500 Euro und einem Fördersatz von 80 % (TFZ 2014). Zwar handelt es sich hier zweifelsohne 

um eine politische Maßnahme. Diese ist jedoch in ihrem Umfang so geringfügig, von ihrem Inhalt her 

so spezifisch und bietet daher bezüglich ihres Potenzials hinsichtlich kontroverser politischer Prozesse 

so wenig Potenzial, dass eine vertiefte Analyse dieses Falls nicht sinnvoll erscheint. Wenn überhaupt, 

dann illustriert dieser „Fall“ in gewisser Weise die Ohnmacht der entsprechenden Akteure, Biokraft-

stoffe auf Landesebene in nennenswerter Weise zu fördern.  
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Auf kommunaler Ebene gibt es hingegen etwas vielversprechendere potenzielle Fälle. Zum einen sind 

hier die vom BMEL geförderten Bioenergie-Regionen zu nennen, die für von 2009 bis 2015 in zwei 

Phasen gefördert wurden (siehe auch Kapitel 5.3.2). Allerdings spielten Biokraftstoffe in diesen Bio-

energie-Regionen generell – und insbesondere in der zweiten Phase von 2012 bis 2015 – eine unter-

geordnete Rolle. Dennoch konzentrierten einige wenige davon auch auf Biokraftstoffe, insbesondere 

Biomethan. Hier ist vor allem die Bioenergie-Region Wendland-Elbetal zu nennen. Bereits 2006 ent-

stand hier in Jameln die erste Biogastankstelle in Deutschland. Im Rahmen der Bioenergie-Regionen-

Förderphasen konnten vier weitere Biogastankstellen eröffnet werden, so dass die Region eine Infra-

struktur entwickeln konnte, die es erlaubte, dass der Anteil an erdgasbetriebenen Fahrzeugen in die-

ser Region viermal so hoch ist wie im restlichen Bundesgebiet (BMEL/FNR 2015, S. 39–40). In ähnli-

cher Weise wurde die Biomethannutzung in der Bioenergie-Region Altmark (in direkter Nachbarschaft 

zum Wendland) gefördert, in der 2013 in Salzwedel die erste Biomethantankstelle der Region errichtet 

werden konnte (BMEL/FNR 2015, S. 51–52). Das ‚Problem‘ im Kontext dieses Forschungsprojekts ist 

jedoch, dass die politische Maßnahme, auf diese Aktivitäten in den Bioenergie-Regionen beruhen, in 

erster Linie bundespolitischer Art ist, nämlich die Förderung durch das BMEL (bzw. FNR). Auf kom-

munaler Ebene unterstützen die Kommunen zwar in finanzieller und kommunikativer Weise, ansons-

ten erfolgt die Umsetzung jedoch weitgehend über private oder halbstaatliche Träger, weswegen in 

diesen Fällen nur sehr bedingt von einer kommunalen Biokraftstoffpolitik gesprochen werden kann, 

die tatsächlich biokraftstoffbezogene politische Prozesse impliziert. Aus diesen Gründen werden die 

Bioenergieregionen im Rahmen dieser Fallgruppe nicht vertieft analysiert. 

Eine weitere Gruppe potenzieller Fälle kommunaler Biokraftstoffpolitik stellt die Produktion von Biome-

than als Nebenprodukt von Industrie- bzw. Abfallentsorgungsanlagen und/oder die anschließende, 

kleinräumige Nutzung dieses Biomethan als Kraftstoff in eigenen/kommunalen Fuhrparks dar. Ein 

Beispiel hierfür sind die Stadtwerke Augsburg, die ihre Busflotte von 1995 bis 2010 komplett auf Erd-

gasnutzung umgerüstet haben. Seit 2011 werden die Busse mit Biomethan aus agrarischen Abfällen 

betankt, das von der Verbio AG bezogen wird (Stadtwerke Augsburg/VERBIO AG 2011a; 2011b). 

Parallel wird der Inhalt der Biotonnen in einer Bioabfallvergärungsanlage und einer nachgeschalteten 

Biogasaufbereitungsanlage von der Abfallverwertung Augsburg (AVA) zu Biomethan aufbereitet und 

in das Erdgasnetz eingespeist (AVA o. J.). Ähnlich verfahren die Hamburger Wasserbetriebe HAM-

BURG WASSER, die aus dem bei der Abwasserbehandlung anfallenden Klärschlamm Faulgas ge-

winnen, welches dann entweder in einem BHKW in Strom umgewandelt oder zu Biomethan aufberei-

tet wird. Dieses wird zum Großteil in das städtische Erdgasnetz eingespeist und als „städtisches Bio-

gas“ durch die konzerneigene Tochter Hamburg Energie vermarktet. Ein kleinerer Teil wird zur Betan-

kung der gasbetriebenen HAMBURG WASSER-Fahrzeugflotte genutzt (Hamburg Energie o. J.; 

Czechanowsky 2017).  

Stellvertretend für diese Fälle der kommunalen Biomethannutzung soll im Folgenden die Biomethan-

herstellung und -nutzung bei der Berliner Stadtreinigung (BSR) genauer betrachtet und auch im weite-

ren Projektverlauf vertiefend analysiert werden, da dieser Fall die spezifische Einbettung biokraftstoff-

politischer Maßnahmen in andere politische Kontexte auf kommunaler Ebene und die damit einherge-

henden Einschränkungen gut illustriert.  

4.3.1 Biomethan-Nutzung bei der Berliner Stadtreinigung 

4.3.1.1 Fallbeschreibung 

Die Produktion von Biomethan und seine Nutzung als Kraftstoff durch die Berliner Stadtreinigung 

(BSR) ist eine in der kommunalen Abfallpolitik verankerte Maßnahme. Sie wurzelt dabei im Bemühen 

der Bundesregierung, weniger unvorbehandelten Abfall zu deponieren. Insbesondere die Technische 

Anleitung Siedlungsabfall (TASi) von 1993 sah vor, entsprechende Abfallablagerungen zu minimieren 

und den Müll stärker (stofflich oder energetisch) zu verwerten (Lamping 1997).  
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Berlin wurde durch die TASi zudem zum abfallpolitischen Umdenken gezwungen, da nur noch eine 

geringere Menge des unvorbehandelten Abfalls zur Deponierung nach Brandenburg geliefert werden 

durfte. Daher verstärkte Berlin die Mülltrennung und führte 1996 in dicht besiedelten Wohnquartieren 

die Biotonne ein. Dazu sollte zunächst eine Kompostierungsanlage in Betrieb genommen werden, um 

den Bau einer teuren Müllverbrennungsanlage zu vermeiden. 1999 erfolgte die Einführung der Bio-

tonne in nahezu allen Berliner Innenstadt-Bezirken, da ab Juli 1999 nur noch Abfälle mit einem gerin-

gen Anteil an organischem Müll auf die Mülldeponien nach Brandenburg verbracht werden durften und 

eine Verwertungsanlage zudem größere Mengen Biomüll benötigte, um effizient betrieben werden zu 

können (Küppers 1998).  

In Ergänzung zur TASi, deren Vollzug aufgrund zahlreicher großzügiger Ausnahmeregelungen sehr 

schleppend lief, wurde auf Bundesebene 2001 die Abfallablagerungsverordnung (AbfAblV) verab-

schiedet, die die Deponierung von Hausmüll ab 2005 vollständig verbot und außerdem verpflichtend 

vorsah, biologisch abbaubaren Abfall vor seiner Ablagerung vorzubehandeln. Dazu wurden Verfahren 

zur mechanisch-biologischen Abfallbehandlung (MBA) zugelassen, wodurch die Herstellung von Bio-

gas aus Biomüll und seine energetische Verwertung zu einer Option der Siedlungsabfallbehandlung 

wurde  (AbfAblV 2001). Durch eine Novelle der 17. BImSchV im Jahr 2003 wurden zudem verschärfte 

Standards für die Mitverbrennung von organischem Material in Müllverbrennungsanlagen eingeführt, 

wodurch MBA-Maßnahmen zunehmend an Bedeutung erlangten (Bundesregierung 2003). 

Berlin reagierte darauf mit einem umstrittenen Abfallwirtschaftskonzept, mit dem der von einigen Akt-

euren befürchtete „Entsorgungsnotstand“ ab 2005 vermieden werden sollte (Neumann 2001). Statt die 

Müllverbrennungskapazitäten auszubauen, wurde dem Export des Mülls über öffentliche Ausschrei-

bungen Vorrang gegeben (Fahrun 2003). Zur Stärkung der eigenen Verwertungskapazitäten wurde im 

Jahr 2007 schließlich entschieden, Biogasanlagen zu errichten, um den in der Stadt anfallenden Bio-

müll energetisch zu verwerten. Dies bot sich an, da dieser Nutzungspfad eine ökologisch höherwertige 

und lukrativere Alternative zur Bioabfallkompostierung darstellte und zur gleichen Zeit neue Luftrein-

haltevorschriften in Kraft traten, die eine Kompostierung teurer gemacht hätten. Das gewonnene Bio-

gas sollte auf Erdgasqualität aufbereitet werden mit der Option, es als Biomethan in der Erdgas-

Fahrzeugflotte der BSR zu verwerten. Dies wurde Ende November 2007 vom Aufsichtsrat der BSR 

und Anfang Dezember 2007 im Berliner Abgeordnetenhaus beschlossen (Abgeordnetenhaus Berlin 

2007a, 2007b, S. 8).  

Zunächst waren zwei Biogasanlagen an den Standorten Ruhleben und Marzahn geplant, die ein Vo-

lumen von etwa 100.000 t Biomüll pro Jahr verarbeiten können sollten. Aufgrund des weiterhin gerin-

gen Biohaushaltsmüllaufkommen in Berlin (etwa 50.000 t/a) wurde im Oktober 2008 jedoch der Bau 

nur einer Biogasanlage am Standort Ruhleben ausgeschrieben (Heiser 2008). Im September 2009 

erhielt die Strabag AG den Auftrag, woraufhin die Anlageplanung und die Einholung verschiedener 

Genehmigungen begann (BSR 2013). 

2010 wurde die Biogasanlage Ruhleben erneut Gegenstand politischer Auseinandersetzungen. Um-

weltverbände sowie die Partei Bündnis ‘90/Die Grünen kritisierten, dass keine Umweltverträglichkeits-

prüfung für die Genehmigung der Anlage vorgenommen wurde. Zudem wurde die ökologische Quali-

tät der geplanten Anlage wegen ihrer Methan-Emissionen (sogenannter ‚Methanschlupf‘) in Zweifel 

gezogen (Abgeordnetenhaus Berlin 2010; Bergt 2011). In der Folge wurde ein Antrag, ursprünglich 

von den Grünen eingereicht, von den Regierungsfraktionen im Abgeordnetenhaus (SPD und Linke) in 

abgeänderter Form übernommen und im April 2011 unter dem Titel „Biogasanlage soll so klimafreund-

lich wie möglich werden“ verabschiedet. Darin wurde festgehalten, dass die Biogasanlage zum einen 

dem aktuellen Stand der Technik entsprechend den Vorgaben der Technischen Anleitung Luftreinhal-

tung (TA Luft) entsprechen müsse und zum anderen neue Techniken zur effizienteren Energienut-

zung, zum potenziellen Einsatz erneuerbarer Energien beim Betrieb der Anlage sowie zur Reduzie-

rung des ‚Methanschlupfs‘ durch eine thermische Behandlung der Abluft geprüft werden müssen (Ab-

geordnetenhaus Berlin 2011). 
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Im Juli 2011 wurde der Anlagenbau final genehmigt. Die BSR stockte ihren Fuhrpark erdgasbetriebe-

ner Fahrzeuge auf 150 auf, die zukünftig mit selbst produziertem Biomethan betrieben werden sollten. 

Mit einiger Verzögerung wurde die BSR-Biogasanlage am Standort Ruhleben im Juni 2013 in Betrieb 

genommen, in der jährlich rund 60.000 t Bioabfall zu Biomethan aufbereitet werden können. Dadurch 

können die 150 gasbetriebene Müllfahrzeuge aus dem eigenen Netz betankt und derzeit jährlich rund 

2,5 Millionen Liter Diesel eingespart werden, was einer CO2-Reduktion um circa 12.000 Tonnen ent-

spricht (BSR 2013).  

Die Sammlung des Biohaushaltsmülls bleibt jedoch weiterhin hinter den Erwartungen und Möglichkei-

ten zurück, auch wenn die Auslastung der Biogasanlage in Ruhleben inzwischen gewährleistet ist. So 

betrug sie 2016 zwar 72.000 t gegenüber 62.000 t/a im Jahr 2011. Die Restmüllfraktion enthält hinge-

gen fast 350.000 t/a biogener Abfälle. Zudem haben 20 % der Berliner Haushalte nach wie vor keine 

Biotonne, womit weiteres Potenzial für die energetische Bioabfallverwertung verschenkt wird (Fahrun 

2017). 2017 erhöhte sich die Sammelleistung mit 76.000 t nochmals, wovon 69.000 t in der Biogasan-

lage zu Biomethan vergoren wurden. Im Mai 2018 wurde zudem beschlossen, dass bis zum 1. April 

2019 eine Pflicht-Biotonne in Berlin flächendeckend eingeführt wird, über die eine 70 %-ige Steige-

rung des getrennt gesammelten Biomüllaufkommens auf 127.000 t/a erwartet wird (SenWEB 2018). In 

diesem Zusammenhang kaufte die BSR zum 1. August 2018 bestehende Kompostierungs- und Ver-

gärungsanlagen in Hennickendorf bei Berlin, mit der ihr nun zusätzliche Kapazitäten zur Verfügung 

stehen, um das zukünftig erwartete Biomüllaufkommen stofflich und energetisch zu verwerten (BSR 

2018). 

4.3.1.2 Übersichtsanalyse anhand des AEP  

Die politische Entscheidung zur Nutzung von Biomethan als Kraftstoff durch die Berliner Stadtreini-

gung ist zwar lediglich sehr bedingt als Biokraftstoffpolitik zu begreifen, sondern eher – im wahrsten 

Sinne des Wortes – ein Abfallprodukt eines anderen Politikfeldes, nämlich der kommunalen Abfallpoli-

tik. Dennoch ist es ein interessanter Fall, gerade weil er sich hinsichtlich der Faktoren des AEP deut-

lich von den anderen Fällen dieser Fallgruppe unterscheidet und zudem einen Einblick in die Zukunft 

der Biokraftstoffpolitik im Rahmen der Bioökonomie ermöglicht. 

So ist die grundlegende Problemstruktur hier vor allem eine abfallpolitische. Es waren ökologische 

Probleme der Mülldeponierung, die durch eine verstärkte Trennung und Verwertung des anfallenden 

Mülls vermieden werden sollten.  

Die Gesetze und Verordnungen, die zu diesem Zweck auf Bundesebene verabschiedet wurden, setz-

ten dabei den maßgeblichen institutionellen Rahmen, welcher die Berliner Landes- bzw. Kommunal-

politik zum Handeln zwang. So war es notwendig, die biogenen Abfälle vom Restmüll zu trennen und 

einer weiteren Verwertung zuzuführen. Da die Kompostierung aufgrund ökologischer, wirtschaftlicher 

und rechtlicher Gründe unattraktiv war, wurde der energetischen Verwertung des Biomülls der Vor-

rang gegeben, was durch die Rahmensetzung auf Bundesebene vermutlich durchaus beabsichtigt 

gewesen sein könnte. Insofern ist fraglich, inwieweit die Entscheidung zur energetischen Nutzung des 

Biohaushaltsabfalls durch die BSR tatsächlich als kommunale Bioenergiepolitik zu betrachten ist. Die 

Einordnung als spezifische Biokraftstoffpolitik wird noch schwieriger, da die Entscheidung zur Nutzung 

des auf Erdgasqualität aufbereiteten Biogases als Kraftstoff lediglich am Ende eines langwierigen, von 

anderen Faktoren geprägten politischen Prozesses stand. 

Äquivalent dazu unterscheidet sich die Struktur der an diesem politischen Prozess beteiligten Akteure 

massiv von den klassischerweise an biokraftstoffpolitischen Prozessen beteiligten Akteure. So spielen 

die landwirtschaftlichen Akteure, die die Biokraftstoffpolitik auf politisch-administrativer oder wirtschaft-

licher Seite prägenden und teilweise dominierenden, hier überhaupt keine Rolle. Dies ist damit erklär-

bar, als dass das hier genutzte Biomethan nicht direkt landwirtschaftlichen Ursprungs ist. Damit ist 

dieser Fall aber insofern möglicherweise auch exemplarisch für eine ‚fortschrittliche‘, weniger von der 

Landwirtschaft geprägten Biokraftstoffproduktion und -nutzung im Sinne der Bioökonomie, bei der die 
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Rohstoffe aus Rest- und Abfallstoffen und nicht (direkt) aus Agrarprodukten gewonnen werden. Doch 

auch über diesen spezifischen Aspekt der Akteursstruktur ist letztere in diesem Fall interessant. Auf-

seiten der Zivilgesellschaft sind neben den üblichen Umwelt-NGOs (hier vor allem der BUND Berlin, 

aber auch unbekanntere wie der LAUB e.V.
11

) auch Anwohnerinitiativen wie die Interessengemein-

schaft Ruhleben vertreten, die dem Bau einer Biogasanlage am Standort Ruhleben auch wegen des 

befürchteten Lärms und Gestanks skeptisch gegenüber stand, letztlich aber diesbezüglich beruhigt 

werden konnte (IG Ruhleben 2012, S. 2). Die BSR als kommunalem Ver- und Entsorgungsunterneh-

men ist als ein Akteur aus Wirtschaft und Industrie zudem besonders interessant, weil es zu 100 % 

der Stadt Berlin gehört, gleichzeitig aber auch mit privatwirtschaftlichen Unternehmen der Branche, 

wie zum Beispiel ALBA, in Konkurrenz steht, die in der Verwertung des Berliner Biohaushaltsmülls 

ebenfalls ein lohnendes Geschäft wittert. Die Akteurs- und Interessenstruktur ähnelt somit, wie auch 

die Problemstruktur und der institutionelle Rahmen, deutlich stärker einer abfallpolitischen Konstellati-

on als einer bioenergie- oder biokraftstoffpolitischen.  

Hinsichtlich der Instrumentenalternativen ist hier dementsprechend nach den abfallpolitischen Alterna-

tiven Berlins zur Nutzung des Biohaushaltsmülls als Biokraftstoff zu fragen. Neben der oben bereits 

angesprochenen, aus verschiedenen Gründen unattraktiven Kompostierung und der Nutzung als Bi-

okraftstoff würde die energetische Nutzung im Wärmebereich durch Verbrennung eine Alternative 

darstellen, wobei die Frage, wie Bioabfall am sinnvollsten zu verwerten ist, von dessen Zusammen-

setzung abhängt. So empfiehlt das Umweltbundesamt für nasse Bio- und Speiseabfälle die Vergärung 

mit Biogasnutzung und anschließender stofflicher Verwertung der Gärreste, so wie sie in der Biogas-

anlage der BSR in Berlin praktiziert wird, während holzhaltige Bestandteile des am besten als Brenn-

stoff in Biomasseheizkraftwerken eingesetzt und lignin- und zellulosereiches Pflanzenmaterial am 

besten kompostiert werden sollte (Umweltbundesamt 2017a). Letztlich erwies sich die Vergärung der 

Bioabfälle zu Biogas, dessen Aufbereitung zu Biomethan und dessen Nutzung im BSR-eigenen Fuhr-

park also wohl als wirtschaftlich und auch ökologisch sinnvollste Option, wobei die die Frage, ob der 

zukünftig  zusätzliche anfallende Bioabfall (siehe oben) auch in die Vergärung gehen oder besser 

kompostiert werden sollte (je nachdem ob es sich um nasse Bio- und Speiseabfälle handelt oder 

nicht), durchaus ein Politikum ist (Fahrun 2018) und daher im weiteren Projektverlauf eine genauere 

Betrachtung lohnt.  

4.4 Zwischenfazit zur Fallgruppe Biokraftstoffe 

In Anlehnung an die oben eingeführte Instrumentenmatrix der Biokraftstoffpolitik (Tabelle 4.1) kann 

eine Übersicht der vorgestellten Fälle in dieser Fallgruppe folgendermaßen dargestellt werden (Tabel-

le 4.5). Die für eine weitergehende Analyse identifizierten Fälle sind fett gedruckt. 

Dabei fällt eine höchst ungleiche Verteilung auf, insbesondere in Bezug auf regulative und Anreizin-

strumente. So wird deutlich, dass die entsprechend dem Kriterienraster (Tabelle 2.1) für die Fallaus-

wahl relevanten Fälle fast alle auf der supranationalen und nationalen Ebene zu verorten sind, wäh-

rend auf der regionalen und kommunalen Ebene kaum politischer Gestaltungsspielraum zur Förde-

rung oder Regulierung von Biokraftstoffen jenseits von Informations- und Marketingkampagnen zu 

bestehen scheint. 

Zudem wurde deutlich, dass sich der Schwerpunkt der deutschen Biokraftstoffpolitik im Laufe der Zeit 

von der nationalen Ebene zusehends auf die supranationale Ebene und von Anreiz- hin zu regulativen 

Instrumenten verlagert hat. Aufgrund dieser Entwicklungen wird sich die für den weiteren Projektver-

lauf geplante vertiefende Analyse im Rahmen dieser Fallgruppe auf die nationale und insbesondere 

die supranationale Ebene konzentrieren (siehe Tabelle 4.5). 

                                                      

11
 Landesverein der UmweltberaterInnen in Berlin und Brandenburg (LAUB) e. V. 



 

52 
 

Tabelle 4.5: Übersicht der Fälle und Fallauswahl (Fettdruck) in der Fallgruppe Biokraftstoffe 

 
Regulativ Anreiz Leistung 

Kooperation/ 

Kommunikation 

Biomassebe

massebe-

reitstellung 

- Nachhaltigkeitskrite-

rien/Zertifizierung im 

Rahmen der RED 

(EU) 

- Flächenstillle-

gungsprämien 

(EU)  

 

- Forschungsför-

derung des Bio-

masseanbaus 

(vor allem von der 

EU und D) 

- Info- und Marke-

ting-Kampagnen 

für Bioabfall-

sammlung in Ber-

lin (regio-

nal/kommunal) 

Produktion - Qualitätsstandards 

im Rahmen der FQD 

(EU) 

- Subvention des 

Baus der Zellulo-

se-Ethanol-

Anlage in 

Straubing (durch 

BMBF (D) und 

bayerische 

Staatsregierung 

(regional)) 

- Forschungsför-

derung für Pilot-

anlagen und De-

monstrationsvor-

haben (vor allem 

von der EU und 

D) 

- Bioenergie-

Regionen Wend-

land-Elbetal und 

Altmark (regio-

nal/kommunal) 

Verbrauch - Biokraftstoffquoten-

gesetz (D) 

- 10%-Ziel im Rah-

men der RED (EU) 

- Obergrenze für 

konventionelle Biok-

raftstoffe (ILUC-

Richtlinie (EU) und 

38. BImSchV (D)) 

- Biokraftstoff-

richtlinie (EU) 

- Steuerbefreiung 

für Biokraftstoffe 

(D) 

- Novelle Energie- 

und Stromsteuer-

gesetz (D) 

- BKS-Nutzung in 

öff. Fuhrparks in 

Berlin, Hamburg 

oder Augsburg 

(regio-

nal/kommunal) 

- RapsTrak 200 in 

Bayern (regional) 

- Info- und Marke-

ting-Kampagnen 

für E10 (D) 

- Bioenergie-

Regionen Wend-

land-Elbetal und 

Altmark (regio-

nal/kommunal) 
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5 Bioenergie 

Bioenergie ist Energie, die aus nicht-fossiler Biomasse gewonnen wird und zählt neben Solarenergie, 

Windenergie, Wasserkraft, Meeresströmungsenergie und Erdwärme zu den regenerativen Energien. 

Eine Besonderheit der Bioenergie ist Experten zufolge ihre Vielfältigkeit und Flexibilität. Während 

Wind, Sonne und Wasser überwiegend für die Erzeugung von Strom genutzt werden, Geothermie 

hingegen in der Regel ausschließlich für die Erzeugung von Wärme, bietet die Verwertung von Bio-

masse vielfältige Nutzungsmöglichkeiten. Biomasse als Energieträger kann in fester, flüssiger und 

gasförmiger Form vorliegen, die in Biomasse gespeicherte solare Energie kann in Strom (elektrische 

Energie), Wärme (thermische Energie, einschließlich Kälte) und in Kraft (mechanische Energie) um-

gewandelt werden (Abbildung 5.1). Diese Flexibilität gilt als bedeutender Vorteil von Biomasse gegen-

über anderen regenerativen Energieträgern (Byfield 2015; FNR 2008, S. 15–18; Kaltschmitt et al. 

2016, S. 1–72; Leopoldina 2012, S. 3).  

 

Abbildung 5.1: Bereitstellungskette Biomasse (aus: Kaltschmitt et al. 2016, S. 4) 

Die Speicherbarkeit und die somit ständige Verfügbarkeit von Bioenergie ist vor allem im erneuerba-

ren Stromsektor von Bedeutung, wo Bioenergie zur Sicherung von Grund- und Spitzenlasten beitra-

gen und die Volatilität von Solar- und Windenergie ausgleichen kann. Auch im Wärmesektor ist die 

Speicherbarkeit von Bioenergie jedoch ein Vorteil im Vergleich mit anderen erneuerbaren Energie-

quellen. Solarthermie beispielsweise liefert ein Maximum an Wärmeenergie im Sommer, wobei Wär-

me in erster Linie im Winter benötigt wird. Biomasse als Energieträger lässt sich auch über längere 

Zeiträume lagern und zu einem späteren Zeitpunkt oder an einem anderen Ort zur Erzeugung von 

Wärme nutzen. Als Nachteil wird in der Fachliteratur die höhere Kostenintensität der Bioenergie im 

Vergleich zu anderen Formen regenerativer Energien genannt (BÖR 2012, S. 20–22; FNR 2008, S. 

15–18; Kaltschmitt et al. 2016, S. 1–72; WBGU 2009 ,S. 23-27). 

Bioenergie gilt als weitestgehend klimaneutral, da das bei der Verbrennung freiwerdende CO2 zuvor 

durch Fotosynthese gebunden und somit der Atmosphäre entzogen wurde. Aus diesem Grund bietet 

die Substitution fossiler Energieträger durch Bioenergieträger die Möglichkeit zur Reduktion von 

Treibhausgasemissionen und kann einen Beitrag zum Klimaschutz leisten. Anlagen zur Erzeugung 
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von Bioenergie unterscheiden sich jedoch stark in ihren jeweiligen Wirkungsgraden, in der Effizienz 

und Effektivität der Energieerzeugung aus Biomasse und somit letztlich auch in ihren Auswirkungen 

auf die Umwelt. Die Ausprägung dieser Faktoren hängt in erster Linie von der Art des eingesetzten 

Bioenergieträgers (Holz, Biogas, Biomethan, Bioethanol, etc.) und der Form der erzeugten Nutzener-

gie (Strom, Wärme, Kraft) ab (BMWi 2017a; FNR 2008, S. 15–18; Kröger et al. 2015, S. 94–108).  

Die Bereitstellung von Biomasse und Biobrennstoffen kann andererseits unter Umständen an ver-

schiedenen Stellen der Versorgungskette zu Umweltschäden und einer Verschlechterung der CO2–

Bilanz führen, beispielsweise aufgrund unzureichender Umweltschutzregelungen am Herkunftsort, 

durch transportbedingte Emissionen oder als Folge direkter und indirekter Landnutzungsänderungen. 

Werden beispielsweise Regenwälder zur Gewinnung neuer land- und forstwirtschaftlicher Anbauflä-

chen gerodet, können die positiven Auswirkungen der Bioenergienutzung auf die Klimabilanz aufge-

hoben oder gar überkompensiert werden. Weitere mögliche negative Umweltauswirkungen der wirt-

schaftlichen Nutzung von Biomasse sind Biodiversitätsverlust und Bodendegradation, die aus intensi-

ver Landwirtschaft mit Monokulturen resultieren können (BÖR 2012, S. 6–20; Creutzig et al. 2015; 

Jering et al. 2013; Leopoldina 2012, S. 3–12; Meller et al. 2015b; Ruppert und Ibendorf 2017, S. 10–

22; WBGU 2009, S. 35–100). 

In Deutschland wurden im Jahr 2017 13,1 % des Primärenergieverbrauchs durch erneuerbare Ener-

gien gedeckt, 8,1 % durch die Bioenergie (inkl. Biokraftstoffe). Fast zwei Drittel (61,4 %) der erzeugten 

erneuerbaren Primärenergie wird also aus biogenen Brennstoffen erzeugt, die im Hinblick auf die 

Energiemenge die bedeutendste Form erneuerbarer Energien darstellt. Die Bioenergie ermöglichte 36 

% der Einsparungen von CO2-Äquivalenten durch erneuerbare Energien, was 64,3 von insgesamt 

178,6 Millionen Tonnen CO2 entspricht (Abbildungen 5.2, 5.3, 5.4). Im Vergleich zum Vorjahr stagnier-

te die absolute Menge erzeugter Bioenergie, ihr Anteil sank zugunsten anderer erneuerbarer Energie-

formen leicht (FNR 2017a; BÖR 2015b, S. 1). Weltweit hat die Bioenergie einen Anteil von etwa 13 % 

am Endenergieverbrauch. Holz ist dabei global gesehen mit weitem Abstand der wichtigste Bioener-

gieträger, Ackerpflanzen decken hingegen nur einen kleinen Teil des weltweiten Endenergiever-

brauchs (BÖR 2015b, S. 3). In Entwicklungsländern wird Biomasse in erster Linie in Form von Holz, 

Kohle oder Dung durch direkte Verbrennung zum Kochen oder Heizen genutzt. Diese traditionelle 

Nutzung gilt jedoch als ineffektiv und gesundheitsgefährdend. In Industrieländern wird Bioenergie vor 

allem in eher kleinen, dezentralen Anlagen unterschiedlicher Art erzeugt. Hier wird von moderner Nut-

zung gesprochen (BÖR 2015b, S. 35–38; WBGU 2009, S. 197–216; Gawel et al. 2017; Becher 2016; 

Grin et al. 2010).  

Die energetische Biomassenutzung konkurriert innerhalb und außerhalb der Bioökonomie mit anderen 

Wirtschaftsbereichen um Biomasse als nachwachsenden Rohstoff (Kleinschmit et al. 2014; Grin et al. 

2010). Bei der Ausgestaltung einer an Nachhaltigkeit orientierten Bioenergiepolitik müssen Fachleuten 

zufolge insbesondere Wechselwirkungen mit dem Ziel der Ernährungssicherung, z.B. über die Kopp-

lung von Nahrungsmittel- und Energiepreisen, beachtet werden. Des Weiteren sollten positive Auswir-

kungen auf die Umwelt nicht durch negative direkte oder indirekte Umweltauswirkungen aufgehoben 

werden (Abbas et al. 2011; Creutzig et al. 2015; Leopoldina 2017, S. 61–72, 2012, S. 6–13; Peitsmei-

er 2006; Schmitz 2012; TFZ Kompakt 2011; TFZ 2016, 2006; WBGU 2009, S. 61–100). Im Konzept 

der Bioökonomie wird eine effiziente Nutzung verfügbarer Biomasse durch gekoppelte und kaskadi-

sche Verwertungspfade angestrebt, um konkurrierende Nutzungsansprüche und daraus resultierende 

Konflikte zu entschärfen. Weitere aktuell diskutierte mögliche Lösungsansätze sind die Nutzung von 

Sekundärrohstoffen (Rest- und Abfallstoffe) sowie der Anbau von Primärrohstoffen auf Marginalflä-

chen oder degradierten Böden, die nicht mit anderen Flächennutzungsformen in Konkurrenz stehen 

(Bhardwaj et al. 2011; BMBF 2010; BMEL 2014; BÖR 2017, 2015b, 2012; IEA 2017; WBGU 2009; 

Zichy und Fritz 2014). Der Bioökonomierat beschreibt die Prioritäten der Biomassenutzung wie folgt: 

Food, feed, fibre, fuel, flowers, fun. Demnach hat die Ernährungssicherung in der Bioökonomie höchs-

te Priorität (food first), gefolgt von der stofflichen Nutzung von Biomasse als Rohstoff. Die energeti-

sche Nutzung folgt in der Verwertungskette hinter der stofflichen Nutzung. (BÖR 2015a, S. 1). 
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Abbildung 5.2: Gesamter Primärenergieverbrauch in Deutschland im Jahr 2017 nach Energieträgern (aus: FNR 

2018a) 

 

Abbildung 5.3: Primärenergieverbrauch aus erneuerbaren Energieträgern in Deutschland im Jahr 2017 (aus: FNR 

2018a) 
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Politische Regulierungen, die sich dem Themenfeld Bioenergie zuordnen lassen, adressieren Teilbe-

reiche der in Abbildung 5.1 dargestellten Bereitstellungskette der Biomasse und überschneiden sich 

so mit unterschiedlichen benachbarten Regelungsfeldern. Hinsichtlich der Herkunft der Biomasse 

ergeben sich in erster Linie Schnittbereiche mit Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Abfallwirtschaft und 

internationalem Handel. In diesem Zusammenhang spielen Nachhaltigkeitsbewertungen und -

zertifikate eine zunehmend bedeutende Rolle (Bosch et al. 2015; Buchholz et al. 2009; Carus et al. 

2015; Europäische Kommission 2016b; Lupp et al. 2015; Meyer und Priess 2014; Philp 2013; Meyer 

et al. 2016; TFZ Wissen 2016). Im Projekt Bio-Ökopoli liegt der Fokus im Themenfeld Bioenergie auf 

der politischen Regulierung der Erzeugung und Nutzung von Strom und Wärme aus Biomasse und 

damit am Ende der Bereitstellungskette. Die ausgewählten Policies sind somit vor allem in der Ener-

gie- bzw. Klimapolitik verortet. 

5.1 Europäische Ebene 

Die (Bio-)Energiepolitik ist auf allen territorialen Ebenen in hohem Maße mit der Umweltpolitik und 

insbesondere der Klimapolitik verzahnt. Das Politikfeld der Energiepolitik weist einen zunehmend ho-

hen Europäisierungsgrad auf, was sich an der wachsenden Anzahl europäischer Policies im Energie-

bereich sowie an der Planung einer europäischen Energieunion zeigt (Europäische Kommission 

2017a, 2016a; Geden und Fischer 2015). Die Energiepolitik der derzeit 28 EU-Mitgliedsstaaten und 

damit auch von Deutschland wird durch die Energiepolitik der EU entscheidend geprägt, welche wie-

derum durch internationale Umwelt- und Klimaabkommen und ihre Ziele beeinflusst ist. Zentral waren 

und sind Beschlüsse des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen 

(UNFCCC), wie das Kyoto-Protokoll und das Übereinkommen von Paris oder auch die 17 Sustainable 

Development Goals (SDGs) der United Nations (Creutzig et al. 2015; IEA 2015, 2007; Klein 2012; 

Kullander 2009; Meller et al. 2015a; Skovgaard 2013).  

 

Abbildung 5.5: Bruttoinlandsenergieverbrauch absolut nach Energieträgern für die EU 28 von 1990 – 

2005 in Millionen Tonnen Öleinheit (Mtoe) (aus: Europäische Kommission 2017b, S. 44) 

 

Die Europäische Kommission fasst „Energie, Klimawandel, Umwelt“ zu einem Regelungsfeld zusam-

men und führt hierfür eigene Ziele bis 2020, 2030 und 2050 sowie den „Beitrag der EU zur Verwirkli-
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chung internationaler Ziele“ auf (Europäische Kommission 2018d). Eine ganze Reihe verwandter 

Themen wird in diesem Zusammenhang von der Kommission genannt: Landwirtschaft, Luft, Chemika-

lien, Kreislaufwirtschaft, Städte, Klimawandel, Energie, Industrie, Land und Boden, Meeres- und Küs-

tenumwelt, Natur und biologische Vielfalt, Lärm, Forschung und Innovation, Verkehr, Abfall, Wasser. 

Für die Regulierung der Nutzung von Biomasse zur Erzeugung von Strom und Wärme ergeben sich in 

unterschiedlich hohem Maße Schnittbereiche mit all diesen Regelungsfeldern.  

Der Anteil erneuerbarer Energien am Energieverbrauch nimmt in der Europäischen Union stetig zu 

(vergleiche Abbildung 5.5 und Abbildung 5.6). Im Jahr 2015 betrug der Anteil erneuerbarer Energien 

am Energieverbrauch der EU 13 %. Bis zum Jahr 2020 strebt die EU einen Anteil erneuerbarer Ener-

gien in Höhe von 20 % an, langfristig soll eine CO2-arme oder CO2-neutrale Wirtschaftsweise erreicht 

werden. Die Diskussion um die genauen Ziele für die Zeit nach 2020 wird auf europäischer Ebene 

aktuell im Rahmen einer Novellierung der Renewable-Energy-Directive (RED) von 2009 geführt (Eu-

ropäische Kommission 2016c, 2011).  

 

Abbildung 5.6: Bruttoinlandsenergieverbrauch anteilig  nach Energieträgern für die EU 28 im Jahr 2015 (aus: 

Europäische Kommission 2017b, S. 44) 

 

5.1.1 Novelle der Renewable-Energy-Directive (RED II 2018) 

Mit der Erneuerbaren-Energien-Richtlinie (Richtlinie 2009/28/EG, Renewable Energy Directive, kurz: 

RED) wurde 2009 in der Europäischen Union erstmals ein gemeinsamer rechtlich verbindlicher Rah-

men für die Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien in den Sektoren Strom, Wärme und 

Transport geschaffen (siehe Kapitel 4.1.1). Vorherige Richtlinien zu Strom (2001/77/EG) und Biokraft-

stoffen (Richtlinie 2003/30/EG) wurden mit der RED aufgehoben, Regelungen für den Wärmebereich 

waren neu (BÖR 2015b; EASAC 2009; Leopoldina 2015; UBA 2016). In der Richtlinie wurde für die 

Mitgliedsstaaten der EU ein Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch mit verbindlichen 

Quoten festgelegt, der bis zum Jahr 2020 erreicht werden soll. In der Wahl der Instrumente zur Um-

setzung dieser Vorgaben sind die Mitgliedsstaaten dabei weitestgehend frei (BMWi 2015, 2017b; 

BMU 2012). 

Die RED wurde im Jahre 2009 als Teil des dritten Energiepakets der EU verabschiedet. Dieses ent-

hielt neben der RED weitere Richtlinien und Verordnungen, die zum Erreichen der sogenannten 20-

20-20-Ziele beitragen sollten. Diesen zufolge soll in der EU bis zum Jahr 2020 ein Anteil erneuerbarer 

Energien in Höhe von 20 % bei gleichzeitiger Reduktion des Energieverbrauchs um 20 % erreicht 

werden (Europäische Kommission 2016c). 
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Der RED 2009 zufolge musste von jedem Mitgliedsstaat bis zum Jahr 2010 ein nationaler Aktionsplan 

vorgelegt werden, der Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele enthielt. Als Instrumente, um diese 

Ziele im Stromsektor zu erreichen, standen sich grundsätzlich zwei unterschiedliche Fördermodelle 

gegenüber: Das Modell der Einspeisevergütung, das von Deutschland eingeführt und von der Mehr-

heit der Mitgliedsstaaten übernommen wurde, sowie das Quotenmodell, das bestimmte Anteile Er-

neuerbarer Energien für die Erzeuger festlegt. Ersteres reguliert lediglich die Energieerzeugung, die 

im eigenen Staat stattfindet, letzteres kann hingegen auch bei Stromimporten greifen. Die Erzeugung 

und Nutzung von Strom aus Biomasse wird in Deutschland in erster Linie über das Erneuerbare-

Energien-Gesetz (EEG) reguliert. Des Weiteren mussten laut RED spätestens zum Jahreswechsel 

2014/15 Vorschriften eingeführt sein, die für den Neubau von Gebäuden oder bei größeren Renovie-

rungsarbeiten ein Mindestmaß an Erneuerbaren Energien für die Versorgung mit Wärme vorschrei-

ben. Dies wurde in Deutschland über das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) umge-

setzt. Für Biokraftstoffe und flüssige Biobrennstoffe für die Stromerzeugung wurden in der RED 2009 

außerdem Nachhaltigkeitskriterien festgelegt, die in Deutschland über die Biokraftstoff-

Nachhaltigkeitsverordnung und die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung umgesetzt wurden 

(Bundesregierung 2009a, 2009b; Europäische Kommission 2012a; Europäische Union 2009b). 

Ende 2016 veröffentlichte die Europäische Kommission mit dem Winterpaket: Saubere Energie für alle 

Europäer Vorschläge für Richtlinien und Verordnungen für den Zeitraum nach 2020. Es umfasst unter 

anderem den Vorschlag für eine Novellierung der RED, die am 1. Januar 2021 in Kraft treten und bis 

2030 gültig sein wird. Der Vorschlag wurde in der Europäischen Union verhandelt, das Parlament und 

der Rat der Europäischen Union brachten Änderungsvorschläge ein (zum Verfahren siehe Fußnote 4 

zum Trilog, zu den unterschiedlichen Forderungen siehe Tabelle 4.2). Am 14. Juni 2018 wurde ein 

abschließender Kompromiss zwischen den EU-Institutionen vereinbart (DNR 2018; Europäische 

Kommission 2016c; Europäisches Parlament 2018b; ICCT 2018). Tabelle 5.1 gibt einen Überblick 

über den politischen Prozess der RED II. 

Tabelle 5.1: Übersicht über die Eckdaten des politischen Prozesses der RED II (DNR 2018, S. 1; Europäisches 

Parlament 2018b; ICCT 2018) 

Zeitraum Ereignis 

  

23.-24.10.2014 Der Europäische Rat beschließt ein Erneuerbaren-Ziel von mindestens 27 % 
bis 2030, das nur auf EU-Ebene verbindlich ist. 

30.11.2016 Die EU-Kommission veröffentlicht das Winterenergiepaket, darunter der Vor-
schlag für eine Revision der Erneuerbare-Energien-Richtlinie. 

Okt./Nov.2017 Die relevanten beratenden Ausschüsse des Europäischen Parlaments (EP) – 
PETI, AGRI und ENVI – veröffentlichen ihre Stellungnahmen. 

27.11. 2017 Abstimmung im ITRE-Ausschuss des EP, Berichterstatter José Blanco López 
(S&D, Spanien) veröffentlicht kurz darauf seinen Bericht. 

18.12.2017 Der Rat der EU (Energieministerrat) beschließt seine Position. 

17.01.2018 Das Europäische Parlament beschließt seine Verhandlungsposition. 

Feb. – Juni 2018 Trilog-Verhandlungen zwischen Parlament, Rat und Kommission mit Einigung 
im Juni 

27.06.2018 Der Ausschuss der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten stimmt dem Kom-
promiss zu. 
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Ausstehend 
(Stand Oktober 
2018) 

Abstimmung in einer Plenarsitzung des Europäischen Parlaments über den 
vereinbarten Text, danach förmliche Genehmigung durch den Rat der Europä-
ischen Union 

Januar 2019 (vo-
raussichtlich) 

RED II wird verabschiedet. 

01.01.2021 (vo-
raussichtlich) 

RED II tritt in Kraft. 

 

Die RED II soll das Erreichen der Ziele aus dem „2030 Framework for Climate and Energy“ sicherstel-

len: Eine Reduktion von Treibhausgasemissionen um 80 bis 95 % bis zum Jahr 2050, eine Diversifi-

zierung des Energie-Mixes vor allem für den Wärme - und den Transportsektor und eine stärkere Un-

abhängigkeit von Importen fossiler Energieträger. Es wird keine sektoralen Ziele mehr geben, wie dies 

in RED 2009 der Fall war. Des Weiteren sieht die RED II keine verbindlichen Ziele für die einzelnen 

Mitgliedsstaaten mehr vor, sondern es wurde ein Gesamtziel von mindestens 32 % Anteil erneuerba-

rer Energien für die gesamte EU im Strom-, Wärme- und Transportsektor bis zum Jahr 2030 festge-

schrieben. So soll mehr Kosteneffizienz und eine gerechtere Verteilung der notwendigen Anstrengun-

gen unter den Mitgliedstaaten erreicht werden (DNR 2018; Europäische Kommission 2016c, 2012b, 

2016d).  

Im Wärmesektor wird eine Steigerung von 1,3 % des Anteils erneuerbarer Energien in den Mitglied-

staaten festgelegt, hier liegt demnach ein indikatives Ziel vor. Im Stromsektor wird Selbstverbrau-

cher/innen und Bürgerenergiegesellschaften erstmals ein besonderer Schutzstatus zugestanden. Für 

kleinere Anlagen bis zu 30 Kilowatt sind keine Abgaben zu bezahlen. Neu eingeführt wurde ein Verbot 

retroaktiver Änderungen an bestehenden Fördersystemen (DNR 2018). Darüber hinaus sollen mit der 

RED II negative Umweltauswirkungen der Bioenergienutzung vermieden werden. Hiermit wird in ers-

ter Linie auf die Debatten im Biokraftstoffbereich und die ILUC-Problematik reagiert (siehe Kapitel 4). 

Für die Erzeugung von Energie aus Biomasse in allen Sektoren werden Maßnahmen implementiert, 

die das Erreichen der Energieziele unter Einhaltung der Klimaschutz- und Biodiversitätsziele ermögli-

chen sollen. Entwaldung, Walddegradation, negative Auswirkungen auf die Biodiversität und Zielkon-

flikte mit der Ernährungssicherung sollen so vermieden werden. Die RED II enthält Nachhaltigkeitskri-

terien für Moore und Waldgebiete und bezieht sich auf die energetische Nutzung von Biomasse zur 

Produktion von Strom, Wärme und Kraft. Die Kriterien für Nachhaltigkeit und Emissionsreduzierungen 

betreffen jedoch nur mittlere und große Anlagen mit einer Energieerzeugung von 20 MW oder mehr 

und die Kriterien für Treibhausgasemissionen werden nur angewandt, wenn Strom und Wärme in 

Anlagen produziert werden, die nach 01. Januar 2021 in Betrieb gegangen sind (Europäische Kom-

mission 2017a, 2017c). 

5.2 Nationale Ebene 

In Deutschland lässt sich die Zuständigkeit für Energiepolitik auf nationaler Ebene zwei Ministerien 

zuordnen: Dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi), das für das Politikfeld Energie 

zuständig ist, und dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU), in 

dessen Zuständigkeit Fragen des Umwelt- und Klimaschutzes fallen. Die deutsche Bundesregierung 

steckte sich etwas ambitioniertere Ziele für ihre Energiepolitik als die von der Europäischen Union 

vorgeschriebenen: Bis 2050 soll der Primärenergiebedarf im Vergleich zu 2008 halbiert, der Anteil 

Erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch bis 2020 auf 18 % und bis 2050 auf 60 % er-

höht werden. Im Jahr 2016 wurde ein Anteil von 14,8 % erreicht (siehe Abbildung 5.7 und Abbildung 

5.8). Aktuelle Rahmenprogramme mit Bezug zur Energiepolitik auf nationaler Ebene sind das Aktions-

programm Klimaschutz 2020 und der Nationale Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE) (BMUB 2016a; 

BMWi 2018b, 2017a, 2017b; Deutscher Bundestag 2014a, 2014b; UBA 2016, 2014).  
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Auch auf nationaler Ebene wird der Energiepolitik durch die Klimapolitik ein Rahmen gesetzt. Als Fol-

ge des Klimagipfels in Paris wurde im Jahr 2016 von der deutschen Bundesregierung der Klima-

schutzplan 2050 verabschiedet. Deutschland war damit eines der ersten Länder, das der UN eine 

langfristige nationale Strategie (Nationally Determined Contribution, NDC) für den Klimaschutz vorle-

gen konnte, mit der bis zum Jahr 2050 eine weitgehend emissionsneutrale Gesellschaft erreicht wer-

den soll. Die Strategie enthält inhaltliche Orientierungen für die Handlungsfelder Energieversorgung, 

Gebäude/Verkehr, Industrie, Wirtschaft sowie Land-/ Forstwirtschaft und festgelegte Ziele für die Re-

duktion von Treibhausgasemissionen für einzelne Sektoren bis zum Jahr 2030. Ein zugehöriges Maß-

nahmenprogramm soll bis Ende 2018 erstellt werden. In allen aufgeführten Handlungsfeldern gibt es 

Schnittbereiche mit der Nutzung von Biomasse zur Erzeugung von Strom und Wärme. Einen weiteren 

Rahmen für die nationale Ebene bildet die EU-Politik (siehe Kapital 5.1) (Tömmel 2014; Geden und 

Fischer 2015; Leopoldina 2015; BMUB 2016a; Creutzig et al. 2015). 

In der Diskussion um die Energiewende liegt der Schwerpunkt in Deutschland bisher vor allem auf 

dem Stromsektor, was sich unter anderem in der Ausgestaltung gesetzlicher Regelungen widerspie-

gelt. Seit einigen Jahren rückt der Wärmesektor jedoch auf allen Ebenen zunehmend in den Fokus. 

Mehr als die Hälfte des Endenergieverbrauchs in Deutschland geht auf die Nutzung von Wärme zu-

rück, und der Wärmesektor verursacht etwa ein Drittel der deutschen CO2-Emissionen. Im Hinblick auf 

Klimaschutz und die Reduzierung von Treibhausgasemissionen liegen hier folglich bedeutende Po-

tenziale (BÖR 2015b; FNR 2017a; Leopoldina 2014; WBGU 2009). Im Jahr 2017 wurden in Deutsch-

land 23,6 % des Stroms aus erneuerbaren Energien aus Biomasse erzeugt, im Wärmebereich waren 

es im selben Jahr 86,7 %. Der Anteil von Bioenergie an der gesamten Bruttostromerzeugung betrug 

2017 in Deutschland 8,6 %, der Anteil von Bioenergie an der gesamten Bereitstellung von Wärme 

betrug 11,3 % (siehe Abbildung 5.9).  

 

Abbildung 5.7: Anteil erneuerbarer Energien am Bruttoenedenergieverbrauch in Deutschland (aus: UBA 2018b) 

 



 

62 
 

 

Abbildung 5.8: Anteil erneuerbarer Energien in den Sektoren Strom, Wärme und Verkehr (aus: UBA 2018b) 

 

Aus diesen Zahlen wird deutlich, dass Energie aus Biomasse vor allem im erneuerbaren Wärmesektor 

die zentrale Energiequelle darstellt. Im Stromsektor spielt die Bioenergie hingegen neben Windenergie 

mit einem Anteil von 48,9 % eine untergeordnete Rolle, wobei sie mit 23,6 % Anteil mehr Strom liefert 

als die Photovoltaik mit 18,3 %. Als biogene Brennstoffe werden im Stromsektor vor allem Biogas, im 

Wärmesektor vor allem Holz und andere biogene Festbrennstoffe genutzt (FNR 2017a, 2016; BÖR 

2015b).  

Während die RED auf europäischer Ebene alle Nutzungsformen erneuerbarer Energien adressiert, 

gibt es in Deutschland jeweils eigene Gesetze für den Strom- und den Wärmesektor, in denen Vorga-

ben der RED in nationales Recht überführt werden. Diese Gesetze sind zentral für die Bioenergiepoli-

tik in Deutschland und wurden daher für die Fallstudien ausgewählt: Das Erneuerbare-Energien-

Gesetz (EEG) für den Stromsektor und das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) bezie-

hungsweise das Gebäudeenergiegesetz (GEG) als dessen Folgegesetz für den Wärmesektor.  
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Abbildung 5.9: Bedeutung der Bioenergie innerhalb der Erneuerbaren Energien 2017 (links) und Anteile der 

Bioenergie an der Energieversorgung 2017 (rechts) (aus: AEE 2018)  

 

Weitere Policies, die sich mit dem Themenfeld Bioenergie auf nationaler Ebene überschneiden, sind 

das Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG), die Energie-Einspar-Verordnung (EnEV), das Kraft-Wärme-

Kopplungsgesetz (KWKG) und die Biomasse-Strom-Nachhaltigkeitsverordnung (BioSt-NachV). Die 

EnEV bezieht sich wie das Pendant Energy-Efficiency-Directive (EED) auf europäischer Ebene auf 

Energieeffizienz und Energieeinsparungen und hat damit indirekte Auswirkungen auf die Erzeugung 

und Nutzung von Energie aus Biomasse. Das KrWG und das KWKG sind im Hinblick auf eine effizien-

te Nutzung von Rohstoffen im Wirtschafssystem, beispielsweise über Koppel- und Kaskadennutzung, 

interessant und lassen sich an das Konzept der Bioenergie andocken. Die BioSt-NachV bezieht sich 

auf die Erzeugung von Strom und Wärme aus flüssiger Biomasse und damit nur auf einen Teil der 

Formen, in denen Biomasse zur energetischen Verwertung genutzt werden kann. Sie ist vor allem in 

Hinblick auf die Festlegung von Nachhaltigkeitskriterien relevant, repräsentiert die politischen Prozes-

se um die energetische Nutzung von Biomasse im Strom- und Wärmesektor in Deutschland nach 

ersten Einschätzungen jedoch weniger umfassend als EEG und EEWärmeG/GEG (BMJV 2015a, 

2015b, 2012, 2009, 2007; Bundesregierung 2017a; Europäisches Parlament; Rat der Europäischen 

Union 2012, 2009; Tuschinski 2018). 

5.2.1 Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2014) 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) als Instrument zur Förderung von Strom aus erneuerbaren 

Energien löste das Stromeinspeisegesetz (StromEinspG) von 1990 ab und trat am 1. April 2000 in 

Kraft. Die erste Auflage des EEG sollte neuen Technologien zur Erzeugung erneuerbarer Energien 

durch festgelegte Vergütungen und Abnahmegarantien den Markteintritt erleichtern. Mit dem EEG 

wurde erstmals gesetzlich festgeschrieben, dass Strom aus erneuerbaren Quellen gegenüber konven-

tionell erzeugtem Strom zu bevorzugen sei. Bis heute wurden insgesamt sechs Novellierungen des 

EEG (EEG 2004, EEG 2009, EEG 2012, PV-Novelle, EEG 2014, EEG 2017) mit diversen ergänzen-

den Änderungsgesetzen und Rechtsverordnungen verabschiedet (Bundesregierung 1990; IEE 2018; 

Steffens 2015). 

Vor der Reform des EEG im Jahr 2014, die am 1. August in Kraft trat, war der Anteil erneuerbarer 

Energien im Stromsektor bereits auf über 25 % angewachsen und damit zu einer tragenden Säule der 
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Energieversorgung in Deutschland geworden. Dieser höhere Anteil erneuerbarer Energien führte je-

doch auch zu höheren Kosten für die Bevölkerung aufgrund der EEG-Umlage, die die Mehrkosten für 

den Ausbau erneuerbarer Energien auf die Verbraucher umlegt. Auch stellen die Eigenheiten der 

Energiebereitstellung aus erneuerbaren Quellen mit einer erhöhten Volatilität eine Herausforderung 

für den Betrieb der Stromnetze und damit für die Versorgungssicherheit dar. Der Ausgleich volatiler 

erneuerbarer Energie mit Kohlestrom kompensierte CO2-Einsparungen teilweise, von Fachleuten wur-

de die Effektivität des EEG als Instrument zur Reduktion von Treibhausgasemissionen daher grund-

sätzlich angezweifelt (Abbildung 5.11). Die Ungewissheit über die zukünftige politische Ausgestaltung 

führte zu Zurückhaltung auf Seiten der Investoren und die fehlende Marktintegration der Erneuerbaren 

wurde kritisiert (IEE 2018; Kröger et al. 2015, S. 94; Steffens 2015; Säcker 2015, S. V–VI). 

Mit der Novellierung des EEG im Jahr 2014 sollten die Kosten begrenzt, ein besserer Marktzugang 

erreicht und der weitere Ausbau erneuerbarer Energien planvoller gesteuert werden (Abbildung 5.10). 

Energieintensiven Industrien sollten durch die vergleichsweise hohen Strompreise in Deutschland im 

internationalen Wettbewerb dabei jedoch keine Nachteile entstehen. Sie sollten als Basis des Wohl-

stands mit ihrer Wertschöpfung und ihren Arbeitsplätzen erhalten werden. Im Zuge der Reform ent-

stand ein hybrides System, das eine Basis aus Prämien und Einspeisetarifen mit einer Mengensteue-

rung über die Förderhöhe kombiniert. Der Anstieg der Kosten für die EEG-Umlage konnte mit der 

Reform des EEG erfolgreich gestoppt werden, womit sich die Strompreise für private Haushalte stabi-

lisierten (IEE 2018; BMWi 2017a; Steffens 2015). Die Novellierung von 2014 schuf somit den Über-

gang zu einer Direktvermarktung, feste Einspeisevergütungen wurde im Stromsektor größtenteils ab-

geschafft (BÖR 2015a, S. 2). Das EEG 2014 wird von der Bundesregierung als wichtiger Schritt für 

den Erfolg der Energiewende angesehen. Zentral war hier die Begrenzung der Kosten für die Ener-

giewende, was nach Meinung der Befürworter mit der Reform erfolgreich gelungen ist (IEE 2018).  

 

Abbildung 5.10: Auszug EEG 2014 (Bundesregierung 2014a) 
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Mit dem EEG 2017 änderte sich die Vergütungsstruktur für erneuerbaren Strom grundsätzlich: Die 

Förderung wurde von staatlich festgelegten Vergütungssätzen auf ein Ausschreibungsverfahren um-

gestellt, um eine höhere Kosteneffizienz durch Wettbewerb zu erreichen (IEE 2018). Obwohl das EEG 

2017 mit der Umstellung der Vergütungsstruktur eine grundlegende Änderung darstellt, wird das EEG 

2014 in den meisten Quellen als der folgenreichere Einschnitt für die Bioenergiebranche bewertet. 

Etwa ab dem Jahr 2004 war der Ausbau der Bioenergie zügig von statten gegangen, nach dem EEG 

2014 kam er jedoch fast zum Erliegen. Dies betrifft die Energieerzeugung aus gasförmigen, flüssigen 

und aus festen biogenen Brennstoffen. Zurückführen lässt sich diese Veränderung zum einen auf die 

relativ hohen Kosten der Bioenergieerzeugung, zum anderen auf eine zunehmende Trübung des posi-

tiven Bildes der Bioenergie. Der Bioenergieboom in den 2000ern hatte unerwünschte negative Aus-

wirkungen des Energiepflanzenanbaus auf die Umwelt zur Folge, was zu massiver Kritik an der Nut-

zung von Biomasse zur Energieerzeugung führte (Kröger et al. 2015, S. 94; KTBL 2017; Säcker 2015; 

Vogelpohl 2018). 

5.2.2 Einführung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG 2018) 

In Ergänzung zum EEG, das sich allein auf die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen 

bezieht, wurde mit dem Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) auf nationaler Ebene 

erstmals bundesweit die Verwendung von erneuerbaren Energien im Bereich der Wärmeerzeugung 

reguliert. Das EEWärmeG trat am 1. Januar 2009 in Kraft und reguliert zusammen mit der Energieein-

sparverordnung (EnEV) die Nutzung erneuerbarer Energien im Gebäudebereich für den Wärmesektor 

als Teil des ‚Integrierten Energie- und Klimaprogramms der Bundesregierung‘ (IEKP). Erstmals wurde 

mit diesem Gesetz eine bundesweite Pflicht zur Nutzung erneuerbarer Energien für den Neubau von 

Gebäuden eingeführt. Entsprechend den Vorgaben aus der RED 2009 auf europäischer Ebene hat 

das EEWärmeG die Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien für die Wärmeerzeugung auf 14 % 

bis 2020 zum Ziel, es trat jedoch schon einige Monate vor der RED in Kraft. Das Gesetz soll dazu 

beitragen, technologische Innovationen im Bereich Wärme zu fördern, die Abhängigkeit von Energie-

importen zu verringern, fossile Ressourcen zu schonen und Klimaschutzziele zu erfüllen. Das Markan-

reizprogramm (MAP) fördert in Ergänzung den Ausbau erneuerbarer Wärme für den Gebäudebe-

stand. Insbesondere Solarthermieanlagen, Biomasseanlagen und Wärmepumpen, aber auch Tiefen-

geothermieanlagen, Wärmenetze und Wärmespeicher kommen hier zum Einsatz. Über die Förderung 

soll die Marktdurchdringung neuer Technologien im Bereich erneuerbare Wärmeversorgung erreicht 

werden. Effiziente und innovative Anlagen können beim Einsatz in Neubauten über das MAP gefördert 

werden (BMWi 2015; BMU 2012; BMJV 2015b; Bundesregierung 2007).  

Gemäß EEWärmeG muss bei einer Nutzfläche von mehr als 50 Quadratmetern der Wärmebedarf 

eines Neubaus zu einem bestimmten Teil mit erneuerbaren Energien gedeckt werden. Der genaue 

Anteil variiert je nach Art entsprechend den unterschiedlichen Investitions- und Brennstoffkosten. Wel-

che erneuerbaren Energien zum Einsatz kommen und ob Biomasse genutzt werden soll, wird durch 

die Eigentümer entschieden. Im Wärmesektor werden derzeit fast 90 % der erneuerbaren Energiever-

sorgung über Bioenergie gedeckt (BMJV 2015b; BMU 2012). Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, 

Ersatzmaßnahmen durchzuführen. So kann der Wärmebedarf zu mindestens 50 % über Abwärme 

oder KWK-Anlagen gedeckt werden, um die Anforderungen des Gesetzes zu erfüllen. Auch Fernwär-

menutzung oder Energieeinsparungen können angerechnet werden. Für den öffentlichen Sektor gel-

ten Sonderregelungen, um die Erfüllung einer Vorbildfunktion zu garantieren. Es bleibt den Bundes-

ländern überlassen, ob sie für den privaten Gebäudebestand eine Nutzungspflicht für erneuerbare 

Energien einführen. Kommunen ermöglicht das EEWärmeG die Einrichtung eines Anschluss- und 

Benutzungszwanges für die öffentliche Nah- oder Fernwärmeversorgung (BMJV 2015b; BMU 2012; 

Bundesregierung 2009c).  

Die Rate an Neubauten in Deutschland ist jedoch relativ gering, sodass der Gebäudebereich auch 

mittelfristig noch von heutigen Bestandsgebäuden geprägt sein wird. Diese sind überwiegend mit fos-

silen Technologien zur Erzeugung von Wärme ausgestattet und alte fossile Anlagen im Gebäudebe-

stand werden auch heute noch größtenteils durch neue fossile Anlagen ersetzt. Hier liegen weitere 



 

67 
 

mögliche Regulierungsbereiche und Potentiale für die Energiewende. Bereits heute verzeichnet die 

finanzielle Förderung von Anlagen für den Gebäudebestand durch das MAP aufgrund der deutlich 

breiteren Wirkung höhere Effekte als Maßnahmen für Neubauten (BMU 2012; WBGU 2009).  

Mit Inkrafttreten des EEWärmeG stieg der Verbrauch an Erneuerbaren Energien im Wärmebereich 

witterungsbereinigt innerhalb von fünf Jahren um etwa ein Drittel. Das Ziel eines Anteils erneuerbarer 

Energien im Wärmesektor von 14 % bis zum Jahr 2020 wurde somit bereits einige Jahre früher er-

reicht. Wärmeanlagen, die auf der Nutzung erneuerbarer Energien beruhen, unterscheiden sich von 

fossilen Systemen durch ihre vergleichsweise hohen Investitions- und niedrigen Betriebskosten. Somit 

spielt die Nutzungsdauer bei einem Vergleich der Wirtschaftlichkeit unterschiedlicher Systeme eine 

entscheidende Rolle. Insbesondere bei größeren Gebäuden stellen erneuerbare Energien oft eine 

wirtschaftliche Alternative zu fossilen Anlagen dar, da Bioenergieanlagen hier besonders hohe Wir-

kungsgrade erzielen. Das EEWärmeG wird von der Regierung als effektive Maßnahme zur Einspa-

rung von Treibhausgasen bewertet (BMWi 2015). 

Eine Zusammenführung des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG) mit dem Energieein-

sparungsgesetz (EnEG) und der Energieeinsparverordnung (EnEV) wird aufgrund der zahlreichen 

Überschneidungen bereits seit einigen Jahren diskutiert und wird nun laut Koalitionsvertrag mit einem 

Gebäudeenergiegesetz (GEG) zum 1. Januar 2019 für öffentliche Gebäude und zum 1. Januar 2021 

für alle Gebäude umgesetzt (CDU, CSU, SPD 2018). Dies ist die erste grundlegende Veränderung 

des EEWärmeG von 2009, das bisher nur im Rahmen der Flüchtlingskrise um einen Paragraphen 

ergänzt wurde (BMU 2012; BMWi 2015; Tuschinski 2018). Anhand des GEG soll untersucht werden, 

welche politischen Ziele für die Bioenergie im erneuerbaren Wärmesektor auf nationaler Ebene ange-

strebt werden, welche Erfahrungen mit dem EEWärmeG in den politischen Prozess einfließen und 

welche Wechselwirkungen sich insbesondere mit Blick auf die politische Diskussion der RED II mit 

den anderen Ebenen feststellen lassen. 

5.3 Regionale und kommunale Ebene 

Die Energiepolitik Deutschlands wird in erster Linie auf europäischer und nationaler Ebene bestimmt 

(vergleiche Kapitel 4), Bundesländer und Kommunen haben hingegen nur sehr eingeschränkte Mög-

lichkeiten, auf die politische Regulierung des Energiesystems einzuwirken. Einflussmöglichkeiten auf 

regionaler Ebene bestehen über die Landesplanung, das Bauordnungsrecht oder das Recht der 

Fernwärme. Weiterhin können die Länder die Erzeugung und Nutzung von Energie aus Biomasse 

über die kommunale Energiewirtschaft und die Wärmeversorgung im Baubestand mit erneuerbaren 

Energien beeinflussen (Deutscher Bundestag 2016; Münzner 2014). Größere Gestaltungsmöglichkei-

ten haben die Länder hingegen bei der Agrar- und Forstpolitik (Gladrow et al. 2015). Manche Bundes-

länder haben eigene Policies zu den Themen Bioökonomie und Bioenergie erarbeitet. Beispiele hier-

für sind das Forschungsprogramm Bioökonomie in Baden-Württemberg, die Biogaspolitik Baden-

Württemberg oder der Biomasseaktionsplan Brandenburg. In manchen Bundesländern existieren poli-

tische Maßnahmen, die das EEWärmeG ergänzen und die Nutzung von Wärme aus Biomasse im 

Gebäudebereich näher spezifizieren, wie etwa in Nordrhein-Westfalen oder Bremen (BMWi 2015; 

Böcher und Töller 2008; Land Baden-Württemberg 2015, 2013; MLUL 2006).  

Auf der kommunalen Ebene manifestieren sich konkrete lokale Auswirkungen der Bioenergiepolitik, 

jedoch haben kommunale Akteure in Deutschland keine Gesetzgebungskompetenz und daher nur 

eingeschränkt die Möglichkeit, die Bioenergiepolitik zu beeinflussen, zum Beispiel im Rahmen der 

Gefahrenabwehrverordnung oder über die Aufstellung örtlicher Bebauungspläne. Auf kommunaler 

Ebene wird Bioenergiepolitik, wenn überhaupt, meist im Rahmen von Klimaschutzbemühungen be-

trieben. Ein weiterer Schnittbereich von Kommunen und Bioenergiepolitik sind kommunale Versor-

gungswerke und kommunale Unternehmen (BMEL 2018; Gaßner et al. 2014; Kern et al. 2012; Staab 

2018; VKU 2017).  
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Für die regionale und kommunale Ebene wird in der Fallgruppe Bioenergie ein Schwerpunkt auf das 

Bundesland Sachsen-Anhalt gelegt, welches sich als Spitzenreiter bei der Stromversorgung aus er-

neuerbaren Quellen bezeichnet und eine Vollversorgung mit erneuerbarem Strom bis zum Jahr 2030 

als theoretisch machbar einstuft (MWSA 2014). In Sachsen-Anhalt liegt die Zuständigkeit für Energie-

politik auf Landesebene beim Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Energie. Das Land hat im 

Jahr 2014 das „Energiekonzept 2030“ veröffentlicht, in dem energiepolitische Ziele genannt werden. 

Bis 2030 wird ein Anteil von 26 % erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch angestrebt. Die 

Festlegung von konkreten Ausbauzielen ist dabei allerdings nicht vorgesehen (ebd.). Darüber hinaus 

existieren Richtlinien des Landes, die unter anderem die Bioenergie betreffen. Dazu zählen die Richt-

linie Klima II, die Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen 

zur Steigerung der Energieeffizienz und der Nutzung erneuerbarer Energien in Unternehmen (AG-

VO)/(De-minimis) oder die Förderung von innovativen kreislauf- und ressourcenwirtschaftlichen Maß-

nahmen (Richtlinie Ressource) (Investitionsbank Sachsen-Anhalt 2018a, 2018b, 2018c). Diese betref-

fen jedoch nur sehr kleine Teilaspekte des Themenfelds Bioenergie.  

Auf kommunaler Ebene haben größere Städte in ihrer Auseinandersetzung mit politischen Maßnah-

men zu Bioenergie andere Möglichkeiten und Grenzen als kleine Kommunen mit geringer Einwohner-

zahl. Für die Fallstudien im Themenfeld Bioenergie wurden daher zwei Fälle auf kommunaler Ebene 

ausgewählt, die im Hinblick auf Größe beziehungsweise Urbanität zwei Extreme abbilden: Der Be-

schluss der Landeshauptstadt Magdeburg über den Masterplan 100 % Klimaschutz und der Be-

schluss einer Gemeinschaft zur Registrierung als Bioenergiedorf.  

5.3.1 Beschluss des Masterplans 100 % Klimaschutz durch die Landeshaupt-

stadt Magdeburg (MPMD 2018) 

In der Landeshauptstadt Magdeburg existiert keine besondere Verwaltungseinheit oder externe Ein-

richtung, die sich schwerpunktmäßig mit dem Thema Energie beschäftigt. Eine spezifische Policy im 

Sinne einer kollektiv verbindlichen Regelung für die Politikfelder Bioökonomiepolitik oder Bioenergie-

politik konnte mittels Literatur- und Internetrecherche nicht identifiziert werden. Am ehesten kann das 

Regelungsfeld der Energiepolitik in der Magdeburger Verwaltung den Bereichen „Umwelt“ oder „Pla-

nen, Bauen, Wohnen“ zugeordnet werden (Landeshauptstadt Magdeburg 2018a). Regelungen, die 

das Thema Bioenergie streifen, sind im Bebauungsplan und in der Stadtordnung zu finden. Eine direk-

te Positionierung der Stadt Magdeburg zur Bioenergiepolitik lässt sich nach aktuellem Kenntnisstand 

nicht erkennen, allerdings gab es in der Vergangenheit bereits diverse Maßnahmen in den Bereichen 

erneuerbare Energien und Klimaschutz, die unter anderem den Bioenergiebereich abdeckten. Eine 

aktuelle politische Maßnahme, die zu einem gewissen Grad kollektiv verbindlich ist und das Themen-

feld Bioenergie betrifft, ist der durch den Bund geförderte Masterplan 100 % Klimaschutz der Landes-

hauptstadt Magdeburg, der am 18.01.2018 durch den Stadtrat beschlossen wurde (Landeshauptstadt 

Magdeburg 2017a, 2017b). Die Masterplan-Richtlinie ist ein Förderprogramm des Bundesumweltmi-

nisteriums (BMU) für Kommunen, die ihre Treibhausgasemissionen bis 2050 entsprechend der Ober-

grenze der nationalen Ziele um 95 % gegenüber dem Ausgangsjahr 1990 senken wollen (BMU 2018). 

Die Landeshauptstadt Magdeburg ist seit 1993 Mitglied im Klima-Bündnis der europäischen Städte mit 

indigenen Völkern des Regenwaldes e. V. und hat sich in diesem Rahmen verpflichtet, die eigenen 

Treibhausgase kontinuierlich zu reduzieren. 2006 beschloss der Stadtrat, dass Magdeburg eine Mo-

dellstadt für Erneuerbare Energien werden sollte, 2010 wurde ein kommunales Energie- und Klima-

schutzmanagement eingeführt und 2013 ein Energie- und Klimaschutzprogramm formuliert. Darin wird 

die Schlüsselrolle der Kommunen bei der Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen betont und über 

verschiedene Maßnahmen in den Handlungsfeldern Gebäude, Energiesysteme, Verkehr, Stromnut-

zung und Kommunikation eine verbesserte Energieeffizienz, Energieeinsparungen und ein höherer 

Anteil erneuerbarer Energien angestrebt. Grundsätze sind dabei Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit, 

die Einbeziehung von Bürger/innen und eine regionale Wertschöpfung. Der Schwerpunkt des Energie- 

und Klimaschutzprogramms lag auf Maßnahmen in Bereichen der stadteigenen Verwaltung (Landes-
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hauptstadt Magdeburg 2018b, 2018d; Landeshauptstadt Magdeburg und DENA 2013; Landeshaupt-

stadt Magdeburg 2013; DENA 2012, 2013).  

An die oben genannten vorhergehenden Maßnahmen schließt sich der Masterplan 100 % Klimaschutz 

an. Verglichen mit dem Basisjahr 1990 konnten die Emissionen in Magdeburg bis 2000 um circa  

50 % bis 2012 um circa 65 % reduziert werden. Diese Verminderung wurde allerdings überwiegend 

durch Veränderungen in den Bereichen Wirtschaft und Technologie im Rahmen der Wende nach dem 

Mauerfall verursacht, wie dies in vielen ostdeutschen Städten der Fall ist (DENA 2012; Landeshaupt-

stadt Magdeburg 2018d, 2007). Das Energie- und Klimaschutzkonzept aus dem Jahr 2013 hatte eine 

Reduzierung um etwa 77 % auf 3,2 Tonnen CO2 pro Einwohner und Jahr (rund 600.000 t/a) im Ver-

gleich zum Basisjahr 1990 zum Ziel. Mit dem „Masterplan 100 % Klimaschutz“ wird nun der Zielwert 

von ca. 0,83 Tonnen CO2 pro Einwohner und Jahr (200.000 t/a) angestrebt, der einer Minderung um 

95 % gegenüber 1990 entspricht (DENA 2013, 2012; Landeshauptstadt Magdeburg 2018b, 2013; 

Platz 2016).  

Die Bewerbung im Förderprogramm Masterplan 100 % Klimaschutz wurde bereits im Jahr 2015 ein-

stimmig vom Stadtrat beschlossen. Seit 2016 wird Magdeburg nun im zweiten Durchgang der BMU-

Förderung des Masterplans 100 % Klimaschutz als eine von 22 Masterplan-Kommunen bis Juni 2020 

gefördert. Nach dem Start der Projektlaufzeit wurde von Juli 2016 bis Juni 2017 ein Masterplan für 

Magdeburg erstellt und es wurden zusammen mit engagierten Bürger/innen Maßnahmen erarbeitet 

und konkrete Projekte für die zweite Projektphase konzipiert, die diverse Themenbereiche, wie Mobili-

tät und Verkehr, Stadtplanung und Gebäude, Energiesysteme und Stromnutzung oder auch klimaver-

träglichen Alltag und Wirtschaft abdecken. Zudem wurden Fach-Arbeitsgruppen gegründet und ein 

Klimaschutzbeirat ins Leben gerufen (DENA 2013; Landeshauptstadt Magdeburg 2018c, 2007; Platz 

2016; Ziesing 2010). Am 01. Januar 2018 wurde der Masterplan, der 152 Seiten umfasst und durch 

den 187-seitigen Maßnahmenkatalog begleitet wird, vom Stadtrat mit einer Mehrheit von 29 zu 15 

Stimmen beschlossen (FOCUS Online 2016; Schädlich 2018; Stadtrat Magdeburg 2018; Tessnow 

2018). Mit dem Masterplan 100 % Klimaschutz liegt eine umfassende, aktuelle und für das Themen-

feld Bioenergie relevante kommunale Policy vor.  

5.3.2 Beschluss zur Registrierung als Bioenergiedorf bei der FNR 

Mit der zweiten Fallstudie auf kommunaler Ebene wird ein politischer Prozess im ländlichen Kontext 

untersucht, der in lokalen Strukturen außerhalb der öffentlichen Verwaltung verortet ist. Aufgrund der 

thematischen Deckung in den Schwerpunkten Strom und Wärme aus Biomasse und aufgrund der 

konkreten Auswirkungen der Maßnahme wurde der Beschluss einer Gemeinschaft zur Registrierung 

als Bioenergiedorf im Rahmen des Wettbewerbs Bioenergiedörfer des Bundesministeriums für Ernäh-

rung und Landwirtschaft (BMEL) ausgewählt (BMEL 2016). Der Wettbewerb ist der nationalen Ebene 

zuzuordnen, der Entschluss, sich um eine Förderung zu bewerben und ein Bioenergiedorf aufzubauen 

wird jedoch auf kommunaler Ebene gefasst und umgesetzt. Die FNR betreibt im Auftrag des BMEL 

ein Informationsportal zu Bioenergiedörfern in Deutschland. In ihrer Datenbank sind derzeit 142 aner-

kannte Bioenergiedörfer und 45 Anwärter gelistet (Stand: Juli 2018) (FNR 2017b, 2015; Freundeskreis 

Ökodorf e.V. 2018a, 2018b). Drei registrierte Bioenergiedörfer liegen in Sachsen-Anhalt: Iden, Sieben 

Linden und Tangeln (FNR 2018b). Aufgrund des umfassend auf Nachhaltigkeit ausgerichteten Kon-

zepts und der vielfältigen Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie vor Ort wurde das Gemein-

schaftsprojekt Sieben Linden als Ausgangspunkt für die Untersuchung von Bioenergiedörfern ausge-

wählt. Diesem werden im Verlauf der vertiefenden Analyse weitere Bioenergiedörfer gegenüberge-

stellt. 

Das Konzept des Bioenergiedorfs wurde in einem Leuchtturmprojekt der „Projektgruppe Bioenergie-

dörfer“ vom Interdisziplinären Zentrum für Nachhaltige Entwicklung der Georg-August-Universität Göt-

tingen (IZNE) entwickelt. Ziel eines Bioenergiedorfes ist es, einen möglichst großen Teil der bezie-

hungsweise die gesamte Versorgung mit Strom und Wärme auf Basis von Biomasse zu gewährleis-
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ten. Für den Begriff des Bioenergiedorfes gibt es bisher keine allgemeingültige Definition. Die FNR 

definiert ein Bioenergiedorf dort wie folgt (FNR 2018c): 

„In einem Bioenergiedorf wird das Ziel verfolgt, den überwiegenden Anteil der Wärme- und Stromver-

sorgung auf die Basis des erneuerbaren Energieträgers Biomasse umzustellen. Ein Bioenergiedorf 

deckt seinen Energiebedarf (Strom und Wärme) mindestens zu 50% aus regional erzeugter Bioener-

gie. Die Bürger werden in die Entscheidungsprozesse eingebunden und tragen den Gedanken des 

Bioenergiedorfs aktiv mit. Die Bioenergieanlagen befinden sich mindestens teilweise im Eigentum der 

Wärmekunden oder der Landwirte vor Ort, die nachhaltig bereitgestellte Biomasse stammt aus der 

unmittelbaren Umgebung. Dadurch steigt die Wertschöpfung vor Ort. Maßnahmen der Energieeffizi-

enz und Energieeinsparung werden regelmäßig geprüft und umgesetzt. Die Erzeugung von Wärme 

und Strom aus Biomasse kann durch die Nutzung anderer erneuerbarer Energien ergänzt werden.“ 

(FNR 2018c) 

Das erste Bioenergiedorf in Deutschland war Jühnde. Dessen Einrichtung wurde am IZNE koordiniert 

und ab dem Jahr 2000 über die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe (FNR) durch das BMELV 

gefördert. In den vergangenen Jahren wurden zahlreiche weitere Gemeinden zu Bioenergiedörfern 

transformiert. Die technische Machbarkeit stellt in den meisten ländlichen Gebieten kein Problem dar, 

entscheidend sind hingegen vor allem Faktoren im sozialen Bereich und Fragen der ökonomischen, 

sozialen und ökologischen Gestaltung (FNR 2008, 2014b).  

Für den Aufbau eines Bioenergiedorfes gibt es unterschiedliche Gründe. Eine Motivation können die 

begrenzte Verfügbarkeit von fossilen und nuklearen Energieressourcen, die Abhängigkeit von Impor-

ten solcher Rohstoffe und Preissteigerungen bei fossilen Energieträgern sein. Weitere Motive sind der 

globale Klimawandel sowie der Strukturwandel im ländlichen Raum. Durch die Umstellung der Ener-

gieerzeugung auf kohlendioxidneutrale Biomasse kann der CO2-Ausstoß pro Einwohner um mehr als  

50 % innerhalb weniger Jahre reduziert werden. Ein zentrales Ziel ist die Erzeugung von Strom aus 

Biomasse, der im Grund- und Spitzenlastbereich eingesetzt werden kann, um andere erneuerbare 

Energieträger zu ergänzen. Die dabei anfallende Wärme wird für die Beheizung von Gebäuden ge-

nutzt. Eine ausschließlich thermische Nutzung von Biogas entspricht demnach nicht der Grundidee 

eines Bioenergiedorfs (FNR 2008, 2014a).  

Das Bioenergiedorf Sieben Linden wird von der Siedlungsgenossenschaft Ökodorf eG und der Woh-

nungsgenossenschaft Ökodorf eG betrieben. Die Gemeinschaft besitzt mehrere Holzvergaserkessel 

in verschiedenen Größen, mit denen etwa 70 % der benötigten Wärme zum Heizen und für Warm-

wasser produziert werden. Die verbleibenden 30 % werden über Solarthermie gedeckt. Biogas aus 

organischen Abfällen wird zum Kochen genutzt, Strom erzeugt das Bioenergiedorf mit Photovoltaik, 

Windkraftanlagen und einem Holzhackschnitzel-Blockheizkraftwerk. In Sieben Linden leben etwa 300 

Menschen dauerhaft (FNR 2017b).  

Durch die Einbettung der dezentralen Energieerzeugung in lokale Strukturen und die Nutzung regio-

naler Biomasse aus Land- und Forstwirtschaft wird mit Bioenergiedörfern die lokale Wirtschaftskraft 

gestärkt und die Lebensbedingungen im ländlichen Raum werden verbessert. Fest etabliert ist im 

Konzept des Bioenergiedorfs, dass alle Einwohner aktiv an Planungen und der Gestaltung des Bio-

energiedorfs mitwirken können. Die Wichtigkeit der Einbindung der lokalen Bevölkerung wird in Do-

kumenten der FNR immer wieder betont (FNR 2018b, 2018c, 2014a, 2008). 

5.4 Übersichtsanalyse anhand des AEP  

Für die oben vorgestellten Policies im Themenfeld Bioenergie wurden auf der Grundlage von Quellen-

analysen und Gesprächen mit Fachleuten offene Fragen und Anknüpfungspunkte für die vertiefende 

Analyse identifiziert. Ziel der weiteren Analysen ist es, anhand der ausgewählten Fallbeispiele das 

Zustandekommen von Bioökonomie-Policies zu erklären und offenzulegen, welche Faktoren und Ei-

gendynamiken in den politischen Prozessen der Bioökonomie entscheidend sind. Die Ergebnisse der 
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Übersichtsanalyse werden im Folgenden entlang der AEP-Erklärungsfaktoren vorgestellt (Böcher und 

Töller 2015, 2012a, 2012b; Reiter und Töller 2014; Töller und Böcher 2016b). 

5.4.1 Akteure und ihre Handlungen 

Im AEP werden Policies in erster Linie als Ergebnisse von Akteurshandeln verstanden. Auf europäi-

scher Ebene sind die Organe der Europäischen Union (Kommission, Rat, Parlament) zentrale politi-

sche Akteure, die die Ausgestaltung der RED II 2018 entscheidend beeinflussen (BMWi 2018c; Ge-

den und Fischer 2015; Tömmel 2014). In Deutschland wird der Regelungsbereich Bioenergie vom 

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) und Bundesministerium für Umwelt, Natur-

schutz und nukleare Sicherheit (BMU) bearbeitet. Überschneidungen gibt es im Hinblick auf die Er-

zeugung von Biomasse weiterhin mit dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft 

(BMEL) und landwirtschaftsbezogenen Einrichtungen der Länder, wie beispielsweise den Landwirt-

schaftskammern. Auch wird vertiefend untersucht, wie genau Bundesregierung, Bundestag und Bun-

desrat in ihrer jeweiligen Zusammensetzung den Inhalt der Policies geformt haben und ob es hier 

Zielkonflikte zwischen einzelnen Ressorts beziehungsweise über einzelne politische Ebenen hinweg 

gab oder gibt (Balme und Ye 2014; BÖR 2015b; Palmer 2014; UBA 2016; Vogelpohl 2018).  

Für den Beschluss des Masterplans 100 % Klimaschutz der Landeshauptstadt Magdeburg wird unter-

sucht, ob die Zusammensetzung des Stadtrats einen Einfluss auf die Ausgestaltung der Policy hatte 

und welche Rolle die ‚hierarchischen‘ Anreize seitens eines Förderprogramms des Bundes für die 

entsprechende stadtpolitische Entscheidung spielte, den Masterplan zu erstellen. Welche Rolle politi-

sche Akteure und Verwaltungsakteure auf kommunaler Ebene für die Einrichtung eines Bioenergie-

dorfs spielen, wird anhand einer Gegenüberstellung von Beispielen erarbeitet.  

Bei der Analyse involvierter Wirtschaftsakteure und -verbände lassen sich im Themenfeld Bioenergie 

Unterschiede für die Sektoren Strom und Wärme feststellen, was auf die Nutzung unterschiedlicher 

Bioenergieträger zurückzuführen ist. Im Stromsektor wird Bioenergie größtenteils aus Biogas produ-

ziert, das in der Regel in der Landwirtschaft und in privaten oder kommunalen Abfallwirtschaftsbetrie-

ben produziert wird. Im Wärmesektor hingegen sind Holz und Holzprodukte der mit Abstand bedeu-

tendste Energieträger und die Biomasse stammt größtenteils aus der Forst- und Holzwirtschaft. Ne-

ben frischem Holz werden Rest- und Abfallstoffe beispielsweise aus Sägeindustrie, Landschaftspflege 

und anderen Quellen energetisch verwertet, die in Form von Pellets oder Holzhackschnitzeln genutzt 

werden (HSZG 2016; Flaig 1993; Kaltschmitt et al. 2016). Verbände auf europäischer Ebene, die dem 

Themenfeld Bioenegie zugeordnet werden können, sind beispielsweise die European Biomass 

Association (AEBIOM) und das European Energy Network (EnR). Auf nationaler Ebene sind der Bio-

gasrat+ e. V., der Bundesverband Erneuerbare Energien e.V. (BEE) und die die Fördergesellschaft 

Erneuerbare Energien e.V. (FEE) präsente Akteure. Akteure wie Landwirtschaftskammern auf regio-

naler Ebene und Land- und Forstwirtschaftsverbände auf nationaler und europäischer Ebene befas-

sen sich in erster Linie mit der Erzeugung von Biomasse, die Interessen kommunaler Unternehmen 

werden vom Verband kommunaler Unternehmen (VKU) vertreten. Für ihre Mietglieder hat die Ausge-

staltung der Bioenergiepolitik teilweise existenzielle Folgen (AEBIOM 2018; BEE 2018; Biogasrat+ 

e.V. 2018; EnR 2018; FEE 2018; Harsche et al. 2013; Leopoldina 2012; Thrän et al. 2015; VKU 2018). 

Im Bereich Wissenschaft ist das Deutsche Biomasseforschungszentrum (DBFZ) zu nennen, das zu 

unterschiedlichen Facetten der Bioenergie forscht und unter anderem das Förderprogramm Energeti-

sche Biomassenutzung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) begleitet (DBFZ 

2017, 2014). Das Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) forscht schwerpunktmäßig zur 

nachhaltigen Nutzung natürlicher Ressourcen wie Biomasse (Gawel et al. 2017; Ludwig et al. 2014; 

Pannicke et al. 2015). Zahlreiche Universitäten und andere Forschungseinrichtungen setzen sich aus 

unterschiedlichen Perspektiven mit der energetischen Biomassenutzung auseinander. Ob und inwie-

fern wissenschaftliche Akteure und das erzeugte Wissen die politischen Prozesse um die Ausgestal-

tung der Bioenergiepolitik beeinflussen, wird für die ausgewählten Fälle analysiert. 
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Es lassen sich Akteure identifizieren, die Fachwissen gezielt in politische Prozesse tragen. Zu nennen 

sind hier wissenschaftliche Beratungsgremien, die sich mit der energetischen Biomassenutzung be-

ziehungsweise der Nutzung natürlicher Ressourcen im Allgemeinen auseinandersetzen. Beispiele 

hierfür sind die Agora Energiewende oder der Wissenschaftliche Beirat Globale Umweltveränderun-

gen (WBGU) (Agora Energiewende 2018a, 2018b; WBGU 2009). Die Nationale Akademie der Wis-

senschaften Leopoldina und der Bioökonomierat setzen sich gezielt mit dem Thema Bioökonomie 

auseinander und leiten Handlungsempfehlungen ab (BÖR 2017, 2015a, 2015c; Leopoldina 2017, 

2015, 2012). Andere Organisationen verstehen sich als Plattformen für den fachlichen Austausch 

zwischen Politik, Wirtschaft und Wissenschaft, beispielsweise die Fachagentur Nachwachsende Roh-

stoffe (FNR). Die FNR koordiniert Forschungsprojekte des Bundes und der EU, die sich mit der nach-

haltigen Nutzung nachwachsender Rohstoffe befassen und möchte eine Plattform für den Austausch 

von Fachwissen bieten. Das Centrale Agrar-Rohstoff Marketing- und Energie-Netzwerk e.V. 

(C.A.R.M.E.N.) ist das bayerische Pendant zur FNR und eine weitere zentrale Plattform für fachlichen 

Austausch zur industriellen und energetischen Nutzung von Biomasse und verwandten Themen 

(C.A.R.M.E.N. e.V. 2018; FNR 2018a, 2014a, 2014b).  

Ob und inwiefern die Zivilgesellschaft Einfluss auf die Ausgestaltung von Bioenergie-Policies hat, bei-

spielsweise durch Bürgerinitiativen, Bürgerentscheide oder Beteiligungsverfahren, wird im weiteren 

Forschungsverlauf für die oben vorgestellten Fallbeispiele untersucht. Eine direkte Mitgestaltung von 

Policies durch Bürger/innen findet bisherigen Analyseergebnissen zufolge vor allem auf der kommu-

nalen Ebene statt (siehe Kapitel 5.3). Die Rolle von Umweltverbänden als kollektive zivilgesellschaftli-

che Akteure und ihren Einfluss auf die Bioenergiepolitik gilt es vor allem im Hinblick auf den Image-

wandel der Bioenergie zu untersuchen. Das Thema wird von Umweltverbänden zum Teil gezielt 

adressiert, zum Teil über thematisch breitere Ansätze (Energiewende, Klimaschutz) oder Schnittberei-

che (Schutz von Wäldern, Schutz der Biodiversität) abgedeckt (Jering et al. 2013; Lahl 2014; NRHZ 

2007).  

Im weiteren Verlauf der Studie gilt es daher zu analysieren, welche Akteure welche Szenarien einer 

zukünftigen Energieversorgung als erstrebenswert ansehen und welche Rolle die Bioenergie darin 

spielen soll. Es ist anzunehmen, dass sich hinter den offen kommunizierten Zielvorstellungen der Ak-

teure weitere Ziele verbergen, die von den Akteuren verfolgt, jedoch nicht oder nur teilweise offen 

kommuniziert werden (hidden agenda) (Böcher und Töller 2012b; Reiter und Töller 2014).  Die Frage 

nach dem Einfluss von Akteursinteressen und inwiefern diese die Bioenergiepolitik prägen stellt sich 

insbesondere für die Novellierung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes von 2014. Das wirtschaftliche 

Ziel einer Kostensenkung konnte mit dem EEG 2014 zwar erreicht werden (BMWi 2018a, 2018b; 

Fraunhofer ISI et al.; Öko-Institut e.V. 2017), die Novellierung wird jedoch von Bioenergieerzeugern 

als politisch gewolltes Ende der Bioenergie-Förderung angesehen und vor dem Hintergrund der Ziele 

von Energiewende und Klimaschutz unter anderem aufgrund von Benachteiligungen im Vergleich zu 

fossiler Energieerzeugung kritisiert (Beer 2018a, 2018b; DBFZ 2014; FvB 2016; Harsche et al. 2013; 

KTBL 2017; VKU 2017). 

5.4.2 Institutionen  

Akteure handeln in politischen Prozessen innerhalb bestimmter institutioneller Regelsysteme (‚Spiel-

regeln‘). Für die ausgewählten Policies wird analysiert, welche institutionellen Rahmenbedingungen 

jeweils für die konkrete inhaltliche Ausgestaltung relevant sind, ob Policy-Inhalte durch diese ‚Spielre-

geln‘ entscheidend beeinflusst werden und ob sich Ausweichreaktionen beobachten lassen.  

Unterschieden werden können die institutionellen Rahmenbedingungen für die ausgewählten Fälle in 

erster Linie entlang der territorialen Ebenen (Lindstad et al. 2015; Hildebrandt und Wolf 2008; Wälti 

2004). Für die genaue Ausgestaltung der RED II sind die Positionen von Kommission, Rat und Parla-

ment im politischen Prozess und der Verlauf des Trilogverfahrens entscheidend (Tömmel 2014; 

Wallace et al. 2010). Zum aktuellen Zeitpunkt (Stand: Juli 2018) ist die RED II noch nicht verabschie-

det und der genaue Inhalt wird weiterverhandelt. Im Hinblick auf den Ablauf der Gesetzgebungspro-
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zesse gelten für die nationalen Fälle EEG 2014 und GEG jeweils dieselben institutionellen ‚Spielre-

geln‘, trotzdem unterscheiden sich die Policies sehr stark, sowohl in ihrer konkreten Ausgestaltung als 

auch im Hinblick auf den Verlauf der politischen Prozesse und der begleitenden gesellschaftlichen 

Diskurse.  

Auch auf kommunaler Ebene können in der vertiefenden Analyse zwei Fälle gegenübergestellt wer-

den, die sich jedoch hinsichtlich ihrer institutionellen Rahmung grundlegend voneinander unterschei-

den. Der Beschluss des Masterplans 100 % Klimaschutz wurde innerhalb kommunaler Verwaltungs-

strukturen vorbereitet und gefällt, die Einrichtung eines Bioenergiedorfs ist hingegen nicht an öffentli-

che Strukturen gebunden und im Fallbeispiel Sieben Linden ging die Initiative von einer privaten Ge-

meinschaft aus (FNR 2017b, 2015). Beide Fälle auf kommunaler Ebene sind beeinflusst durch institu-

tionellen Anreize des Bundes in Form eines Förderprogramms beziehungsweise eines Wettbewerbs 

und ermöglichen so die Untersuchung der wechselseitigen Beeinflussung von Policies über verschie-

dene Ebenen hinweg (siehe Kapitel 5.3).   

Der Vergleich der beiden Fälle auf kommunaler Ebene lässt hinsichtlich der Gemeinsamkeiten und 

Unterschiede von Bioenergiepolitik im städtischen und ländlichen Raum beziehungsweise innerhalb 

und außerhalb öffentlicher Verwaltungsstrukturen wertvolle Ergebnisse erwarten, die als Grundlage 

für einen Lernprozess und die Ableitung von Handlungsempfehlungen für lokale Akteure in unter-

schiedlichen Kontexten dienen können. 

5.4.3 Instrumentenalternativen  

Auf europäischer Ebene sind zwei grundsätzliche Formen von regulativen Instrumenten zu unter-

scheiden. Richtlinien müssen zunächst von den Mitgliedsstaaten in nationale Gesetze umgesetzt wer-

den, während Verordnungen direkt rechtskräftig sind. Im Fall der RED II handelt es sich um eine 

Richtlinie, die von den nationalen Regierungen zunächst in nationales Recht umgesetzt werden muss, 

was den Mitgliedsstaaten mehr Freiraum ermöglicht. Letztere können Quotenmodelle, Einspeisever-

gütungen, Ausschreibungsmodelle, steuerliche Anreize oder Mischformen für die Umsetzung nutzen, 

wobei die Art und Weiser der Umsetzung teilweise durch Bestimmungen beziehungsweise Verord-

nungen von europäischer Ebene vorgeschrieben wird. In der Regel versuchen die Mitgliedsstaaten, 

ein möglichst hohes Maß an Selbstbestimmung zu wahren (Europäisches Parlament 2018a; Steffens 

2015; Tömmel 2014).  

In der Umweltpolitik kommen seit den 1990er Jahren zunehmend ökonomische Instrumente zum Ein-

satz, beispielsweise Ökosteuern oder Handelbare Emissionsrechte. Die nationalen Gesetze können 

regulative Instrumente beinhalten, die durch andere Instrumentenformen, z.B. ökonomische Instru-

mente begleitet werden (Instrumenten-Mix) (Böcher und Töller 2012b, 2007; Reiter und Töller 2014; 

Tews et al. 2003). Kern des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und damit der Förderung erneuerbarer 

Energien im Stromsektor in Deutschland war lange Zeit die Einspeisevergütung für Strom aus erneu-

erbaren Quellen. Diesem ökonomischen Instrument steht das Quotenmodell gegenüber, das in ande-

ren Mitgliedsstaaten der EU zur Umsetzung der RED von 2009 eingesetzt wurde. Ein grundlegender 

instrumenteller Wandel erfolgte durch die Umstellung auf das Ausschreibungsverfahren mit dem EEG 

2017. Im Wärmesektor gelten derzeit für Neubauten mit dem EEWärmeG gesetzliche Vorschriften, die 

die Nutzung erneuerbarer Wärme vorschreiben (regulatives Instrument), für den Gebäudebestand 

bestehen Fördermöglichkeiten über das Marktanreizprogramm (MAP, ökonomisches Instrument). 

Ausnahmeregelungen, beispielsweise für Kleinanlagen, oder Möglichkeiten zur Kombination unter-

schiedlicher Fördermöglichkeiten, sind eine Möglichkeit zur Variation und Anpassung einer Policy 

(siehe Kapitel 5.2).  

Die ausgewählten Policies auf der kommunalen Ebene und ihre Instrumente beinhalten einen niedri-

gen Grad an staatlicher Intervention und lassen sich hingegen am gegenüberliegenden Ende des 

Spektrums einordnen. Beide Policies lassen sich auf Maßnahmen des Bundes zurückführen und sind 

Bespiele für die Mehrebenenverflechtung politischer Prozesse im föderalen System. Sowohl Master-
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plankommunen als auch Bioenergiedörfer müssen sich an bestimmte Vorgaben halten, wobei eine 

Teilnahme an den Maßnahmen selbst freiwillig ist. Beide Maßnahmen lassen sich somit als ökonomi-

sche, prozedurale und kooperative Instrumente klassifizieren. Auffällig ist, dass in den im Rahmen 

dieser nationalen Rahmenprogramme laufenden Maßnahmen auf lokaler Ebene wesentlich ambitio-

niertere Ziele verfolgt werden, als die Gesetzgebung auf übergeordneten Ebenen vorgibt. Dies ver-

deutlicht, dass Akteure auf kommunaler Ebene eine entscheidende Rolle bei der Entwicklung neuer 

Gesellschaftsmodelle und einer Transformation der Gesellschaft in Richtung einer nachhaltigen Ent-

wicklung spielen (BMU 2018; Böcher und Töller 2012b; FNR 2014a; Ziesing 2010).  

Ob die für die jeweiligen Policies gewählten Instrumente ihren Zweck erfüllen, warum sie gewählt und 

welche Alternativen diskutiert wurden, wird in den Fallstudien für die ausgewählten Fälle untersucht 

(Böcher und Töller 2013). Des Weiteren soll geklärt werden, an welchen wirtschaftlichen, ökologi-

schen, sozialen oder integrierten Kennzahlen die Regulierung der Bioenergie ausgerichtet wird und 

inwieweit Instrumente wie Nachhaltigkeitsindikatoren oder Zertifizierungssysteme aus dem Biokraft-

stoffbereich für den Strom- und Wärmesektor übernommen werden. Es macht für die Ausgestaltung 

politischer Maßnahmen einen Unterschied, ob Ziele und Instrumente der Energiepolitik über den An-

teil erneuerbarer Energien an Primärproduktion und Endenergieverbrauch definiert werden oder ob 

Lebenszyklusanalysen und Treibhausgasbilanzen einbezogen werden. Deutlich wird diese Problema-

tik bei der Betrachtung der Treibhausgasemissionen Deutschlands, die zu etwa 85 % aus der Ener-

giewirtschaft stammen und seit 2009 trotz des steigenden Anteils erneuerbarer Energien mit leichten 

Schwankungen stagnieren (UBA 2018a).  

5.4.4 Problemstrukturen  

In Bezug auf die Problemstrukturen lassen sich folgende erste Schlüsse ziehen: Ein nachhaltiges 

Energiesystem, das das Erreichen der Klimaschutzziele ermöglicht und gleichzeitig die Versorgungs-

sicherheit erhält, wird im Allgemeinen als übergeordnetes gemeinsames Ziel angesehen. Für eine 

Transformation der heutigen Energieversorgung in Deutschland in Richtung einer nachhaltigen Alter-

native, die ein Erreichen der Ziele des Pariser Klimaabkommens ermöglicht, reichen allerdings einzel-

ne sektorale Maßnahmen nicht aus. Die Energiewende kann nicht durch eine reine Substitution fossi-

ler Energieträger erfolgen, sondern erfordert die Entwicklung eines grundlegend anderen Energiesys-

tems und ist somit eine äußerst komplexe Aufgabe (Ausfelder et al. 2015; Angerer et al. 2016; Leo-

poldina 2014; Renn 2017). Die Entwicklung eines nachhaltigen Energiesystems umfasst somit auch 

Eingriffe in die Lebensgewohnheiten der Menschen, die sich jedoch politisch sehr schlecht vermitteln 

lassen. In der Regel werden daher technikorientierte Lösungsansätze in der Politik bevorzugt, auch in 

Fällen in denen sie nicht die besten verfügbaren Lösungsoptionen darstellen (Böcher und Töller 

2012a; Thrän et al. 2015; WBGU 2009).  

Die Rolle die Bioenergie in ihren unterschiedlichen Facetten in der Phase der Transformation und 

danach wird von verschiedenen Akteuren unterschiedlich bewertet (Agora Energiewende 2018b; An-

gerer et al. 2016; BMWi 2018b, 2018a; BMBF und BMEL 2014; Grefe 2016; IZNE 2007; Land Baden-

Württemberg 2015; Leopoldina 2015, 2014; Renn 2017; Ausfelder et al. 2015). Eine bedeutende Rolle 

spielt in diesem Zusammenhang die Dezentralisierung der Energieversorgung im Rahmen der Ener-

giewende, die mit einem Aufbrechen traditioneller Machtstrukturen im Energiesektor einhergeht. Ins-

besondere die Erzeugung und Nutzung von Bioenergie findet in der Regel in dezentralen, lokalen 

Strukturen auf Haushalts- oder Quartiersebene statt. Die politischen Prozesse bringen somit Vertei-

lungskonflikte mit sich. In der Studie soll genauer untersucht werden, in welchem Verhältnis techni-

sche Machbarkeit und Akteursinteressen vor diesem Hintergrund zueinanderstehen (Böcher und Töl-

ler 2012b). 

Im Themenfeld Bioenergie lassen sich mit Blick auf die Problemstrukturen Unterschiede zwischen 

Strom- und Wärmesektor feststellen. Zum einen unterscheiden sie sich durch die eingesetzten techni-

schen Anlagen zur Energieerzeugung und die jeweils genutzten Energieträger. Im Stromsektor wurde 

bisher vor allem Biogas genutzt, im Wärmesektor vor allem Holz und Holzprodukte (FNR 2018a). Zum 
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anderen bestehen deutliche Unterschiede hinsichtlich der politischen Diskurse. Die gesellschaftliche 

und politische Diskussion um die Energiewende in Deutschland drehte sich bisher vor allem um die 

Stromerzeugung, obwohl über 50 % der Endenergie im Wärmesektor verbraucht werden (ebd.). Die 

politische Regulierung der Bioenergie hat daher im Stromsektor eine längere und komplexere Ge-

schichte als im Wärmesektor, was eine Betrachtung der entsprechenden nationalen Gesetze verdeut-

licht (siehe Kapitel 5.2).  

Heute gibt es zunehmend Bestrebungen, das Energiesystem als Ganzes zu adressieren und auch 

Koppel- und Kaskadennutzungen verstärkt auszubauen (Ausfelder et al. 2015; Renn 2017; Leopoldina 

2014). Welche Vorstellungen von Problemen und Lösungen in den politischen Prozessen dominieren, 

wird anhand der ausgewählten Fallbeispiele im Hinblick auf Zielkonflikte und mögliche Lösungsansät-

ze untersucht.  

5.4.5 Situative Aspekte  

Für die diskursive Rahmung der Bioenergie lässt sich im Verlauf des 21. Jahrhunderts ein deutlicher 

Wandel feststellen (Vogelpohl 2018). Entscheidend für diesen Wandel war die Tank-versus-Teller-

Debatte, die im Zusammenhang mit der Nahrungsmittelkrise den Anbau von Energiepflanzen auf Ag-

rarflächen, meist für den Kraftstoffsektor, geführt wurde. Nachdem um die Jahrhundertwende der An-

bau von Energiepflanzen und die Nutzung von flüssigen Biobrennstoffen besonders von europäischer 

Ebene gefördert worden war, zeigten sich negative ökologische und soziale Auswirkungen, die zu 

einer kritischen gesellschaftlichen Debatte und massiver Kritik an Biobrennstoffen führten. Die ur-

sprüngliche Problemlösung hatte somit zu neuen Problemen geführt. Mit der Ausweitung von Ener-

giepflanzen-Monokulturen wie Palmölplantagen und Maisfeldern wurden teilweise Naturräume wie 

Wälder und Moore zerstört, die Biodiversität wurde bedroht und es gingen Kohlenstoffsenken verlo-

ren, was die Regelung im Hinblick auf Umweltschutzziele ad absurdum führte. Kritisiert wurden wei-

terhin Umweltbelastungen durch den Transport der Biomasse sowie die energetische Nutzung von 

Nahrungspflanzen, deren moralische Vertretbarkeit vor dem Hintergrund der Hungerproblematik um 

2007/08 zunehmend in Frage gestellt wurde (Europäische Kommission 2012b; FAZ 2012; Hirschl et 

al. 2014; Vogelpohl 2018; Vogelpohl et al. 2013). 

Diese Debatte wurde vor allem im Zusammenhang mit Biokraftstoffen für den Verkehrssektor geführt. 

Sie veränderte jedoch für die Bioenergie insgesamt uns somit auch für ihren Einsatz im Strom- und 

Wärmesektor die Rahmenbedingungen. Das zuvor sehr positive Image der Bioenergie wurde getrübt 

und kehrte sich ein Stück weit in das Gegenteil. Der anfängliche Hype um Bioenergie als Beitrag zu 

einer umweltverträglichen und nachhaltigen Energieversorgung flachte ab und die gesellschaftliche 

Akzeptanz sank. Nach einem regelrechten Bioenergieboom um das Jahr 2008 folgte ein Niedergang 

der Branche, der sich somit zum einen durch ein zunehmend negatives Image der Bioenergie erklären 

lässt, zum anderen durch auf Wirtschaftlichkeit begründeten politische Entscheidungen, die die Förde-

rung der Bioenergie stark zurückschraubten (Säcker 2015; Steffens 2015; Vogelpohl 2018).  

Es ist anzunehmen, dass dieser situative Aspekt sich nachhaltig auf alle späteren politischen Prozes-

se im Bereich Bioenergie auswirkt. Ob damit das Ende der Bioenergieförderung im EEG 2014 erklärt 

werden kann und inwiefern dieser Faktor die anderen Policies beeinflusst, wird in der vertiefenden 

Analyse weiter untersucht. Zu klären ist in diesem Zusammenhang auch die Frage, ob die kritische 

Debatte um Bioenergie von einzelnen Akteuren in politischen Prozessen instrumentalisiert wurde und 

wird, um andere Ziele wie den Zugang zu Märkten oder Machterhalt zu erreichen. 

5.5 Zwischenfazit zur Fallgruppe Bioenergie  

In der Fallgruppe Bioenergie ist nach einer ersten Einschätzung zu erwarten, dass politische Prozesse 

im Bereich der Erzeugung und Nutzung von Strom und Wärme aus Biomasse zu weiten Teilen von 

Erfahrungen aus dem Biokraftstoffbereich geprägt werden. Im Hinblick auf die Rolle der einzelnen 

Erklärungsfaktoren laut AEP wird vermutet, dass große Ähnlichkeiten zur Fallgruppe der Biokraftstoffe 
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bestehen, die Fallgruppe Biokunststoffe sich in den Dynamiken ihrer politischen Prozesse jedoch stark 

unterscheidet.  

Auf allen Ebenen lässt sich im Themenfeld Bioenergie die Tendenz erkennen, dass der Wärmesektor 

immer stärkere Beachtung findet. Auf nationaler Ebene konzentrierte sich die Energiewende zunächst 

schwerpunktmäßig auf den Stromsektor, auf europäischer Ebene waren Biokraftstoffe in den vergan-

genen Jahren sehr präsent. Sowohl für Deutschland als auch für die EU insgesamt macht der Wär-

mesektor allerdings etwa 50 % des Energiebedarfs aus, sodass hier noch erhebliche Potentiale lie-

gen. Diese Erkenntnis fließt seit einigen Jahren zunehmend in politische Prozesse auf allen Ebenen 

ein. Eine weitere aktuelle Entwicklung ist, dass lokale Strukturen in der Energiepolitik stärker in die 

Betrachtung und die Politikformulierung auf höheren Ebenen einbezogen werden und etwa durch An-

reizprogramme, beispielsweise finanzielle Förderungen des Bundes, mitreguliert werden.  

Fallübergreifend wird innerhalb des Themenfeldes analysiert, welche Wechselwirkungen sich zwi-

schen den vier territorialen Ebenen feststellen lassen. Es stellt sich die Frage, inwiefern die Diskussi-

onen über die institutionellen Rahmenbedingungen wie RED und RED II einen Einfluss auf die Ausge-

staltung der nationalen Policies EEG und EEWärmeG/GEG haben und hatten. Während das EEWär-

meG bis auf geringe Erweiterungen bis Ende 2018 noch in der ursprünglichen Version von 2009 gültig 

ist, die im Laufe der Jahre lediglich um einen Paragraphen ergänzt wurde, hat das EEG bereits eine 

längere Entwicklung hinter sich, in der es mit diversen Novellierungen immer wieder erweitert und 

teilweise grundlegend verändert wurde. Die Auswahl der RED II liegt zum einen in ihrer Aktualität 

begründet. Zum anderen soll anhand dieses Falls analysiert werden, inwiefern die Erfahrungen der 

letzten Jahre im Bereich der erneuerbaren Energien auf kommunaler, regionaler und nationaler Ebene 

in die politischen Prozesse auf europäischer Ebene zurückfließen und inwiefern sie die Ausgestaltung 

der neuen Erneuerbare-Energien-Richtlinie beeinflussen. Herausgearbeitet werden soll außerdem, 

welche Bedeutung die RED II für die zukünftige Entwicklung der Bioenergie im deutschen Strom- und 

Wärmesektor hat und welche Wechselwirkungen es voraussichtlich mit der regionalen und kommuna-

len Ebene geben wird.  

Ersten Erhebungen im Forschungsprojekt zufolge stellt das EEG 2014 für die Bioenergiebranche in 

Deutschland eine einschneidende Veränderung dar. Es stellt sich die Frage, wie die politische Kehrt-

wende um die Jahre 2013 und 2014 zu erklären ist und welche Interessen von welchen Akteuren mit 

welchen Zielen durchgesetzt wurden. Weiterhin ist zu klären, welche Rolle die Bioenergie nach der 

Auffassung unterschiedlicher Akteure in einem zukünftigen Energiesystem spielen soll und welche 

Bedeutung kommunale und lokale Akteure für die Transformation des Energiesystems haben.  

Mit der Untersuchung soll für alle ausgewählten Fälle offengelegt werden, welche Auswirkungen auf 

die Umwelt diskutiert werden und inwiefern Umweltauswirkungen die Ausgestaltung konkreter Policies 

beeinflussen. Zielkonflikte der Bioenergiepolitik mit Umweltschutz, Nahrungs- und Futtermittelproduk-

tion sowie Wald- beziehungsweise Flächennutzung im Allgemeinen ergeben sich aus dem gesteiger-

ten Bedarf an Biomasse zur Befriedigung der Nachfrage nach Biobrennstoffen bei begrenzten Res-

sourcen und einer wachsenden Weltbevölkerung. Hier stellen sich Fragen einerseits nach der techni-

schen Machbarkeit einer gesteigerten Biomasseproduktion und andererseits nach der moralischen 

und politischen Umsetzbarkeit im Hinblick auf Produktionsmengen, Anbausysteme und Nutzungsar-

ten. Aufgrund der bestehenden konkurrierenden Nutzungsansprüche an die verfügbare Biomasse gilt 

es innerhalb des energetischen Nutzungspfades möglichst ressourceneffiziente Verwertungspfade mit 

Koppel- und Kaskadennutzung in neuen dezentraleren Strukturen zu entwickeln und zu etablieren. Ob 

und inwiefern diese Überlegungen in konkreten politischen Prozessen der Bioenergiepolitik eine Rolle 

spielen und in die Ausgestaltung der Policyinhalte einfließen wird im weiteren Verlauf der Forschung 

anhand der hier vorgestellten Fallbeispiele untersucht.   
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6 Fazit und weiteres Vorgehen 

Ziel dieser Übersichtsanalyse war es, den im Forschungsprojekt „Politische Prozesse der Bioökono-

mie zwischen Ökonomie und Ökologie – Bio-Ökopoli“ zugrunde gelegten Analyserahmen „Ansatz 

eigendynamischer politischer Prozesse (AEP)“ sowie die untersuchten Fälle in den drei ausgewählten 

Regelungsbereichen Biokunststoffe, Biokraftstoffe und Bioenergie vorzustellen und erste Rückschlüs-

se hinsichtlich der Relevanz der verschiedenen Erklärungsfaktoren politischer Prozesse, die der AEP 

formuliert, zu ziehen. Dabei wurde deutlich, dass in allen drei Fallgruppen Policies durch das Zusam-

menspiel aller politischen Ebenen im europäischen Mehrebenensystem im Rahmen von Multi-Level-

Governance entstehen. Zudem wurde in allen drei Fallgruppen die starke Verknüpfung zwischen (bio-

)ökonomischen Zielvorstellungen und ambivalenten Auswirkungen auf Ökologie und Nachhaltigkeit 

deutlich, die beispielsweise bei Biokraftstoffen oder Bioenergie zu Veränderungen in der politischen 

Steuerung geführt haben, bei Bioplastik gegenwärtig noch zu ambivalenten politischen Konsequenzen 

führen.  

Was die Relevanz des AEP angeht, so konnte gezeigt werden, dass die Rolle der Faktoren Akteure, 

Institutionen, Instrumentenalternativen, Problemstrukturen und situative Aspekte bereits auf der Ebene 

der Übersichtsanalyse augenscheinlich ist.  

Allerdings gibt es zwischen den drei Fallgruppen einen sehr deutlichen Unterschied. Während Biok-

raftstoffe und Bioenergie Bereiche der Bioökonomiepolitik darstellen, in denen schon ausdifferenzierte 

Regulierungen und konkrete Politikinstrumente vorliegen, ist dies bei Bioplastik nicht der Fall. Hier 

scheint es noch keinen gesellschaftlichen Konsens zur stärkeren politischen Unterstützung zu geben, 

weil es zum einen sehr ambivalente ökologische Konsequenzen gibt, zum anderen die Plastikherstel-

ler ihre Industrie nur unter Aufwendung hoher Kosten umstellen können – der mögliche Treiber eines 

wirtschaftlichen Supports im Sinne einer ökologischen Modernisierung („Win-win“) ist hier noch nicht 

stark ausgeprägt. Es ist insgesamt noch nicht klar, ob Biokunststoffe eine sinnvolle und nachhaltige 

Alternative zu konventionellen Kunststoffen darstellen, oder die umweltpolitischen und wirtschaftlichen 

Nachteile (notwendige Anbauflächen, höhere Kosten) überwiegen.  

In der Fallgruppe Biokraftstoffe gibt es hingegen detaillierte Regulierungen und einen nachweisbaren 

instrumentellen Wandel. Nach einer Periode der eher anreizorientierten politischen Instrumente lässt 

sich hier in jüngerer Zeit ein Wandel zu eher regulativen Instrumenten beobachten. Zudem fällt eine 

politische Ebenenverschiebung ins Auge. Wird die Biokraftstoffpolitik ohnehin weniger durch kommu-

nale oder regionale Politik beeinflusst, lässt sich hier sogar eine stärkere Verlagerung der deutschen 

Biokraftstoffpolitik weg von der nationalen Ebene auf die supra-nationale (EU-) Ebene erkennen.  

Bei der Fallgruppe Bioenergie konnte gezeigt werden, dass hier der Wärmesektor sukzessive an Re-

levanz gewinnt, während auf der nationalen Ebene sich Bioenergie lange insbesondere auf die 

Stromerzeugung konzentrierte. Relevant sind auch bei der Bioenergie alle politischen Ebenen, aller-

dings im Gegensatz zu Biokraftstoffen können hier auch auf kommunaler und regionaler Ebene Aktivi-

täten und Entstehung lokaler Policies beobachtet werden, auch wenn diese unter Umständen durch 

Anreize übergeordneter staatlicher Ebenen induziert sind (hierarchische Anreizsteuerung). 

Deutlich wurde zudem, dass Bioenergie eng mit den Politiken zu Biokraftstoffen verknüpft ist. Europä-

ische institutionelle Rahmenbedingungen und Politikwandel, wie derjenige von RED zu RED II, spielen 

eine Rolle in beiden Bereichen ebenso wie nationale Regelungen, unter anderen die verschiedenen 

Novellen des EEG. Hier wurde deutlich, dass insbesondere das EEG 2014 für die Bioenergiebranche 

in Deutschland eine einschneidende Veränderung darstellte. Weitere Analysen müssen zum Ziel ha-

ben, die dahinterstehenden Interessen und Akteure, die sich im politischen Prozess offensichtlich 

durchgesetzt haben, zu identifizieren.  
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Allen Fallgruppen und identifizierten Fällen gemein ist, dass sich Wechselwirkungen mit anderen Poli-

tikfeldern wie Agrar- und Umweltpolitik ergeben. Insbesondere die Frage nach der Verfügbarkeit von 

der in den jeweiligen Fällen für konkrete Maßnahmen jeweils notwendigen Biomasse und den dafür 

unabdingbaren Anbauflächen stellt eine wichtige Problemstruktur der Bioökonomiepolitik dar. Die 

möglicherweise entstehenden Konflikte mit der Umweltpolitik, wenn es nicht gelingt, Win-win-Situatio-

nen durch eine stärkere Politikintegration zu schaffen, liegen auf der Hand. Zwei der dem Projekt zu-

grundeliegenden Fallgruppen weisen eine hohe Verflechtung miteinander sowie eine starke Rege-

lungsdichte auf, namentlich Biokraftstoffe und Bioenergie. Bioplastik erscheint aus policyanalytischer 

Sicht noch nicht als so stark politisch reguliert – hier erscheinen existierende Policies noch in einem 

sehr frühen Stadium beziehungsweise befinden sich noch in einer grundlegenderen politischen Dis-

kussion über das generelle für und wider von Bioplastik als bioökonomisch sinnvolle politische Strate-

gie. 

Als nächste Schritte der Analysen im Projekt erfolgen nun vertiefende empirische Analysen der identi-

fizierten Fälle der drei Fallgruppen anhand des AEP. Ziel ist es nun, in den einzelnen Fällen die politi-

schen Mechanismen aufzudecken und mit Hilfe des AEP Erklärungen zu finden, zum Beispiel warum 

das EEG 2014 so ausgestaltet wurde, dass es für die Bioenergiebranche einschneidende Verände-

rungen mit sich brachte oder warum Bioplastik bislang noch keine ähnlich starken politischen Regulie-

rungen wie Bioenergie oder Biokraftstoffe aufzuweisen hat. Hier könnten sich zum Beispiel Unter-

schiede in den Problemstrukturen oder in den Auswirkungen auf die grundsätzlich mächtigen Interes-

sen der Wirtschaftsakteure bemerkbar machen. Darüber hinaus sollen Varianzen in den einzelnen 

Fallgruppen und Fällen identifiziert und erklärt werden. Einen weiteren Aspekt der folgenden tieferge-

henden Analysen stellen fallübergreifende Aspekte anhand der Erklärungsfaktoren des AEP dar, bei-

spielsweise welche Rolle bestimmte Akteure, wie die bereits genannten Wirtschaftsverbände oder 

auch Umweltverbände in den jeweiligen Fällen spielen oder welche politischen Instrumente warum 

ausgewählt werden. Damit sollen für das Gesamtprojekt relevante, die Bioökonomie generell betref-

fende, Analysen erstellt werden und zudem Rückschlüsse für die Fortentwicklung des Ansatzes ei-

gendynamischer politischer Prozesse (AEP) gewonnen werden.  
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